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Vorbemerkung

rn seinen Empfehlungen zur HochschulmedLzj-n in den neuen Län-
dern und in Berlinl) vom September 1991 hat der Vtissen-
schaftsrat neben allgemeinen Aussagen zvr künftigen Ent-
wicklung der Hochschulmedizin auch spezifische Empfehlungen
zu den medizinischen Ausbildungsstätten in den neuen Ländern
gegeben. Er hat sich darin ausführlich mit der Hochschulmedi-
zLn in Mecklenburg-Vorpoilrmern befaßt und grundlegende Empfeh-
lungen zur weiteren Entwicklung der Medizinischen Fakultäten
des Landes ausgesprochen. Danach sollte eine Gesamtplanung
für die beiden medizinischen Ausbildungsstätten in Rostock
und Greifswald aufgestellt werden und eine Absprache zwischen
beiden Standorten über jeweilige Schwerpunkte mit entspre-
chender Aufgabenteilung in möglichst vielen Bereichen erfol-
gen.')

Der Ausschuß Medizin hat die Medizinische Fakultät der Uni-
versität Rostock am 10. Februar L994 besucht. Eine Visite der
Greifswalder Fakultät fand am 1l-. Februar L994 statt. Auf der
Grundlage der Besuche sowie der vom Land Mecklenburg-Vorpom-
mern und der Medizinischen Fakultäten vorgelegten, im April
1995 zuLeLzL überarbeiteten Konzeption wurde die vorliegende
Stellungnahme vom Ausschuß Medizin vorbereitet. Der Wissen-
schaftsrat hat die Stellungnahme am 19.L.L996 verabschiedet.

1)

2)

Empfehlungen zutr
den neuen Ländern
L992.

A.a.O., S. 7L-77.

künftigen Struktur der Hochschullandschaft
und im Ostteil von Berlin, TeiI III, Köln

J-n



3-

A. Ausgangslage

A.I. Hochschulmedizin in Mecklenburg-Vorpommern

I.l-. Entwicklung und gegenwärtiger Stand

Die Medizinischen Fakultäten der Universitäten Rostock und

Greifswald gehören zu den Gründungsfakultäten ihrer Univer-
sitäten, die jeweils auf eine über sO0jährige Geschichte zrt-
rückblicken können. Sie sind auch heute von großer Bedeutung

für beide Universitäten. Bei der Neustrukturierung der Hoch-

schullandschaft in den neuen Ländern \^rar allerdings zu beden-

ken, daß das strukturschwache Land Mecklenburg-Vorpommern

unter denjenigen Ländern, die über zwei Universitätsklinika
verfügen, dasjenige mit der geringsten Einwohnerzahl ist. Vor
diesem Hintergrund schlug der V{issenschaftsrat vor, den Aus-
bau des Universitätsklinikums in Rostock auf eine Planbetten-
zahl von 1.350 zu begrenzen. Für das Universitätsklinikum
Greifswald wurde eine Planbettenzahl von 1.050 zugrunde ge-
Iegt, wobei die geringere Bettenausstattung durch eine enge

vertraglj-che Zusammenarbeit mit einem Bezirkskrankenhaus kom-

pensiert werden sollte. Außerdem hielt es der Wissenschafts-
rat für notwendig, den vergleichsweise hohen Anteil an Regel-
versorgung gezielt für Lehre und Forschung im Sinne eines
bevöIkerungsorientierten Konzeptes (Community Medicine) zu

nutzen. Der Ausbau der Maximalversorgung sollte dementspre-
chend auf ein Minimum beschränkt bleiben.

Darüber hinaus empfahl der Vtissenschaftsrat, ein Konzept füf
eine enge fachliche Abstimmung beider Universitätsklinika
aufzustellen, in dem eine klare Schwerpunktbildung und eine
Aufgabenteilung in möglichst vielen Bereichen erfolgen solI-
te. Ausdrücklich wies er auf den Studiengang Zahnmedizin hin,
der nur an einem der beiden Standorte auszubauen sei.r) Mit

Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur künftigen
Hochschullandschaft in den neuen Ländern und
Berlin, Teil rrr, KöIn L992, S. 69.

Struktur der
im Ostteil von

1)
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dieser Zielvorstellung und vor dem Hintergrund der desolaten
Bausubstanz der Zahnklinik "müßte insbesondere geprüft $rer-
den, ob der Studiengang Zahnmedizin in Greifswald aufgegeben
werden" müsse. Eine Empfehlung, an welchem der beiden Stand-
orte die Zahnmedizin erhalten bleiben sollen sprach der t'Iis-
senschaftsrat in diesem Zusammenhang nicht aus.

Anläßlich seines Besuches im Februar L994 stellte der Aus-
schuß Medizin des Wissenschaftsrates mit Erstaunen fest, "daß
beide Medizinischen Fakultäten mittlerweile auf ein mehr ocler
minder vollständiges Leistungsspektrum"l) hinarbeiteten. Die
erwartete Abstimmung des fachlichen Spektrums hatte "nach dem

Eindruck des Ausschusses Medizin nur in sehr unzureichendem \/
Maß stattgefunden". Die Ausbauplanungen beider Fakultäten
zielten auf ein geschätztes Gesamtvolumen von rund 1r9 Milli-
arden DM (Rostockz 792 Mio DM; Greifswald 1.068 Mio DM)2)

und "im Hinblick auf den zugrundegelegten Raumbedarf auf ein
wünschbares Optimum". Auch im Vergleich mit den Ansprüchen
der Medizinischen Fakultäten in den alten Bundesländern über-
stiegen diese Vorstellungen das vertretbare Maß nach Ein-
schätzung des Ausschusses Medizin deutlich. Nach wie vor sah
der Ausschuß Medizin "keinen Grund, zwei- zahnmedizinische
Schwerpunkte in Mecklenburg-Vorpoflrmern aufzubauen". Dies gel-
te auch für andere Fächer, beispielsweise Arbeitsmedizin,
aber auch klinische Teildisziplinen, unter anderem Kinder-,
Neuro- und Herzchirurgie, bei denen denkbar sei, daß eine \-
Fakultät die Lehraufgaben für beide Standorte wahrnehme. Er-
neut wurde auch die Frage nach den für Forschung und Lehre
erforderlichen Planbetten gestellt. Es sei zu überlegen, "ob

1) Schreiben des Vorsitzenden des Ausschusses Medi-zin des Wissen-
schaftsrates vom 9 . 3.L994 an die Kultusministerin des Landes
Mec k lenburg-Vorpommern .

2) Medizinische Fakultät der Universität Rostock; Materialien
zum Besuch des Vtissenschaftsrates am 10. Februar 1994, S.
146.
Medizinische Fakultät der Ernst-Mori-tz-Arndt Universität,
Greifswald, November 1993, S. L82.
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nicht ein bestimmtes Kontingent an "Landesbetten" zu identi-
fizieren und über entsprechende Mittel zv finanzieren !{äre. "

Land und Fakultät leiteten daraufhin ein neues Abstimmungs-
verfahren ein, in das auch das Sozialministerium und weitere
externe Experten eingebunden waren, mit dem ZieL, das Konzept
für die beiden Medizinischen Fakultäten zu überarbeiten. Das

neue Konzept wurde im Dezember 1994 vorgelegt und basierte
auf den folgenden Eckdaten:

Absenkung der ZahI HBGP-finanzierter Planbetten

Die Zahl der über das HBFG finanzierten Betten soII am Stand-
ort Greifswald künftig auf 760 (bisher 1-.098 Betten) und am

Standort Rostock auf 988 (bisher 1.354 Betten) reduziert wer-
den. Diese Bettenkapazitäten werden an den jeweiligen Stand-
orten für den Bedarf der hochschulmedizinischen Aufgaben als
ausreichend erachtet. Sie reichen jedoch nicht aus, um die
den beiden Hochschulklinika obliegenden Verpfli-chtungen in
der regionalen Krankenversorgung zu erfüI1en. Hinzu kommen

daher in Greifswald 45 und in Rostock 424 sogenannte Versor-
gungsbetten, die außerhalb des HBFG finanziert werden sollen.
Insgesamt ergibt sich daraus für Greifswald eine Gesamtzahl
von 805 und für Rostock von L.412 in universitärer Träger-
schaft stehenden Planbetten. Eine entsprechende Regelung ist
im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landeskrankenhaus-
gesetzes für das Land Mecklenburg-Vorpoilrmern vorgesehen, das

im Jahr 1996 in Kraft treten sol1. Der laufende Betrieb der
Hochschulklinika wird in üblicher Weise über die Vergütung
der Krankenversorgung und die Landeszuschüsse finanziert.

Überführung von Fachgebieten in andere Trägerschaft

Außerdem sind Trägerwechsel für das Fachgebiet Psychiatrie
der Medizinischen Fakultät Greifswald vorgesehen. oie Über-
nahme der Erwachsenenpsychiatrie durch die Odebrecht-Stiftung
sowie der Kinder- und Jugendpsychiatrie durch das Christopho-
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rus-Krankenhaus in Ückermünde wird derzeit vorbereitet. Auf
den ursprtinglich geplanten Trägerwechsel der Klinik für Ner-
venheilkund in Rostock sowie der Klinik für Orthopädie in
Greifswald wurde im Hinblick auf die gegenüber ursprünglichen
Planungen erweiterte Versorgungsbettenregelung vexzichtet.
Das Konzept des Trägerwechsels soII "die Belange von For-
schung und Lehre durch eine entsprechende Beteiligung des
Landes" sicherstellen. Das für Forschung und Lehre notwendige
Personal wird weiterhin der Universität angehörerl. "1)

Kooperation mit Krankenhäusern der Region

Eine weitreichende Kooperation mit regionalen Krankenhäusern
ist für beide Standorte vorgesehen (vgl. A. fI. 1. sowie
A. III. 4.1. Die anläßIich des Besuches des Ausschusses Me-

dizin in Erwägung gezogene komplette Verlagerung einzelner
Universitätskliniken und ihre Zusammenführung mit städtischen
Krankenhäusern erwies sich als nicht durchführbar.

Komplementarität der klinischen Fächer und Schwerpunkte in
der Forschung

Zwischen Land und Fakultät wurde ein Konzept der komplementä-
ren Schwerpunkte vereinbart. das für den Standort Greifswald
insbesondere den Verzicht auf die ursprünglich geplanten Ein-
richtungen zur Knochenmarktransplantation mit sich brachte
(vgl. A. II. L., A. II. 3. sowie A. III. 3.). Entsprechend
den Vereinbarungen für die klinischen Fächer wurde ein Kon-
zept komplementärer Schwerpunkte für die Forschung verein-
bart.

Reduktionen in der Zahnmedizin

Für die Überlegungen zur Zahnmedizin war von Bedeutung, daß
die Communj-ty Dentistry, die zum Zeitpunkt der Empfehlungen

t) Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern vom L5.12.L994
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des l[j-ssenschaftsrates von L99L noch nicht im vordergrund
stand, mittlerweire a1s wichtiger und unverzichtbarer Be-
standtei-I des Konzeptes der Community Medicine erkannt wurde.
Gl-eichwohl häIt das Land am Fortbestehen der zahnmedizini-
schen Ausbildung am standort Rostock fest. rm Rahmen der er-
neuten konzeptionellen überregungen schrug eine eigens zv
diesem Punkt einberufene Expertenkommission vor, beide zahn-
medizinischen Standorte mit reduzierten Studentenzahlen (Ro-
stock: 32 studienanfänger pro Jahr, Greifswaldz 25 studien-
anfänger pro Jahr) und reduziertem Investitionsvolumen fort-
zuführen. Die Landesregierung hat daraufhin im Dezember Lgg4
den Erhalt beider zahnmedizinischer standorte beschrossen.

Absenkung der Studentenzahlen

rm Hinblick auf die anstehende Reduzierung der HBFG-finan-
zierten Pranbetten um insgesamt 704 Betten an beiden stand-
orten erwartet das Land eine Absenkung der jährlichen Aufnah-
mequoten für Humanmedizin auf künftig L2o studienanfänger in
Greifswald und 150 in Rostock.

Einsparungen im investiven und konsumptiven Bereich

Die neuen Pranungen des Landes gehen von einem rnvestitions-
bedarf von rund 1,5 Mirriarden DM für beide Krinika innerhalb
von 15 Jahren aus.r) Dies bedeutet nach Angaben des Landes
gegenüber der Ausgangspranung eine Reduktion um g72 Millio-
nen DM. Einsparungen bei den Betriebskosten seien auch im
personerren Bereich, beispiersweise durch Reduktionen bei c4-
und c3-ste11en, mögrich ge\,\resen. rnforge der Bettenreduzie-
rung werde mit einem sinkenden Gesamtaufwand der beiden KIi-
nika gerechnet, der sich allerdings nicht unmittelbar auf die
Landeszuschüsse für Forschung und Lehre niederschrage, da
gleichzeitig ErtragsausfäIre einzukarkurieren seien.

1) weitere Reduktionen werden sich durch die anderweitige Finan-zierung der Versorgungsbetten ergeben.
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I.2. Finanzierung

Der Landeszuschuß an Medizinische Fakultät und Klinikum der

Universität Rostock betrug im Jahr 1993 52,6; im Jahr L994

belief sich der Zuschuß zum Haushalt (3L6,7 Mio DM) auf 72,1

Millionen DM. Für die Greifswalder hochschulmedizinischen
Einrichtungen betrug der Landeszuschuß 36,0 Millionen DM im

Jahre 1993 und 67,7 Millionen DM im Jahre L994. Die Zahnmedi-

zin der Universität Rostock verzei-chnete im Jahr L994

9,4 Millionen DM an Einnahmen (davon 6,2 Mio DM in der MKG-

Chirurgie), die der Universität Greifswald 5r5 Millionen DM

(davon 4r0 Mio DM in der MKc-chirurgie). Dem standen 13,0

Millionen DM an Ausgaben für die Zahnmedizin (davon 5,7 Mio

DM für Personalkosten der MKG-Chirurgie) in Rostock und 7,L

Millionen DM (davon 1rB Mio DM für Personalkosten der MKG-

Chirurgie) in Greifs\^rald gegenüber. Die Ausgaben der Zahnkli-
niken hlurden in Rostock z'tr 5514 B und in Greifs\^,ald ztJ 33t4 B

durch Einnahmen aus der Krankenversorgung gedeckt. Die Ein-
nahmen der MKG-Chirurgie deckten in Rostock 80 * der Ausga-

ben. In Greifshrald erwirtschaftete die MKG-Chirurgie einen

Einnahmenüberschuß. Die Einnahmen entsprachen 160 t der Aus-

gaben.l)

Für Baumaßnahmen im Rahmen des HBFG zugunsten der Medizini-
schen Fakultäten in Mecklenburg-Vorponrmern wurden Seit 1990

insgesamt rund LL9,7 Millionen DM aufgewandt. Davon trug das

Land 72,5 Millionen DM (incl. Vorkosten). Hinzu kamen rund

33,1 Millionen DM für Großgeräte. Der Anteil der Medizin be-

Iief sich damit in diesen Jahren auf 50 B aller HBFG-Auf\^Ien-

dungen für Mecklenburg-Vorpommern. Auf die Medizinische Fa-

kultät Rostock entfielen von den Bauinvestitionen 61,3, auf

die Medizinische Fakultät Greifswald 58,4 Millionen DM. Die

Aufwendungen des Landes für Bauinvestitionen an den Medizini-
schen Fakultäten betrugen im Jahr L994 insgesamt 32,0 Mi1lio-
nen DM. Für das Jahr 1995 \^Ierden insgesamt 9813 Millionen DM

1) Anteil der MKG-Chirurgie an den Sachkosten entsprechend dem
Anteil an den Personalkosten geschätzt
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(davon Landesanteil für Bauvorhaben: 42,3 Millionen DM)

veranschlagt.

Für Bauunterhaltung standen der Universität Rostock aus Lan-
desmitteln in den Haushaltsjahren L99L L994 insgesamt L7 tg
Millionen DM zur Verfügung, von denen insgesamt 8r6 Millionen
DM auf den Bereich Medizin entfielen, sowie im Jahr L994

4r4 Millionen DM aus Pflegesatzeinnahmen. Hinzu kamen im
Zeitraum 1991 1994 rund 216 Millionen DM für kleine Baumaß-

nahmen im Bereich Medizin. Die Universität Greifswald verfüg-
te im gleichen Zeitraum über insgesamt L4,6 Millionen DM, von
denen 8,0 Millionen DM in den Bereich Medizin flossen, sowie
im Jahr L994 3,3 Millionen DM aus Pflegesatzmitteln. Für
kleine Baumaßnahmen im Bereich I',tedizin kamen 2,L Millionen DM

im Zeitraum 1991 L994 hinzu.

In Eigenverantwortung der Universitäten können Bauunterhal-
tungsmaßnahmen mit einer Kostenhöhe bis zu 10 TDM durchge-
führt werden. Ein erster Entwurf zur Anderung des Landeshoch-
schulgesetzes sah zur vereinfachung des planungsablaufes die
Einrichtung eines zentralen Hochschulbauamtes beim Kultusmi-
nisterium vor. Dieses soIlte Aufgaben im Hochschulbau wahr-
nehmen, für die bisher das Finanzministerium, die oberfinanz-
direktion und die Landesbauämter zuständig sind. Diese
rnitiative wurde zwischenzeitlich allerdings wieder aufgege-
ben.
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Übers'i cht 1

Ist- und So11-Ausgaben für den Hochschulbau und

d'ie Med'izi ni schen Fakul täten
'i n Meckl enburg-Vorpornmern

* Angaben Medizin gesamt für 1997 bis 1999 ohne Großgeräte

euelle: Angaben des BMBF vom 20. September 1995 sowie Schreiben des Landes vom 6. November 1995

Jahr Bauvorhaben Medizini-
sche Fakultät Rostock

Bauvorhaben Medizini-
sche Fakultät Greifs-

wald

Medizin gesamt
(bis 1996

einschl. Großge-
räte)

Mecklenburg-
Vorpommern

gesamt

lst - Ausgaben (in TDM)

1990 4,7 18.7 23,4 57,0

1991 11,2 17,4 30,0 48,0

1992 7,7 7,3 17,O 33,0

1993 6,8 3,2 22,O 54,0

1994 30.9 '1 1,9 61,0 1 11,0

Summe 61,3 58.4 't 53,4 303.0

Soll - Ausgaben (in TDM)

1995 36,8 10,1 56,9 112,8

1996 46.3 31,9 87,6 243,2

1997 54,1 61.5 1 15,6 * 303,s

1998 55,8 72,9 128,7 * 301,3

1999 80,0 63,6 143,6* 307,3
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A.rr. Medizinische Fakultät der Universität Rostock

II.1. Entwicklung, Struktur und Personal

Die Medizinische Fakultät der Universität Rostock ist eine
der Gründungsfakultäten der 1,4L9 gegründeten Hochschule, die
bis zum 18. Jahrhundert in Nordeuropa ein hohes Ansehen ge-

noß. Seit Mitte der 50er Jahre dieses Jahrhunderts gewann die
Fakultät erneut an Renorunee. Besonders gepflegt wurden wis-
senschaftliche Kooperationsbeziehungen mit westlichen Hoch-

schulen und Einrichtungen verschiedener Länder des Ostblocks.
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands hat auch die Medizi-
nische Fakultät in Rostock einen grundlegenden Wandel durch-
gemacht: Insbesondere die durch ein hohes Durchschnittsalter
und einen großen Anteil unbefristeter Stellen geprägte Perso-
nalstruktur wurde verbessert, die Zahl der Klinikumsbetten
und damit die Belastung durch die regionale Krankenversorgung
vermindert.

Heute besteht die Fakultät aus 13 Instituten und 19 Kliniken
sowie vier Zentralen Einrichtungen: Elektronenmikroskopisches
Zentrum, Experimentelles Forschungszentrum, Weiter- und Fort-
bildungszentrum für medizj-nisches Personal und Zentralapothe-
ke. Neu geschaffen wurden seit 1991 die K1inik für Herzchir-
urgie, das Institut für Biomedizinische Technik, das Institut
für Medizinische Informatik und Biometrie, das Institut für
Gesundheitswissenschaften sowie das Experimentelle Forschungs-
zentrum, das mit Verfügungsflächen für die Forschung ausge-
stattet wurde. 1995 wurde ferner das Zentrum für Nervenheil-
kunde gebildet, in dem die Kliniken für Psychiatrie und Psy-
chotherapien für Psychosomatik und für Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie bzw. -psychotherapie zusaflrmengefaßt wurden. Dem Zen-
trum soll nach neueren Planungen auch das Institut für Medi-
zinische Psychologie angeschlossen werden, das zunächst als
Abteilung des Zentrums für Gesundheitswissenschaften vorgese-
hen war. Das Fächerspektrum solI ferner durch einen Stif-
tungsletrrstuhl für Naturheilverfahren und Ernährungsmedizin
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erweitert werden. Einen Überbtick über die Kliniken und die
Institute gibt Übersicht 2.

Der Prozeß der Neustrukturierung ist noch nicht beendet. Die
Fakultät plant

die Bildung eines Zentrums für Zahn-, Mund und Kieferheil-
kunde mit vier eigenständigen Kliniken für MKG-Chirurgie,
für ZahnärzLliche Prothetik und Werkstoffkunde, für Zahner-
haltung und für Kieferorthopädie;

die Einrichtung einer Abteilung Neurochirurgie in der Chir-
urgischen Klinik mit Ausrichtung auf Neurotraumatologiei .--

- die Ausgliederung der Abteilung für Transfusionsmedizin aus

der Klinik für Innere Medizin und den Aufbau eines eigen-
ständigen Instituts; das Land schlägt die Eingliederung des

Faches Transfusionsmedizin als selbständige Abteilung in
das Institut für Immunologie vor;

den !,Iegfa1l der Abteilung Medizinische Biologie des Insti-
tuts für Anatomie;

die Aufteilung des Instituts für Biomedizinische Technik
und Medizinische Informatik in zwei- getrennte Institute;

\/

die Auflösung des Instituts für Gesundheitswissenschaften;
der Bereich Hygiene soII dem zukünftigen Institut für Mi-
krobiologie und Hygiene angegliedert werden, die Bereiche
Arbeits- und Sozialmedizin sollen a1s eigenständiges Insti-
tut zusanrmengefaßt werden.
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Übersicht 2

Strukturplan der Med'izinischen Fakultät der Universität Rostock

jtruktur 1994/1995 ieplante Struktur

nstitut für Anatomie
Anatomie
Medizinische Biologie

nstitut für Anatomie

nstitut für Arbeitsmedizin rach neuerer Planung:
nstitut für Arbeilsmedizin und Sozialmedizin

nstitut für Biomedizinische Technik und Medizinische lnfor-
natik

Biomedizinische Technik
Medizinische lnformatik

nstitut für Biomedizinische Technik

nstitut tür Medizinische lnformatik und Biometrie

nstitut f ür Gesundheitswissenschaften
Sozialmedizin
Hygiene

nstitut für Gesundheitswissenschaften
Sozialmedizin
Hygiene
Arbeitsmedizin
Medizinische Psychologie

\ach neuerer Planuno: Auflösuno des lnstituts

nstitut für lmmunoloqie nstitut lür lmmunoloqie

nstitut für Klinische Chemie und Pathobiochemie
Klinische Chemie und Laboratoriumsdiagnostik
Pathobiochemie

nstitut für Klinische Chemie und Pathobiochemie
Klinische Chemie und Laboratoriumsdiagnostik
Pathobiochemie

nstitul für Medizinische Biochemie nstitut für Medizinische Biochemie

nstitut für Medizinische Mikrobiologie
Virologie
Bakteriologie/lnfektionsserologie

nstitut für Medizinische Mikrobiologie und Hygiene
Virologie
Bakteriologie/lnf ektionsserologie

{ach neuerer Planung: Eingliederung des Bereichs Hygiene

nstitut für Patholooie nstitut für Patholoqie

nstitut für Pharmakologie und Toxikologie
Experimentelle Pharmakologie
Klinische Pharmakologie
Toxikoloqie

nstitut für Pharmakologie und Toxikologie
Experimentelle Pharmakologie
Klinische Pharmakologie
Toxikoloqie

nstitut für Phvsiolooie nstitut für Phvsiolooie

nstitut Iür Rechtsmedizin nstitut für Rechtsmedizin

Quelle: Universität Rostock, Medizinische Fakultät/Klinikum: Fortschreibung zu den Materialien für den Wissenschaftsrat
Stand: 12.12.1994, ergänzt durch Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 6.11.1995.
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Fortsetzung Übersi cht 2
Strukturpl an der Medi zi ni schen Fakul tät der Uni vers'i tät Rostock

Struktur 1994/1995 Geolante Struktur

Klinik und Poliklinik für Anästhesiolooie Klinik und Poliklinik für Anästhesioloqie

Auoenklinik und Poliklinik Auqenklinik und Poliklinik

Chirurgische Klinik und Poliklinik
Allgem. Chirurgie und Transplantationschirugie
Unfallchirurgie
Kinderchirurqie

Zentrum für Chirurgie
Klinik und Poliklinik für Allgemeine Chirurgie und
Transplantionschirurgie
Klinik für Unfall- und Neurochirurqie

Klinik für Herzchirurgie Klinik für Herzchirurgie

Dermatologische Klinik und Poliklinik Dermatologische Klinik und Poliklinik

Frauenklinik und Poliklinik Frauenklinik und Poliklinik

Hals-Nasen-Ohren-Klinik Hals-Nasen-Ohren-Klinik

Klinik und Poliklinik für lnnere Medizin
Kardiologie
Nephrologie
Gastroenterologie
Tropenmedizin
Endokrinologie
Pulmologie
Hämstologie/On kologie
Transfusionsmedizin

Klinik und Poliklinik für lnnere Medizin
Kardiologie
Nephrologie
Gastroenterologie
Tropenmedizin
Endokrinologie
Pulmologie
Hämatologie/Onkologie

lnstitut f ür Transfusionsmedizin

Kinderklinik und Poliklinik
Allgemeine Pädiatrie
Neonatolog iellntensivmedizin
Kinderkardiologie
Kindernephrologie
Kinderonkologie
Humangenetik

Pädiatrisches Zentrum r )

Allgmeine Pädiatrie
Neo nato Iog iellnte nsivm ed iz in
Kinderkardiologie
Kindernephrolgie
Kinderonkologie
Kinderchirurgie
Humanoenetik

Nervenklinik und Poliklinik
Neurologie
Psychiatrie
Kinder- und Jugendpsychiatrie
Psychosomatik und Psychotherapeutische Medizin
Medizinische Psychologie

Zentrum für Nervenheilkunde
Klinik und Poliklinik für Neurologie
Klinik und Poliklinik für Psychiatrie
Klinik und Poliklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie
Klinik und Poliklinik für Psychosomatik und Psychothera-
peutische Medizin

Nach neuerer Planung: Eingliederung des lnstituts für
Medizinische Psvcholoqie

Orthopädische Klinik und Poliklinik Orthopädische Klinik und Poliklinik

Radiologische Klinik und Poliklinik
Strahlentherapie
Nuklearmedizin
Röntoendiaonoslik

Zentrum für Badiologie
Klinik und Poliklinik für Strahlentherapie
Klinik und Poliklinik für Nuklearmedizin
Klinik und Poliklinik lür diaonostische Radiolooie

Uroloqische Klinik und Poliklinik Urologische Klinik und Poliklinik

Klinik und Poliklinik tür Zahn-, Mund- und Kieferkrank-
heiten

Zentrum lür Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde

Klinik und Poliklinik für Mund-, Kie{er- und Gesichtschir
urqie

Klinik und Poliklinik für Mund-, Kie{er- und Gesichtschir-
urqie

Poliklinik für Zahnärztliche Prothetik und Werkstoffkunde Poliklinik {ür Zahnärztliche Prothetik und Werkstoffkunde

Poliklinik lür Zahnerhaltung
Parodontologie
Kariolooie und Endodontolooie

Poliklinik für Zahnerhaltung
Parodontolgie
Karioloqie und Endodontolqie

Poliklinik für Kieferorthopädie Poliklinik f ür Kieferorthopädie



1)

- 15

Die Fakultät, plant darüber hinaus die gildung eines Pä-
diatrischen Zentrums unter Einbeziehung der Kinderchirur-
9ie, die aus der Chirurgischen Klinik ausgegliedert werden
so1l. In dem Zentrum sollen keine eigenständigen t<liniken,
sondern insgesamt sieben Abteilungen einschließlich der
Humangenetik zusammengefaßt werden; das Land widerspricht
dieser Struktur, da die Unterstruktur eines Zentrums nach
dem Landeshochschulgesetz eigenständige Kliniken sein müs-
sen. Dies sei weder für die Kinderchirurgie noch für die
Humangenetik geplant, da die entsprechenden Schwerpunkte
für Greifswald bestimmt seien. Das Land favorisiert daher
die Einrichtung einer Klinik für Kinder- und Jugendmedizin
als Mehr-Fach-Klinik mit abteilungen Allgemeine Pädia-
triel), Kinderchirurgie und Humangenetik.

Zu den Besonderheiten des Rostocker Klinikums zählt die
Struktur der Klinik für Innere Medizin mit bislang acht
Abteilungen. Die vom V{issenschaftsrat in seiner Ste1lung-
nahme aus dem Jahre l99L empfohlene Einschränkung der Ab-
teilungszahl dieser Klinik ist nicht vorgesehen. Vielmehr
plädieren Fakultät und Land für den Erhalt von sieben
selbständigen Abteilung€trr für deren Leitung C4- oder C3-
SteIIen vorgesehen sind. Die Abteilungsleiter jeweils
mit Liquidationsrecht sollen analog eines Direktors ei-
ner Ein-Fach-Klinik eigenständige ärztliche und fachliche
Verantwortung tragen. A1s Vorzüge dieser Struktur führt
das Land die folgenden Punkte an:

gemeinsame Nutzung von Aufnahmestation, internistischer
Intensivstation, Forschungslaboren, ärztlichem Dienst,
Pflege- und Schreibdienst, Ambulanz- und Sozialräumen,
der Verwaltung sowie Koordination bei der Beschaffung
teurer Geräte;

Die von der Fakultät
nach der Vorstellung

hierunter vorgesehenen Abteilungen
des Landes Funktionsbereiche sein.

soIlen
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- flexible Zuordnung von Personal und Räumen;

gemeinsame Ausbildung von Studenten und !,Ieiterbildung
von Fachärzten.

Die nach 199L erfolgte Schwerpunktfestlegung auf die Be-
reiche Gastroenterologie, Nephrologie und Kardiologie wer-
de von der Abteilungszahl nicht berührt. Als Beleg für die
Notwendigkeit dieser Struktur wird auf die Drittmittel der
Klinik für Innere Medizin, die hohe Nachfrage nach AIP-
und Assistenzarztstellen sowie die große Zahl von abge-

schlossenen Promotionen verwiesen. Von Vorteil sei darüber
hinaus die nach dem GSG bestehende Möglichkeit, sieben
spezifische Abteilungspf legesätze auszuhandeln.

Gemäß den Empfehlungen des V[issenschaftsrates aus dem Jah-
re 199L wurde die Stellenzahl gesenkt; unbefristete Assi-
stentenstellen wurden in befristete umgewandelt. Die 4.246
Planstellen des Jahres 1990 wurden bis 1995 auf 3.L76
Stellen (davon 572 !,Iissenschaftler) reduziert. Von den 576

Stellen für Wissenschaftler im Jahre 1994 sind 38 für
C4-Professoren, 44 für C3-Professoren (vgl. Übersicht 3).
Besetzt waren im Jahre L994 29 C4- und 33 C3-Professuren,
L6 Dozenturen alten Rechtsr) sowie 21'7 Stellen für unbe-
fristet und 254 Stellen für befristet eingestellte wissen-
schaftliche Mitarbeiter.

Der Anteil der befristeten Stellen für wissenschaftliche
Mitarbeiter (254) an der Gesamtzahl der besetzten Stellen
für wissenschaftliche Assistenten (549) betrug im Jahre
L994 rund 45 I und ist somit gegenüber 1990 (18 ?) stark
gestiegen. Freiwerdende unbefristete Stellen für wissen-
schaftliche Mitarbeiter sollen künftig für befristete Ar-
beitsverhältnisse genutzt werden.

1) Die Dozenturen alten Rechts sollen nach Ausscheiden der Stel-
leninhaber in befristete SteIIen umgewandelt werden.
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Übersi cht 3

Personalstruktur der Medjzin'ischen Fakultät Rostock (Stand: 1994)

Vorklinische u. klinisch-
theoretische Medizin

C-Stellen wiss. Mit-
arbeiter

nichtwiss.
Personal

Gesamt

C4 C3 C2

Anatomie
Medizinische Biochemie
Medizinische Mikrobiologie
Physiologie
Arbeitsmedizin
Biomedizinische Technik und

medizinische lnfolmatik
Gesundheitswissenschalten
lmmunologie
Klin. Chemie und Pathobiochemie
Pathologie
Pharmakologie und Toxikologie
Rechtsmedizin

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

2
1

2
1

0

1

1

0
1

3
3
0

3
1

2

1

0

1

3
1

0
2

1

1

8,0
7,O

7,O

7,0
8,0

5,0
3,0
4,0

10,0

7,0
8,0
7,O

12,0

6,0
33,25

7,O

4,75

7,O

1,75

6,75
39,0
27,0
12,5

12,O

26,0
16,0
45,25

17,O

13,75

15,0

9,75
12,75

51,0
40,0
25,5
21,O

Summe 12 15 16 81,0 169.0 293.0

Kliniken

Anästhesiologie und
lntensivtherapie
Augenheilkunde
Chirurgie
Dermatologie
Frauenheilkunde
HNO-Heilkunde
lnnere Medizin
Kinderheilkunde
Neurologie
Orthopädie
Radiologie
Urologie
Zahn-, Mund-, Kieferheilkunde

1

1

4

1

2

1

4

1

3
1

2

1

4

't

1

4
1

1

1

5
5
3
1

3
1

2

1

1

3
2

2
2

11

3
3
1

1

1

5

36,0
11,75

34,0
8,5

21,O

14,s
64,0
31,25
3s,0
11,0

37,O

9,0
35,0

73,0
60,5

267,25
59,0

123,5

61,75
301,75
177,25

177,5

68,0
121,75

56,5
91,75

112,O

75,25
312,25
71,5

149,5

80,25
385,75
217,5
221,5

82,O

164,75
68,5

137,75

Summe 26 29 36 348,0 1.639,5 2.078,5

Sonstige Einrichtungen

zenlrataporneKe

Experimentelles Forschungszen-
trum
Sonstige Einrichtungen
Nachwuchskräfte

ru,u

2,0

1,0

50,0

zö,1c

8,0

543,75
167,O

33,t5

10,0

544,75
217,O

§umme 63,0 742,5 805,5

S u m m e aller Einrichtungen 38 44 52 492.O 2.551.0 3.'177.O

Quelle: Medizinische Fakultät der Universität Rostock, Stand: 1994
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Bei einer Gesamtzahl von 3.L77 Stellen (davon 576 Wissen-
schaftlerstellen) und 1.354 Planbetten ergibt sich für das
Jahr L994 eine Relation von 2,3 SteIIen pro Planbett (Durch-
schnitt Westz 2,8; Durchschnitt Ost 2,91 sowie von 0r4 Wis-
senschaftlerstellen pro Planbett (Durchschnitt West: 0r5;
Durchschnitt Ost: 0r7)').

Der Austausch eines Drittels der Professorenschaft aus AI-
tersgründen steht in den nächsten fünf Jahren bevor. L1 von
29 C4- und L2 von 33 C3-Professoren hatten im Jahre L994 das

60. Lebensjahr überschritten. Von den insgesamt 233 unbefri-
stet angestellten wissenschaftlichen Mitarbeitern und Dozen-
ten alten Rechts haben 99 das 50. Lebensjahr (rund 42 B)

überschritten, von den 254 befristet angestellten Mitarbei-
tern hraren es 42 (rund L7 8). Damit hat sich die altersstruk-
tur der unbefristet beschäftigten Assistenten gegenüber L99L

nicht gebessert (damals \^raren 25 t der unbefristet angestell-
ten Assistenten über 50 Jahre a1t).

Im Zuge einer inhaltlichen Abstimmung zwischen den Medizini-
schen Fakultäten in Rostock und Greifswald sieht das Land
folgende personelle Veränderungen vor') :

- Abbau von sechs C3-SteIlen für Unfallchirurgie, Strahlen-
therapie, Toxi-ko1ogie, Virologie, Neuropathologie und Medi-
zinische Biologie;

- Vüegfall der C4-Professur für Hygiene;

Neueinrichtung einer C4-Professur für Virologie;

1) Die Stellen für die Zentralapotheke die Sonstigen Einrichtun-
gen sind dabei herausgerechnet.

2) Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 1,5. Dezember L995
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Umwidmung der C3-SteIIe für Bakteriologie in eine C3-Ste11e

für Bakteriologie und Krankenhaushygiene;

- V'Iegfall der zweiten C4-Professur für Gynäkologie und Ge-

burtshilfe;

Umwidmung der C4-Professur für Kinderchirurgie in eine C3-

SteIle;

Umwidmung der C3-Professur für giomedizinische Technik in
eine C4-SteIIe;

- Umwidmung der C3-Ste11e für HaIs-, Nasen- und Ohrenheilkun-
de in eine C3-SteIle für Phoniatrie und Pädaudiologie.

Ferner soll über das weitere Schicksal der C4-Professur für
Tropenmedizin und Infektionskrankheiten nach Ausscheiden des

Stelleninhabers aus Altersgründen neu entschieden werden.

In Abstimmung mit der Medizinischen Fakultät Greifswald ist
darüber hinaus an eine Aufgabenteilung auf den Gebieten Uro-
Iogie (Rostock: Nierentransplantationen und Andrologie bzw.

Reproduktionsmedizin; Greifswald: Neuro-Urologie), HNO-HeiI-
kunde (Rostock: Mittelohr-, Tumor- und Parotischirurgie;
Greifswald: Schwerpunkt Innenohr mit Cochleaimplantationen),
Dermatologie (Rostock: Umweltnoxen und Melanomforschung;
Greifswald: Allergologie und Onkologie) gedacht.

Da die Fachgebiete Rheumatologie, Geriatrie und Angiologie in
der Medizinischen Fakultät Rostock nicht mit eigenen Abtei-
lungen vertreten sind, hat die Universität einen Koopera-
tionsvertrag mit dem Südstadt-Klinikum in Rostock geschlos-
sen, das die Aufgaben der Lehre und Krankenversorgung in die-
sen Fachgebieten übernommen hat. Dagegen gibt das Klinikum in
der Südstadt seine urologischen Betten zugunsten der Univer-
sität auf.
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II.2. Lehre und Studium

An der Medizinischen Fakultät der Universität Rostock waren
im Studienjahr L994/95 im Fach Humanmedizin L.032 Studenten
(davon 50 t Frauen) immatrikuliert. In der Zahnmedizin betrug
die Gesamtzahl der Studenten 24L (davon 47 ? Frauen). An der
Universität Rostock wird einmal jährlich zum !,Iintersemeser
immatrikuliert. A1s Studienanfänger schrieben sich zum Win-
tersemester L994/95 in der Humanmedizin 190 Studenten (davon
56 t Frauen) und in der Zahnmedizin 58 Studenten (davon 43 Z

Frauen) ein. Für das Jahr 1995 hat das Land für die Medizini-
sche Fakultät Rostock die ZahI der Studienanfänger im Fach
Humanmedizin auf 198 und im Fach Zahnmedizin auf 49 Studenten
festgeschrieben. Die ZahL der Absolventen betrug L994 in der
Humanmedizin L54 (Frauenanteil 49 B), in der Zahnmedizin 35

(davon 51 E Frauen).

Die Organisation des Studien- und Prüfungsablaufes obliegt
dem Prodekan für Studienangelegenheiten. In fünf a1s Lehr-
krankenhäuser anerkannten Krankenhäusern der näheren und wei-
teren Region stehen 3.050 Betten und eine ausreichende zahl
an PJ-PIätzen zur Verfügung.

In fakultätsübergreifender zusarnmenarbeit der t'ledizinischen
mit der Ingenieurwissenschaftlichen Fakultät der Universität
Rostock wird eine Vertiefungsrichtung "Angehrandte Biomecha-
nik" im Studiengang Maschinenbau angeboten. Ferner übernimmt
die Medizinische Fakultät für die Ingenieurwissenschaftliche
Faku1tät die medizinische Ausbildung der Nautischen Offiziere
und ist an der Ausbildung im Studiengang Betriebswirtschafts-
lehre der t[irtschaftswissenschaftlichen Fakultät sowie am

Studiengang Sonderpädagogik (Fachgebiet Sportmedi-zLn) der
Philosophischen Fakultätr äD den Studiengängen Biologie und
Chemie der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät und
am Studiengang Agrarökologie der Agrarwissenschaftlichen Fa-
kultät beteiligt.
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Universitätsübergreifend ist die Lehre im Fach Geschichte der

Medizin organisiert: An der Medizinischen Fakultät in Greifs-
wald wurde eine C3-Professur für Geschichte der Medizi-n ge-

schaffen, die gemeinsam über eine Cl-Ste1le am Institut für
Gesundheitswissenschaften in Rostock die Lehraufgaben wahr-

nimmt.

II.3. Forschung

a) Promotionen und Habilitationen

Vtährend 1990 insgesamt 145 Promotionen (davon 35 in der Zahn-

medizin) zu verzeichnen $raren, erhöhte sich ihre ZahI im Jahr

Lggz auf 2L3 (davon 40 in der Zahnmedizin) und sank bis 1994

auf 88 Promotionen (davon 18 in der Zahnmedizin) ab. Die Zahl

der Habilitationen belief sich im Jahr 1991 entsprechend dem

Durchschnitt der Vorjahre auf 11 abgeschlossene Verfahren
(davon 3 in der Zahnmedizin). Diese Zahl sank bis 1993 auf 3

Habilitationen (davon 2 in der Zahnmedizin). 9 Habilita-
Lionsverfahren in der Humanmedizin (darunter keines in der

Zahnmedizin) wurden im Jahr 1994 abgeschlossen. Unter diesen

Habilitierten befand sich eine Frau. 5 dieser Habilitanten
sind Mitglieder der Medizinischen Fakultät, die 4 anderen

sind Angehörige auswärtiger Krankenhäuser bzw. des K1i-nikums

Schwerin, einem der Lehrkrankenhäuser der Medizinischen Fa-

kultät Rostock.

b) Forschungsschwerpunkte

Die profilbestimmenden Forschungsschwerpunkte der Medizini-
schen Fakultät Rostock sind mit den Schwerpunkten der Medizi-
nischen Fakultät der Universität Greifswald abgestimmt.
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Transplantationsmedizin, künstlicher Organersatz und Biomate-
rialien sowie Osteologie und Pankreaserkrankungen

AIs Hauptthemen des Schwerpunktes werden die folgenden Gebie-
te genannt: Nierentransplantationen, entzündliche Pankreaser-
krankungen, tumoröse Pankreaserkrankungen und Pankreastrans-
plantation, Lebertransplantation und Leberersatz, Knochen-
mark- und Stammzelltransplantation sowie Osteologie und Bin-
degewebe, Künstlicher Organersatz und Biomaterialien. Betei-
Iigt sind die Kliniken für Innere Medizin, für Chirurgie, für
Augenheilkunde, für Orthopädie, für Radiologie und für Zahn-,
Mund und Kieferheilkunde, die Institute für Anatomie, für
Medizinische Biochemie, für Klinische Chemie, für Pathologie,
für Pharmakologie und Toxikologie, für Medizinische Mikrobio*
Iogie und für Biomedizinische Technik sowie der Lehrstuhl für
Tierphysiologie. In dem Schwerpunkt, der auch ausgewiesener
Schwerpunkt der Universität Rostock ist, werden Themen der
Grundlagen- und angewandten Forschung bearbeitet, die von
DFG, BMBF (Programme "Gesundheitsforschung 2000" und "Bio-
technologie" ) und anderen Drittmittelgebern gefördert werden.
Bislang konnten für diese Projekte rund L2 Millionen DM an
Drittmitteln der verschiedenen Förderer eingeworben werden.
Hauptgeldgeber ist das BMBF mit einem Anteil von rund 11 Mil-
lionen DM. Mit der Inbetriebnahme des neuen OP-Traktes im
Januar 1995 wurde eine wichtige klinische Voraussetzung für
den Schwerpunkt geschaffen.

Kardiochirurgie / Kardiologie

Die wichtigsten Forschungsthemen dieses Schwerpunktes, der
noch im Aufbau begriffen ist, Iauten "Prä- und postoperative
Vitalitätsdiagnostik des Myokards" r "Gefäßwand und Blutplas-
ilä" r "Interventionelle Therapie/ Biokompatibilität,' r "Rhyth-
musanarytik und -therapie" sowie "operationsverfahren/xreis-
laufassistsysteme " .
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[teitere Forschungsthemen

Vteitere Forschungsarbeiten außerhalb dieser Schwerpunkte be-
ziehen sich auf Stoffwechselerkrankungen und Ernährungsfor-
schung sowj-e Neuroimmunologie. Darüber hinaus wurde eine Ar-
beitsgemeinschaft Lasermedizin gegründet. Vom BMBF mit 3,5

Millionen DM gefördert wird außerdem ein Modellprojekt "K1i-
nische Pharmakologie", das sich mit Fragen der Arzneimittel-
Biotransformation befaßt. Die Klinik für ZMK-Heilkunde ist
als einzige deutsche Einrichtung in das europäische Projekt
"Oratel" aufgenommen und bearbeitet in diesem Rahmen ein
AlM-Projektr). Zu erwähnen ist ferner ein im Oktober L995

von der DFG bewilligtes Innovationskolleg zum Thema "Komplexe

und zeltuläre Sensorsysteme", das von den Kliniken für Anäs-

thesiologie und Intensivtherapie, für Innere Medizin und dem

fnstitut für Biomedizinische Technik gemeinsam mit dem Fach-

bereich Biologie getragen wird.

Seit L992 läuft unter der Federführung des Instituts für Me-

dizinische Biochemie das von der DFG finanzierte Graduierten-
kolleg "Interzelluläre Kommunikation und Signaltransduktion
bei pathophysiologischen Prozessen"; im Oktober L994 wurde

ein weiteres Graduiertenkolleg mit dem Thema. "signaltransfer
bei pathophysiologischen Prozessen" bewilligt. Am Graduier-
tenkolleg "Mikrosysteme für medizintechnische Anwendungen und

für innovative Produktionsentwicklungen" unter der Federfüh-
rung des Fachbereichs Elektrotechnik ist das Institut für
Biomedizinische Technik beteiligt.

c) Ressourcenvergabe und Infrastruktur

D.ie Fakuttät erhäIt eine globale Mittelzuweisung für For-
schung und Lehre, die sie teilweise leistungsbezogen zu ver-
geben gedenkt. Für die Forschungsschwerpunkte soll ein Stel-
lenpool eingerichtet werden. Geplant ist ferner die Einrich-

1) AIM = Advanced Informatics in Medicine.
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tung eines zentralen Forschungsfonds, mit dessen Hilfe über-
durchschnittliche Forschungsleistungen gefördert und Anschub-
finanzierungen für neue Teilprojekte gewährleistet werden
sollen. Die Forschungsergebnisse zv jedem Schwerpunkt sollen
einmal im Jahr auf einem Forschungskolloquium präsenLiert und
bewertet werden.

AIs Forschungsflächen sind per 30. September 1995 im Univer-
sitätsklinikum Rostock 6.690 mz ausgewiesen. Die Fakultät
erachtet diese ZahI a1s zu gering und strebt eine Zielgröße
von 9.000 m2 an. Die Struktur der Forschungslaboratorien,
deren Fläche künftig 9 - L0 B der Gesamtfläche der Fakultät
bet.ragen sol1, gliedert sich in die drei Ebenen:

Experimentelles Forschungszentrum mit Laborteil und Tier-
haus (L.721 m, ) ;

- Assoziierte Forschungslaboratorien;

Dezentrale Forschungslaboratorien in den Kliniken und
Instituten.

Das Experimentelle Forschungszentrum, eine zentrale Einrich-
tung der Fakultät, ste11t auf Antrag Räume, Geräte und Ver-
brauchsmaterialien für klinisch-experimentelle Forschungsvor-
haben zur Verfügung; Vergabe und Nutzung werden durch eine
Nutzerordnung geregelt. Das Zentrum, das im Institutsgebäude
angesiedelt ist, soll der Förderung der interdisziplinären
Zusammenarbeit zwischen Kliniken und Instituten der Fakultät
sowie der Unterstützung des wissenschaftlichen Nachwuchses
bei Forschungsarbeiten dienen; ihm ist das Tierhaus der Fa-
kultät mit Kleintierhaltung, Kleintier-Operationsräumen und
Tierlaboratorien angegliedert. Die Aufzucht von Versuchstie-
ren soII der entsprechenden Einrichtung der Greifswalder Fa-
kultät in Karlsburg vorbehalten bleiben.
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Dem experimentellen Forschungszentrum assoziiert sind folgen-
de spezielle Labore mit interdisziplinärer Nutzungsberechti-
gung:

- Arbeitsbereich (nicht bettenführend) für Klinische For-
schung an der Krinik und poliklinik für rnnere Medizin
(insgesamt rund 900 m2 Forschungsfläche) einschrießrich La-
bor für gentechnische Arbeiten mit der sicherheitsstufe 2;

- Massenspektrometrisches-mikroökologisches Labor der Kinder-
klinik und Poliklinik;

- Elektronenmikroskopisches Labor im rnstitut für pathologie;

HPLC-Labor im fnstitut für Arbeitsmedizin;

Labor für monoklonare Antikörper im rnstitut für rmmunolo-
gie;

- Labore im rnstitut für physiologie für videomikroskopische
Untersuchungen und elektrophysiologische Messungen.

Nach dem Neubau für die Vorklinik und der Verlagerung weite-
rer assoziierter Forschungslaboratorien in das Institutsge-
bäude soll ein Interdisziplinäres Zentrum für Klinische For-
schung gegründet werden, dessen ZieI die Intensivierung der
Zusammenarbeit zwischen Forschergruppen aus Kliniken und aus
theoretischen Instituten sein soll. Dieses Zentrum soI1
gleichfalls Verfügungsflächen bereitstellen.
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Drittmittel

Die Summe der von den Einrichtungen der Medizinischen Fakul-

tät eingeworbenen Drittmittel ist seit L99L stetig angewach-

sen. Die Gesamtsumme der Drittmittel belief sich im Jahr L994

auf rund 6,L und im Jahr 1995 auf rund 9,0 I{illionen DM (da-

von rund 2r1- Mio DM von der DFG)l). Hinzu kamen weitere För-
dermittel und Spenden, z.B. zum Aufbau eines Tumorzentrums

und einer Kinderkrebsstation, die sich in den Jahren L992

Lgg4 auf insgesamt rund 9,0 Millionen DM beliefen.

Übersi cht 4

Dri ttmi ttel sunrmen und Dri ttmittel geber 1991-1994

in TDM

Wie aus Übersicht 4 ersichtlich, kam der überwiegende TeiI
der Drittmittel für die Forschung im Zeitraum von 1991 bis
L9g4 vom BMBF, das im Rahmens des Förderprogramms für den

Aufbau der Forschung in den neuen Ländern erhebliche Mittel
bewilligt hat. Die Summe der von der DFG eingeworbenen Dritt-
mittel hat sich im Jahre L994 gegenüber der Summe des Jahres

L99L nahezu verfünffacht, während sich die Summe der sonsti-
gen Drittmittelgeber (Stiftung€tr, Industrie, Land) im selben
Zeitraum ungefähr vervierfacht hat.

1) Die Angaben für 1"995 beziehen sich auf den Stand November
1995.

Drittmittelgeber 1991 1992 1 993 1994 Gesamt

Bund

DFG

Sonstige

1.448,0

336,6

365,1

2.442,1

713,2

576,1

2.841,2

561,9

799,1

3.206,0

't.475,1

1.478.9

9.937,3

3.086,8

3.219,2

Gesamt 2.149.7 3.731,4 4.202,2 6.160,0 16.243,3

Quelle: Schreiben des Dekans der Medizinischen Fakultät der Universität Rostock vom 28. März 1995



27

Übers'icht 5

Drittmitteleinnahmen der Medizinischen Fakultät der

Universität Rostock 1991-1994

Ouelle: Medizinische Fakultät der Universität Rostock; Schreiben des Dekans vom 28. März 1995 und vom 13.

Oktober|995. Abweichungen in den Gesamtsummen Übersichten 4 und 5 beruhen aul unterschiedli-
cher Zuordnung durch die Fakultät.

Klinik/lnstitut 1991 1992 1993 1994
Summe

1991-1994

in TDM

Vorklinik

Anatomie 77,O 78.4 155,4

Biochemie 293.7 363,5 312,0 398.7 1.367,9

Physiologie 31,5 31,4 89,0 72.5 224,4

Summe 325,2 394,9 478,O 549,6 1.747 ,7

Klinische Theorie

Biomedizinische Technik und
Medizinische lnformatik '147,7 195,3 188,8 228,6 760,4

Gesundheitswissenschalten 366,0 713,O 438,4 430,0 1.947,4

Arbeitsmedizin 29,5 1,5 60,0 60,0 151,0

lmmunologie 61,0 212,2 138,0 68,4 479,6

Klinische Chemie und Patho-
biochemie 232,6 64.0 229,9 272,4 798,9

Medizinische Mikrobiologie 60.0 50,8 28,2 11,5 150,5

Pathologie 146,6 262.6 148,8 280,6 838,6

Pharmakologie und Toxikologie 127.7 140,3 208.1 262,8 738,9

Zentrales Tierhaus 7,5 46,2 53,7

Summe 't.178,6 1.685,9 1.440,2 1.614,3 5.919,0

Kliniken

Anästhesiologie 12,O 18,5 30,5

Augenklinik 404,7 404,7

Chirurgie 133,8 80,3 78.4 224,4 516,9

Dermatologie 30,0 9,5 6,0 33,0 78,5

Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde 6,5 75,0 81,5

lnnere Medizin 381,1 827,1 1.227,2 1.726,7 4.'.!62,1

Kinderklinik 42,4 162,O 237.8 343,s 785,7

Nervenklinik 20,o 518,8 417,3 7'.17,8 1.673,9

Orthopädie 14,6 104,9 't45,0 162,1 426,6

Radiologie 11,2 204.8 101,6 317,6

ZMK-Heilkunde 25,0 15,5 188,8 229,3

Summe 653.4 1.713,8 2.344,O 3.996,1 8.707,3

Gesamtsumme 2.157,2 3.794,6 4.262.2 6.160,0 16.374,O
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Betrachtet man eine Aufteilung der Drittmittel, die im Jahre
1,994 eingeworben wurden, auf die einzelnen Einrichtungen der
Fakultät, so fäIIt auf, daß für die klinische Forschung ins-
gesamt mehr DFG-MitteI ( 1,1 Millionen DM) aIs für die theore-
tische Forschung (0r4 Millionen DM) eingeworben wurden. Die
meisten aus Drittmitteln finanzierten SteIIen ( irrsgesamt 54,5
Stellen) kann die Klinik für Innere Medizin (15r5 Stellen)
aufweisen, gefolgt von der Nervenklinik (7 Stellen) und der
Chirurgischen Klinik (5 Stellen).

II.4 .

a)

Krankenversorgung

Stationärer Bereich

Das Klinikum der Universität Rostock verfügte im Jahr L994
über insgesamt 1.354 Planbetten, von denen L.233 Betten auf-
gestellt waren. Gegenüber L992 (2.LL3 Betten) bedeutet dies
eine Reduzierung der Ptanbettenzahl um 35 8. Die Verteilung
der im Jahre L994 aufgestellten Betten auf die verschiedenen
Kliniken sowie deren Auslastung und die Verweildauer i-m Ver-
gleich zu Durchschnittswerten sind in Übersicht 6 zusammen-
gestellt.

In der Kinderheilkunde lag die Auslastung im Jahr L994 in
Rostock um 14r0 Prozentpunkte unter dem Bundesdurchschnitt,
während die Auslastung der Kinder- und Jugendpsychiatrie um

9,7 Prozentpunkte darüber lag. Gleichzeitig lag der Nutzungs-
grad der Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie um 7r1- Prozent-
punkte über dem entsprechenden Durchschnittswert. Deutlich
gebessert hat sich die Auslastung der Chirurgie: Gegenüber
1993 (-18,6 Prozentpunkte) betrug die Differenz zum Bundes-
durchschnitt im Jahr L994 nur noch -7,0 Prozentpunkte. Das-
selbe gilt für die Urologie mit -4,3 Prozentpunkten im Jahr
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Übersi cht 6

Betten, Auslastung und Verweildauer jm Jahre 1994

Kl i ni kum der Uni versi tät Rostock

im Vergl ei ch mit Durchschn'ittswerten f ür Un'ivers j tätskl j n j ka1)

1) Durchschnittswerte der Universitätsklinika in den alten Bundesländern nach Angaben der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft, bezogen auf aufgestellte Belten im Jahre 1990. Neuere Durchschnittswerte liegen nicht vor.

Quelle: Medizinische Fakultät der Universität Bostock, Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 6. November 199S

Klinik

Aufge-

stellte

Betten

Auslastung in Prozenl Verweildauer in Tagen

Rostock Bundr) Differenz Rostock Bund Differen:

Anästhesie und lntensivmedizin

Augenheilkunde

Chirurgie (einschl. Herzchir-

urgie)

Dermatologie

Frauenheilkunde/Geburtshilf e

HNO-Heilkunde

lnnere Medizin

Kinderheilkunde

Kinder- und Jugendpsychiakie

MKG-Chirurgie

Neurologie

Orthopädie

Psychiatrie

Strahlenmed./Nuklearmedizin

Urologie

42

102

60

272

117

27

30

60

62

92

60

42

11

50

206

81,9

66,1

85,0

87,0

60,s

87,9

86,1

8s,3

85,4

100,6

75,4

77,3

79,4

73,4

77,7

84,2

84,0

84,7

83,0

80,4

82,6

86,6

74,5

78,2

79,0

88,9

88,3

92,0

81,6

81,6

- 4,8

- 10,6

- 7,O

- 1,1

- 14,3

+ 2,4

+ 0,4

- 14,0

+ 9,7

+ 7,1

- 3,6

- 2,9

+ 8,6

- 6,2

- 4,3

12,O

6,6

6,0

9,2

7,O

53,9

8,4

17,O

12,5

30,3

13,9

8.7

4,4

5,5

7,3

13,9

7,4

8,5

9,5

7,5

41,2

8,6

14,5

't4,4

40,3

13,2

9,1

4,3

7,5

9.9

+

- 1,9

- 0,8

- 2,5

- 0,3

- 0,5

+ 12,7

- o,2

+ 2,5

- 1,9

-10,0

+ O,7

- 0,4

0, 1

2,O

2,6

Gesamt 't.233 80,2 79.4 + 0,8 9,9 10,5 - 0,6
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Übersi cht 7

Gepl ante Entwi ck1 ung der Bettenzahl en

im Klin'ikum der Universität Rostock

Kliniken Planbetten
1 994

Neuplanung
des Landes

davon für
Forschung
und Lehre

Versorgungs-
betten

Anästhesiologie/lntensivmed. 24 20 20 0

Augenheilkunde 50 50 50 0

Chirurgie 245 220 190 30

davon Kinderchirurgie 30 25 25 0

davon Neurochirurgie im Aulbau 30 20 10

Dermatologie 50 40 40 0

Gynäkologie/Geburtshilfe fi5 80 40 40

HNO-Heilkunde 60 60 60 0

Herzchirurgie (40) 40 40 0

lnnere Medizin 300 300 240 60

Kinderheilkunde 120 80 80 0

MKG-Chirurgie 30 30 30 0

Nervenheilkunde 170 342 48 294

davon Neurologie 50 86 10 76

davon Psychiatrie 80 216 28 188

davon Kinder-/Jugend
psychiatrie

40 40 10 30

Orthopädie 60 60 60 0

Strahlentherapie/Nuklearmed. 40 40 40 o

Urologie 50 50 50 0

Gesamt 1 .314
(+ 40)

1.412 988 424

- 
Herzchirurgie: im Aufbau

Quelle: Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 13.April 1995, aktualisiert
mit Schreiben vom 6. November 1995
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Ubersicht 8

Auf te j I ung der Intensi vbetten auf die Kl i n'i ken

Kliniken lntensivbe-
handlung

lntensivüber.
wachung

Anästhesiologie/lntensivmedizin

Augenheilkunde

Chirurgie

Frauenheilkunde

HNO-Heilkunde

Herzchirurgie

lnnere Medizin

Kinderklinik

Neonatologie

Allg. Pädiatrie/Kinderchirurgie

MKG-Heilkunde

Orthopädie

Urologie

20

0

18

0

0

0

20

12

12

0

0

0

0

3

8

6

4

4

0

0

0

4

4

2

Gesamt 82 35

Ouelle: Universität Bostock, Medizinische Fakultät/Klinikum: Fortschreibung zu den Materialien für den Wssen-
schaftsrat, aktualisiert mit Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom
6. November 1995

L994 gegnüber -L2,0 Prozentpunkten im Jahr 1993. Abweichungen
in der verweildauer ergaben sich insbesondere in der Kinder-
und Jugendpsychiatrie mit einem prus von L2,7 Tagen gegenüber
dem Bundesdurchschnitt.

Bei der Überarbeitung der Konzeption für die beiden Medizini-
schen Fakultäten hat das Land im Jahre L994 festgelegt, daß
die Bettenzahr in Rostock künftig auf 9BB HBFG-finanzierte
Betten gesenkt hrerden sorr; hinzu kommen sorren 424 versor-
gungsbetten. Die geplante Aufteilung der Betten auf die ein-
zelnen Kriniken sowie die Aufteilung auf die Bereiche For-
schung und Lehre sowie den Bereich versorgung geht aus über-
sicht 7 hervor. Gegenüber früheren pranungen ergibt sich da-
mit eine \^Teitere Reduktion der Bettenzahl für die Frauenheil-
kunde um 35 Betten und für die Kinderheilkunde um 40 Betten.
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Die ZahI der Intensivbetten soll von ursprünglich 14 im Jahre
1990 auf 82 gesteigert werden; hinzu werden 35 Betten für die
Intensivüberwachung kommen. Die künftige Verteilung der In-
tensivbettenplätze auf die Kliniken ist der Übersicht I zu

entnehmen.

Als Schwerpunkte der Krankenversorgung wurden die Bereiche
Transplantationsmedizin, Künstlicher OrganersaLz, Kardiochir-
urgie/t<ardiologie, Pankreaserkrankungen und Osteoporose ver-
einbart. Nach der Einrichtung entsprechender Intensivberej-che
r^rerden pro Jahr rund L0 Pankreas-, 20 bis 30 Leber- und 60

Nierentransplantationen sowie L.000 Herzoperationen, davon

800 Herz-Lungen-l[aschinen-Operationen (davon 15 Herztrans-
plantationen), angestrebt. Ferner sind Knochenmarktransplan-
tationen vorgesehen.

Darüber hinaus weist die Medizinische Fakultät auf besondere

Leistungen bei der Behandlung von komplizierten Lippen-Kie-
fer-Gaumen-Spalten, der Immunmodulation bei immunologischen

Erkrankungen, der Refertilisation, der Therapeutischen Endo-

skopie, der Tropenmedizin und der Detoxikation hin. Zur bes-

seren Versorgung der Krebskranken wurde mit Mitteln des Bun-

desministeri-ums für Gesundheit ein Tumorzentrum an der Radio-
logischen K1inik eingerichtet.

b) Ambulanter und teilstationärer Bereich

Im Jahr 1993 wurden insgesamt 131.505 ambulante Patienten
(Polikliniken, Spezialambulanzen und Notfälle) behandelt-1)
Im gleichen Jahr wurde der Poliklinikvertrag gekündigt und

die Zahl der poliklinischen Patienten durch den Zulassungs-
ausschuß auf 24.000 Patienten pro Jahr reduziert. Dagegen

erfolgte ein V{iderspruch mit dem Ergebnis, daß in einem neuen

Vertrag 27.OOO poliklinische Patienten pro Jahr ausgewiesen

1) Zum Vergleich: Im
Erstkonsultationen

Jahre 1989 wurden allein 2L3.672
verzeichnet.
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rtrurden. Die Zahnklinik der Universität Rostock verzeichnete
im Jahr L994 24.288 Neuzugänge (davon 4.854 ambulante Neu-

zugänge der MKG-Chirurgie). Von diesen Patienten stammten

rund 65 B aus der Stadt Rostock und rund 35 I aus dem umland.

Die Zahl der tagesklinischen Betten wurde j-n den vergangenen
Jahren auf insgesamt LB und sol1 künftig auf 26 Betten erhöht
werden. Die Zahl der tagesklinischen Betten ist in der Plan-
bettenzahl enthalten. Für die Zukunft geplant ist ein inter-
disziplinär nutzbares Zentrum für ambulantes Operieren mit
vier OP-SäIen.

II.5. Baubestand und Ausbauplanung

Kliniken, Institute und zentrale Einrichtungen sind auf e1f
Standorte im Rostocker Stadtgebiet verteilt. Neben dem Haupt-
standort Schillinga1lee sind Ej-nrichtungen der Medizinischen
Fakultät an den Standorten Doberaner Straße (Augen-, Frauen-,
HNO-KIinik), Augustenstraße (Dermatologie), Südstadt (Phonia-
trie), Rostock-Gehlsdorf (Zentrum für Nervenheilkunde), U1-
menstraße (Orthopädie), Gertrudenstraße (Anatomie und Physio-
logie), Gertrudenplatz (Radiologie/Uuktearmedizin), Südring
(Strahlentherapie), Sankt-Georg-Straße (Arbeitsmedizin,
Rechtsmedizin), Henrik-Ibsen-Straße (Schwesternwohnheim) und
Friedhof (Sektionstrakt Rechtsmedizin) angesiedelt. Außerhalb
Rostocks, in Schwerin, gibt es eine Außenstelle des Instituts
für Rechtsmedizin. Land und Universität streben an, möglichst
viele Kliniken, Institute und sonstigen Einrichtungen am

Hauptstandort Schillingallee zv konzentrieren.

Der überwiegende Teil der Bausubstanz ist veraltet und bedarf
der Sanierung. Trotz der geplanten Konzentration am Haupt-
standort sind für eine Übergangszeit Sanierungen und Erweite-
rungsbauten an den Außenstandorten zur Aufrechterhaltung der
Krankenversorgung, zur Verbesserung der Studienbedingungen
und der Erweiterung von Forschungsflächen notwendig. AIs
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Soll-Nutzfläche werden insgesamt 89.674 m2 angegeben; von den
vorhandenen Flächen sind nach Angaben der Universität
44.969m2 weiterhin nutzbar. Die restlichen 44.705 mz müssen

neu gebaut bzw. nach Erwerb saniert werden. Davon werden die
Augen- und die HNO-KIinik mit 3.639 mz erst nach dem hier
veranschlagten Planungszeitraum von 15 Jahren, d.h. nach dem

Jahr 2010, neu gebaut werden.

L992 erarbeitete ein Planungsbüro im Auftrag der Universität
Rostock eine Gesamtplanung, die im wesentlichen eine klee-
blattförmige Anordnung für operative, konservative, pädiatri-
sche und kopfbezogene Fächer am Hauptstandort Schillingallee
vorsieht. Im Zentrum des annähernd quadratischen Geländes
sollen Gebäudekomplexe für die Zentrale Notaufnahme mit dem

OP-Zentrum 4 (Ambulantes Operieren), Zentrale Medizinische
Funktionen, ein Gebäude für die operativen Fächer mit dem OP-

Zentrum 2 und ein Gebäude für die Kopfkliniken mit dem OP-

Zentrum 3 entstehen. Ein zusätzlicher großer Hörsaa1 so11 im
Neubaukomplex Zentrale Medizinische Funktionen eingerichtet
werden. Diese Entwicklungsvariante hat den Vorteil, daß sie
die vorhandenen Gebäudekomplexe der Chirurgie, der Inneren
Medizin, der Kinderklinik, der Pathologie und der Zahnklinik
einbezieht. In angrenzenden Gebäudekomplexen sollten ur-
sprünglich die klinisch-theoretischen und vorklinischen In-
stitute, die Verwaltung, die Ver- und Entsorgung, die Sozia-
len Dienste, ein Zentrales Hörsaalgebäude und ein Zentrales
Forschungsgebäude errichtet werden. Diese Planung zielte auf
eine Nutzfläche von rund 124.000 m2 ab. Die dem Ausschuß Me-

dizin Anfang L994 vorgestellte Variante ging allerdings schon
von einer notwendigen Reduktion auf 96.355 m2 aus.

Die erneute Überplanung brachte weitere Reduktionen mit sich:
Auf die ursprünglich geplanten Neubauten eines Forschungshau-
ses und eines Zentralen Hörsaalgebäudes wird aus Gründen der
Kostenersparnis verzichtet. Der Anteil der Forschungsflächen
soII aber weiterhin 9-10 t der Gesamtfläche der Medizinischen
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Fakultät betragen. Ein zusätzlicher großer Hörsaa1 soll im
zentralen Neubaukomplex eingerj-chtet werden.

Die Institute sollen am Hauptstandort Schillingallee in drei
Gebäudekomplexen (Schillingallee 70, Strempelstraße und Ko-
pernikusstraße) konzentriert werden. Im Gebäude des Patholo-
gischen Instituts so1I künftig auch das Institut für Rechts-
medizin untergebracht werden. Dadurch können mehrere Außen-
standorte (Gertrudenstraße, Sankt-Georg-Straße, Friedhof)
aufgegeben und bisher durch Institute genutzte Flächen in
Klinikgebäuden (Klinik für Innere Medizin, Kinderklinik) am

Hauptstandort für die künftigen klinischen Nutzer freigegeben
werden. Das lnstitut für Medizinische Psychologie wird am

Standort Gehlsdorf in der Nervenklinik bleiben. Für die Ra-
diologische Klinik sind zwei Standorte vorgesehen: !,Iährend
die Abteilung Strahlentherapie im Klinikgebäude Standort Süd-
ring bleiben soII, wird die Abteilung Röntgendiagnostik im
Neubau für den Zentralen Medizinischen Funktionen unterge-
bracht werden. Die Zentrale Röntgendiagnostik wird so ange-
ordnet, daß der derzeitige Standort der Computer- und Kern-
spintomographen in der Chirurgischen Klinik Bestand hat. Die
Abteilung Nuklearmedizin mit Diagnostik und Therapie wird
ebenfalls am Standort Schillingallee zusanrmengeführt.

Zu den Zentralen Medizinischen Funktionen zählen weiterhin
die Zentrale Administrative Patientenaufnahme, die Institute
für Klinische Chemie und Pathobiochemie sowie Transfusions-
medizn sowie die Funktionsstellen Physikalische Therapie,
Bettenaufbereitung, Zentralsterilisation und Soziale Dienste.

Der geplante Bereich der operativen Fächer soII über ein Op-
Zentnrm für Chirurgie und Herzchirurgie sowie ein weiteres
OP-Zentrum für die Frauenklinik, die Orthopädie, die Urologie
und die Abteilung Kinderchirurgie verfügen. Das Kopfzentrum
soll über ein eigenes OP-zentrum für die Augenklinik, die
HNO-Klinik, die MKG-Chirurgie und die Neurochirurgische Ab-
teilung verfügen.
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Auf dem Erweiterungsgelände Ernst-Heydemann-Straße neu er-
richtet werden soll ein Medizinisches Versorgungszentrum mit
den Funktionsstellen Arzneimittelversorgung, Sterilgutversor-
gung, Lagerhaltung und Güterumschlag, Gefahrstofflager, Spei-
senversorgung, Vtäscheversorgung, Fuhrpark, Notarztbereit-
schaft/Rettungsdienst, Energieversorgungszentrale, AbfaIlbe-
seitigung und Verwaltung. Die Universität spricht dem Bau des

Medizinischen Versorgungszentrums eine SchIüsselfunktion bei
der Umsetzung der Gesamtkonzeption znr die mit diesem Bau

begonnen werden so1l. Der Bau würde den Abriß von Verwal-
tungsgebäuden und technischen Einrichtungen auf dem Kernge-
lände des Klinikums ermöglichenr so daß dort mit dem Neubau

der Frauenklinik begonnen werden könnte.

Die Bausubstanz der Zahnklinik wird als gut bewertet, so daß

unter der Voraussetzung einer sinkenden Studentenzahl mittel-
fristig keine größeren Investitionen zu erwarten seien. Noch

erforderliche Investitionen für den Gebäudekomplex beziehen
sich insbesondere auf Dach, Fassade und Haustechnik sowie auf
den OP-Bereich der Klinik für MKG-Chirurgie. Für Bauunterhal-
tungsmaßnahmen wurden in den Jahren 1991 L994 L,L l,lillio-
nen DM aufgewendet und der Gebäudekomplex der Zahnmedizin auf
seinen jetzigen Stand gebracht. Die Verwaltung des Klinikums
Rostock wandte wei-tere 0,3 Millionen DM für die fnstandhal-
tung der Nutzungsbereiche der I'lKG-Chirurgie im selben Gebäu-

dekomplex auf. Ferner wurden im gleichen Zeitraum rund
l-,5 Millionen DM in Geräte für die Zahnmedizin und 1,0 Mil-
lionen DM in Geräte für die MKG-Chirurgie investiert.

Die Umsetzung der Entwicklungskonzeption soII in drei Baustu-
fen in den nächsten 15 Jahre erfolgen. Einen Überblick über
die Maßnahmen der drei Baustufen und die zu erhlartenden Ko-
sten gibt die Übersicht 9. Die Verteil-ung der vorgesehenen
Kosten und Nutzflächen auf die einzelnen Kliniken und rnsti-
tute zeigL Übersicht 10. Eine zwischenzeitliche Überarbeitung
der Konzeption für das Medizinische Versorgungszentrum sieht
eine Reduzierung der Nutzfläche von 12.030 auf LL.326 m2 und
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eine Kostenreduktion von L08t2 auf B1r0 I'tilli-onen DM vor, die
in den Übersichten noch nicht berücksichtigt wurden.

Die Kosten der )etzL geplanten Baumaßnahmen werden auf rund
707 Millionen DM geschätzt. Gegenüber der Anfang L994 veran-
schlagten Kostenschätzung von 792 Millionen DM stellt dies
eine Reduktion um rund 1l- Z, verglichen mit der ursprüng1i-
chen Baukonzeption, deren Kosten auf 1.056 Millionen DM ge-
schätzt wurdenr urr rund 33 I dar.

Nicht in der Kalkulation der Gesamtkosten enthalten sind not-
wendige Interimsmaßnahmen an Außenstandorten der Medizini-
schen Fakultät Rostock zur Gewährleistung von Lehre und For-
schung bis zur Errichtung der entsprechenden Neubauten am

Standort Schillingallee in Höhe von rund 62 Millionen DM.

Diese Kostengröße ist geschätzt. Darin enthalten sind Kosten
in Höhe von rund 48,0 Millionen DM für bereits laufende Sa-
nierungsmaßnahmen in der Klinik für Gynäkologie (Nr. 8026 und
Nr. 8088), der Augenklinik (Nr. 8075), dem Anatomische Insti-
tut (Nr. 8030) und im Schwesternwohnheim Evershagener Straße
(Nr. 7050).
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Übers i cht 9
Baul'i che Entwi ck1 ungskonzeption

der Medizinischen Fakultät Rostock 1995-2010

Quelle: Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 13.4.1995, Anlage 3: Bauli-
che Entwicklungskonzeption der Medizinischen Fakultät Rostock 1995-2010; Aktualisierung mit Schreiben
vom 6. November 1995

bau-
pha-

SE

Baumaßnahmen
Kosten RPL-Nr Kat NF

Mio DM in mz

1 Sanierung Gebäude der Kinderklinik, 1.BA (Dach u. Fassade)
Sanierung u. Erweiterung Gebäude der Chirurgie (Kliniken für Herz-
chirurgie, Chirurgie, Anästhesiologie u. lntensivtherapie)
Neubau Medizinisches Versorgungszentrum
Neubau Vorklinik (lnstitute f. Anatomie, Physiologie, Med. Biochemie)
Neubau Operative Fächer und OP-Zentrum, 1.BA (Frauenklinik, Neu-
bauteil Kinderklinik, 1. Stufe OP-Zentrum 2)

Sanierung und Neubauteil Gebäude Pathologie, LBA (lnstitute lür Pa-
thologie u. für Rechtsmedizin)
Sanierung Klinik für lnnere Medizin, 1.BA (Einrichtung lnternist. lTS,
Klinikanlage Kardiologie, Einrichtung KMT, San. Dach und Fassade)

Neubau Zentrale Medizinische Funktionen, 1.BA (OP-Zentrum 4/Ambu
lantes Operieren, Zentrale Notaufnahme, Aufnahmestation, Personal-
kasino)
Grundsanierung Gebäude Med.-Theoretische lnstitute, 1.BA (Hörsaal)
Sanierung Gebäudezug Rembrandt-/Strempelstraße, 1.BA (Dach,

Fassade, Haustechnik; ZMK-Klinik, Dermatologische Klinik)
Sanierung Augenklinik
Sanierung zentrale Forschungsflächen (div. Gebäude), 1.BA

7,9

67,9
108,2

44,9

64,1

6,5

28,1

28,5

1,2

9,6
11,7

5,5

8070
8025
8074
7072
8083

8078
801 |

8022
8071
8087
8092

7044

8016
801 7

I

vI
P

il
il

P

I

I

lla
I
r

il
I

10.71t
12.03(
4.46t

6.25'

121

4.18i

3.01(

321

1.59;

Kosten Bauphase 1 344.2 42.69t

2 Neubau Operative Fächer und OP-Zentrum 2,2.BA (Urologische Kli-

nik, Orthopädische Klinik, 2. Stufe OP-Zentrum 2)

Sanierung derzeitiges Schulgebäude (Bibliothek, Lehre)
Neubau Zentrale Medizinische Funktionen, 2.BA (Abt. Zentrale Rönt-
gendiagnostik, lnstitute für Klin. Chemie/Pathochemie u. für Trans-
lusionsmedizin, Zentale Physikalische Therapie, Abt. Nuklearmedizin,
Bettenaufbereitung, Soziale Dienste)
Sanierung Gebäude Pathologie, 2.BA (Pathologie u. Rechtsmedizin)
Sanierung Gebäude derzeitige Kinderklinik, 2.BA
Sanierung zentrale Forschungsflächen (div. Gebäude), 2.BA

61 ,6
10,6
29,8
24,4

32,O

8.0
3.54i
1.92"

6.36r
2.24a
5.92(
4.22(

noslen baupnase z 166.4 24.221

3 Neubau OP-Zentrum 3 (OP und Pflegestation der Abt. Neurochirurgie,
OP MKG-KIinik)
Sanierung Gebäudezug Rembrandt-/Strempelstr., 2.BA (ZMK-Klinik)

Sanierung Klinik für lnnere Medizin, 2. BA, einsch. Dermatologie
Sanierung Radiologische Klinik Südring - Abt. Strahlentherapie
Sanierung Gebäude Medizinisch-Theoretische lnstitute, 2.BA (lnstitute
für Med. Mikrobiologie, lmmunologie, Pharmakologie/Toxikologie,
Gesundheitswissenschaften, Biomed. Technik, Med. lnformatik u.
Biometrie, Expermentelles Forschungszentrum)

13,3
24.2
50,1
26,4

28,O

94,
4.34'
7.58-,
3.40(

3.49;

Kosten Bauphase 3 142,O 19.771

Kosten Bauphasen 1-3 665.5 86.69{

Grunderwerb 14,1

Kosten insgesamt 706,8
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Übers'i cht 10

Bau- und Ersteinrichtungskpsten sowie Nutzflächen der Kliniken und
Insti tute

der Med'izi n'i schen Fakul tät Rostock

Klinik/lnstitut NUrZIlacne
in m2

oavon Neu-
bau

Baukosten rn

Mio DM

trrslernncn-
tungskosten
in Mio DM

uesamr-
kosten in
Mio DM

Operative Fächer
Anästhesiologie/lntensivtherapie
Chirurgie
Herzchirurgie
OP-Zentrum 1

Konservative Fächer
lnnere Medizin
Dermatologie

Pädiatrisches Zentrum
Kinderheilkunde
Abt. Medizin. Genetik

Gynäkologie/Urologie/Orthopädie
Frauenklinik
Urologie
Orthopädie
OP-Zentrum 2

Kopffächer
Augenklinik

ZMK-Heilkunde
Zahnmedizinr)
MKG-Chirurgie
OP-Zentrum 3

Zentrale Medizin. Funktionen
Zent ale Medizin. Funktionen
OP-Zentrum 4

lnstitute
Anatomie
Physiologie
Medizinische Biochemie
Pathologie und Rechtsmedizin
Medizin.-Theoretische lnstitute
Zentrale Forschungsf lächen

Bibliothek

Medizin. Versorgungszentrum

Radiologische Klinik am Südring

1.

3.

7.

o

11.

1.526
6.838

939
1.413

10.623
1.146

4.452
1.398
1.648

994

1.597

2.979
1.362

944

8.s30
844

2.189
1.O74
1.202
2.365
3.825
4.226

1.921

12.030

3.406

6.728
498

0
't.562

0
1.413

0
0

1.302
0

4.452
1.398

1.648
994

o

8.530
844

2.1 89
1.O74
1.202

120
0
0

0

12.030

0

0
0

944

7,4
37,4
4,6

Kosten nicht
gestellt

50,7
5,0

37,9
2,8

33,3
10,5
12,3
7,4

8,9

16,5
7,5
8,7

65,1
6,3

18,7
9,2

10,3
13,5
21,6
23,4

7,O

90,0

17,1

20,7
1,7

13,1

0.8

8,9
2,8
3,3
2,O

3,4
1,6
1,8
3,6
6,3
6,5

2,8

6,7
3,1

4,6

17,0
1,7

1,1

18,2

9,3

10,5
51,0

6,4
Bau lertig

71,4
6,7

51,0
3,5

11,7

23,3
10,6
13,3

82,1
8,0

22,0
10,8

12,1

17,1

27,9
29,9

8,1

108,2

26,4

Ja

42,2
13,3

15,6
9,4

§umme Hau uno Erstetnrichtung 86.698 39.703 533,1 'r59,6 eigz,6

Grunderwerb l+, I

Gesamt 206,8

Ouelle: Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 13.4.1995, Anlage 5: Gesamtüber-
sicht Kosten der Medizinischen Fakultät Rostock; Aktualisierung mit Schreiben vom 6. November 1995

1) Einschließlich bereits erfolgter Sanierungen
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A.fII. Medizinische Fakultät der Universität Greifswald

III.L. Entwicklung, Struktur und Personal

Die Medizinische Fakultät zäh1t zu den Gründungsfakultäten
der Mitte des 15. Jahrhunderts entstandenen Universität
Greifswald. Ihre Tradition wurde durch namhafte Arzte und
Vüissenschaftler geprägt. In der Situation eines Zentralklini-
kums in einem dünn besiedelten und strukturschwachen Flächen-
staat und in der Nachbarschaft der ebenfalls traditionsrei-
chen Medizinischen Faku1tät Rostock sah sich die Medizinische
Fakultät Greifswald nach der deutschen Wiedervereinigung mit
einer schwierigen Umbruchssituation konfrontiert.

Zu den besonderen Umständen zählte insbesondere die Tatsache,
daß die bis dahin zur Fakultät gehörende militärmedizinische
Sektion aufgelöst wurde. Gleichzeitig verlor das Diabetes-
Institut "Gerhardt Katsch" in Karlsburg seine bis dahin zen-
trale Funktion für die gesamte ehemalige DDR in der Versor-
gung aller diabetischen Schwangeren und ihrer Kinder. Hinzu
kam der desolate Zustand der meisten Gebäude, deren Standorte
über die gesamte Stadt verstreut sind. In einem mehrstufigen
Verfahren mit Ehren-, Überleitungs- und Übernahmekommissionen
wurde die personelle Erneuerung Ende L992 abgeschlossen. 5L *
der 1989 an der Medizinischen Fakultät tätigen Professoren
und Dozenten wurden dabei nicht übernommen, darunter alle
ehemaligen l,Ii I itärmedi z iner .

Vor dem Hintergrund der medizinischen Versorgungsstruktur im
Raum Greifswald, die durch das Fehlen eines Allgemeinkranken-
hauses in der Stadt dazu geführt hat, daß das Universitäts-
klinikum einen Großteil der Normalversorgung der Bevölkerung
leistet, empfahl der Wissenschaftsrat, diese Besonderheit
gezielt für Lehre und Forschung nutzbar zu machen.l) Eine

1) Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur künftigen Struktur der
Hochschullandschaft in den neuen Ländern und im Ostteil von
Berlin, Teil IfI vom September L99L, KöIn L992, Seite 70
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Orientierung auf die Regelversorgung im Sinne eines Mode11-

ktinikums Community Medicine hielt der Wissenschaftsrat auch

mit Blick auf die Finanzlage des Landes und den hohen Inve-
stitionsbedarf für beide Medizinische Fakultäten für geboten.

Zur Zeilu gliedert sich die Medizinische Fakultät in L7 Insti-
tute und 22 Kliniken, die zum Teil in übergreifenden Zentren
zusanrmengefaßt sind (siehe Übersi-cht 11). Dabei handelt es

sich um

das Zentrum für Kinder- und Jugendmedizin mit den Xliniken
für Kindermedizin und für Kinderchirurgie;

- das Zentrum für Radiologie mit den Kliniken für Strahlen-
therapie und für Nuklearmedizin sowie dem rnstitut für
Röntgendiagnostik sowie

das Zentrum für Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten mit den

Kliniken für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie, für Kie-
ferorthopädie, für Prothetik und für Zahnerhaltung.

Geplant ist darüber hinaus die Einrichtung

eines Zentrums für Molekulare Medizin mit den Instituten
für Biochemie, für Humangenetik, für Immunologie und Trans-
fusionsmedizin und für Medizinische Mikrobiologie sowie

eines Zentrums für Neurowissenschaften mit den Kliniken für
Neurologie und für Neurochirurgie.

Von der zunächst geplanten Bildung eines Zentrums für Commu-

nity Medicine/Dentistry, in dem die Institute bzw. Abteilun-
gen für Arbeitsmedizin, für Biometrie und }4edizinische Infor-
matik, für Epidemiologie und Sozialmedizin, für Geschichte
der Medizin, für Hygiene und Umweltmedizin sowie für Medizi-
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Übers'i cht 11

Struktur der Medizin'ischen Fakultät und des Klinikums der
Universi tät Grei fswal d

t) Eine C4-stelle für den Bereich Epidemiologie und Sozialmedizin wird ab 1995 im Stellenplan

durch Umwidmung gewonnen.

C4 c3
Ubriges

wissen-

schaftliches

Personal

Weitere

Mitarbeiter

Vorklinik und klinisch-theoretische lnstitute

Anatomie I 7,O 13,0

Klinische Chemie 8.5 46,5

Pathologie ,| 7.0 20,0

lnstitut für Diabetes Karlsburg

Abteilung für Versuchstierhaltung

2,0

1,0

8,0

8,0

Pharmakologie und Toxikologie 1
'| 9,5 17,5

Physiologie

Abteilung für Biophysik

1 1

1

7,5

1,0

13,0

3,0

Rechtsmedizin 5,5 15,5

Biochemie 1 1 8,5 9,5

Humangenetik 1 9,5 13,5

Medizinische lmmunologie

Abteilung für Transfusionswesen

1 0

1

8,0

6,0

3,5

14,0

Medizinische Mikrobiologie 2 8,5 25,0

Bereich Community Medicine 1,0

Arbeitsmedizin 1 4,0 4,5

Biometrie und Medizinische lnformatik 5,0 1,5

Epidemiologie und Sozialmedizin (1 )')

Geschichte der Medizin 1 'I,0 0,5

Hygiene und Umweltmedizin 1 1 6,5 11,0

Medizinisehe Psychologie 1 '1,0 1.0

Summe 12 15 108.5 228.5
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Übersicht 11 (Fortsetzung)

Struktur der Medizinischen Fakultät und des Klinikums der
Universi tät Grei fswal d

Quelle: Angaben der Fakultät vom Dezember 1994, aktualisiert mil Schreiben der Kultusministerin des Landes

Mecklenburg-Vorpommern vom 6. November 1995

c4 C3

übriges

wissen-

schaftliches

Personal

Weitere

Mitarbeiter

Kliniken und klinische Zentren

Zentrum für lnnere Medizin (Kliniken A, B, C) 3 4 39,0 237,75

Zentrum für Kinder- und Jugendmedizin

Kinderchirurgie 11,0 35,0

Kindermedizin 2 31,0 198,0

Zentrum für Neurowissenschaften

Neurochirurgie 1 1 10,0 40,0

Neurologie 1 12,O 41,25

Zentrum für Radiologie 2 2 23,O 82,75

Zentrum lfi Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 4 4 31,5 89,5

Kliniken ohne Zuordnung zu Zentren

Anästhesiologie und lntensivmedizin 1 1 30,0 54,0

Chirurgie 1 3 29,0 151,00

Augenheilkunde 1 19,0 85.0

Gynäkologie und Geburtshilfe 1 2 23,0 152,0

HNO-Heilkunde 1 19.0 105.0

Haut- und Geschlechtskrankheiten 1 1 11,0 60,0

Psychiatrie und Psychotherapie 1 12,O 51,75

Orthopädie 1 1 13,0 57.25

Urologie 1 1 10,0 54.25

Summe 23 25 323.5 1.494.5

Sonstige Einrichtungen 1,0 455,0

Gesamtsumme 35 40 433,0 2.178,O
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nische Psychologie zusammengefaßt werden sollten, haben Land

und Universität wieder Abstand genoilur'.en, da die Beschäftigung
mit diesem Schwerpunktthema a1le Kliniken und Institute er-
fassen so1le. Hinsichtlich des Bereichs Geschichte der Medi-
zin gibt es Vorstellungen, diesen mit dem Bereich Geschichte
der Pharmazie in der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen
Fakultät zusailrmenzuführen.

Der Medizinischen Fakultät seit L992 angeschlossen ist das

aus einem ehemaligen Zentralinstitut hervorgegangene Institut
für Diabetes in Karlsburg, dessen bettenführender Teil seit
Anfang L994 in private Trägerschaft überführt und zu einem
Fachkrankenhaus für Diabetes und Stoffwechselkrankheiten so-
wie zu einer Herzchirurgischen Klinik ausgebaut wurde. Der

Kooperationsvertrag mit den privaten Klinikträgern sieht vor,
daß der Direktor der Klinik für Diabetologie als Honorarpro-
fessor in die Universität eingebunden wird. Die Besetzung der
Chefarztposition für die Abteilung Innere t'ledizin/Diabetes
erfolgt analog der Chefarztposition der Herzchirurgie in ei-
nem berufungsähnlichen Verfahren in Abstimmung mit der Uni-
versität. Den C4-Professoren für Kardiologie und für Anästhe-
siologie und rntensivmedizin soll in Personalunion die Lei-
tung der entsprechenden Abteilungen des Fachkrankenhauses
Karlsburg übertragen werden.

Im verbliebenen Institut für Diabetes werden 41 V{issenschaft-
lerstellen aus Mitteln des Wissenschaftler-Integrationspro-
graruns (WIP) finanziert. Über Drittmittel des BMBF-sonderpro-
gramms und der DFG werden darüber hinaus 8 Vüissenschaftler,
26 technische Kräfte und 2 Forschungsstudenten beschäf-
tigt.tr Nachdem deutlich wurde, daß von den ['IIP-SteIIen nur
insgesamt 10 Stellen übernommen werden können, haben si-ch
Universität und Land auf das folgende Konzept geeinigt: An

der Universität Greifswald wird ein Institut für Pathophysio-
logie mit einer C3-Leitungsstelle gegründet, in das ein Kern-

I) Stand: l-.9 .L994.
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bestand von 7 Wissenschaftlern und 3 nichtwissenschaftlichen
Mitarbeitern aus dem Diabetes-Institut übernommen werden
so11. Ihrer Ausrichtung nach sollen sie der Forschungsrich-
tung Community Medicine entsprechen. Darüber hinaus soII ein
An-Institut gebildet werden, das durch einen bereits gegrün-
deten Verein zur Förderung der Di-abetes-Forschung getragen
werden solI. Die Medizinische Fakultät hofft auf eine außer-
unj-versitäre Finanzierung, beispielsweise im Rahmen der Blau-
en Liste, und erinnert an die entsprechende Empfehlung des

Wissenschaftsrates im Rahmen der Stellungnahmen zu den außer-
universitären Forschungseinrichtungen in der ehemaligen
DDR1). Das Kultusministerium erwartet, daß ein großer TeiI
der Finanzierung des An-Institutes über die Einwerbung von
Drittmitteln gesichert wird und bietet eine projektbezogene
Anschubfinanzierungr mit der nach Auslaufen der WlP-Finanzie-
rung ein Übergang gewährleistet werden soII. Die erforderli-
chen Räumlichkeiten sollen in landeseigenen Gebäuden auf dem

Karlsburger Ge1ände zur Verfügung gestellt werden.

Es ist vorgesehen, die Gründung des Institutes für Pathophy-
siologie und des An-Institutes für Diabetes parallel vorzu-
nehmen und vorerst kommissarische Leiter einzusetzent wobei
angestrebt wird, daß die C3-Professur Pathophysiologie mit
der Leitung beider Institute verbunden ist. Ebenfalls auf das
Karlsburger Gelände soII das Institut für Physiologie über-
siedeln.2) Die erforderlichen Räumlichkeiten sollen durch
den Ausbau des bisher ungenutzten Hauses C bereitgestelllt
werden. In Karlsburg bereits ansässig ist die Abteilung Ex-
perimentelle Medizin, die ihre Aufgaben in der Zucht kommer-

ziell nicht erhält1icher Versuchstiere, insbesondere spontan

1)

2)

Wissenschaftsrat: Stellungnahmen zu den außeruniversitären
Forschungseinrichtungen in der ehemaligen DDR auf dem Gebiet
der Biowissenschaften und der Medizin, Kö1n 1992t S. 57.

Die dazugehörende Abteilung Biophysik soll am Standort
Fleischmannstraße verbleiben. Nach Ausscheiden des jetzigen
Leiters soII dessen C3-Stelle allerdings nicht mehr neu be-
setzt werden.
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diabetischer Tiermodelle, sowie in wissenschaftlichen Arbei-
ten zur molekularen Genetik hat.

Insgesamt sieht der Stellenplan für Fakultät und Klinikum
35 C4- und 40 C3-Stellen vor. Von diesen sind L9 C4-Professo-
ren und 22 C3-Professoren im Rahmen der personellen Hochschul-
erneuerung übernommen worden. Bis Ende L994 wurden 7 C4-Pro-
fessoren (Anästhesiologie und fntensivmedizLn, Augenheilkunde
Neurochirurgie, Neurologie, Mund-, Kiefer- und Gesichtschir-
urgie, Zahnärztliche Prothetik sowie Zahnerhaltung) und 8 C3-
Professoren neu berufen, aIIe aus den alten Bundesländern.
Für 5 weitere Lehrstühle und 2 C3-SteIIen wurden die Berufun-
gen ausgesprochen. Ausschreibungs- bzw. Berufungsverfahren
laufen für 3 C4-SteIIen und 9 C3-Stellen.l) Darunter sind
insbesondere die C4-Stellen für Epidemiologie und Sozialmedi-
zin sowie die C3-Ste11e für ZahnärzLliche Propädeutik und
Community Dentistry. Noch unbesetzt sind außerdem die C3-
Stellen für Medizinische Informatik sowie für Umweltmedizin.

Absenkungen bzw. Einsparungen bei Ausscheiden der gegenwärti-
gen Stelleninhaber sind bei der C4-SteIle für Pädiatrie / On-
kologie sowie bei den C3-SteIIen für Experimentelle Chirur-
9ie, Gynäkologie und Geburtshilfe, Klinische Mikrobiologie,
Spezielle Kieferorthopädie und Biophysik vorgesehen bzw. be-
reits realisiert.

Im Stellenplan der l,ledizinischen Fakultät für das Jahr L994
\^raren insgesamt 2.686 Vollkräfte ausgewiesen.') Damit wurde
der Personalbestand seit 1990 um 13 % (von 3.087) reduziert.
Von dem derzeitigen Personal arbeiten nach Angaben der Uni-
versität 15 3 im ärztlichen Dienst, 7 Z im wissenschaftlichen
Verwaltungsdienst, 33 % im Pflegedienst, 2L * im medizinisch-
technischen Dienst und 3 I im technischen Dienst. B * des
Personars werden jeweils für krinisches Hauspersonar und so-

1) Stand: 6. Dezember L994.

90 dieser SteIIen tragen einen kw-Vermerk.2)
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zialdienst und für die Verwaltung (5 t sonstiges Personal)
ausgewiesen.

Bezieht man sämtliche Personalstellen des Jahres L994 auf die
Bettenzahl von 1.098, so ergibt sich ein VerhäItnis von 2,4
Stellen pro Planbett (Durchschnitt Vtestz 2,8; Durchschnitt
Ost: 2,91 bzw. 0r5 wissenschaftlerstellen pro Planbett
(Durchschnitt Vtest: 0,5; Durchschnitt Ost: 0,7).

Rund 68 3 der C4-Professoren waren l-993 über 50 Jahre, 9%

über 60 Jahre alt, während 87 ? der C3-Professoren über 50

Jahre und 1,3 t über 60 Jahre a1t waren. Von den unbefristet
beschäftigen wissenschaftlichen Mitarbeitern l/'raren zu diesem

Zeitpunkt rund 45 B über 40 Jahre aIt, hingegen nur 22 * der
auf ZeiL angestellten wissenschaftlichen Mitarbeiter. Diese
Altersstruktur der wissenschaftlichen Bediensteten entspricht
nach Angaben der Fakultät noch nicht dem angestrebten Profil.
Eine Verjüngung der Altersstruktur soII mit den neu zu beset-
zenden Stellen erreicht werden. Das Durchschnittsalter der
bis Ende L994 neu berufenen Professoren lag bei 43 Jahren.

Das VerhäItnis von unbefristeten zu befristeten Stellen für
wissenschaftliche Bedienstete betrug 1993 1,3 : 1, nachdem

es 1990 noch bei 3,3 : l- gelegen hatte. Es wird angestrebt,
in den klinischen Einrichtungen jeweils zur HäIfte befristete
und unbefristete SteIIen zu erreichenr üil insbesondere in den

operativen Fächern eine zu große Zahl von noch unselbständi-
gen Berufsanfängern zu vermeiden. Insgesamt wird ein Verhä1t-
nisvonL:2angestrebt.

IlI.2" Lehre und Studium

Die Immatrikulation von Studenten erfolgt an der Medizini-
schen Faku1tät Greifswald einmal jährlich zum Vtintersemester.
Die jährtiche zulassungszahl lag in den Jahren 1991 bis 1.993

bei durchschnittlich 190 Studenten für den Studiengang Human-
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medizin und bei 4L für den Studiengang Zahnmedizin. Im Win-
tersemester L994/95 begannen 183 Studienanfänger ein Studium
der Humanmedizin, 44 ein Zahnmedizinstudium. Künftig ange-
strebt wird eine ZahI von L20 Studienanfängern der Humanmedi-
zin und 25 in der Zahnmedizin. Der Anteil der Frauen 1ag zu-
Ietzt bei 45 t im Studiengang Humanmedizin und 65 I im Stu-
diengang Zahnmedizin. Seit L99l- stieg die ZahL der Studien-
anfänger aus den alLen Bundesländern kontinuierlich an. Im
Wintersemester 1993 Iag sie bei 109 (57 t) in der Humanmedi-

zin und bei LB (45 8) in der Zahnmedizin. Auch in den höheren
Fachsemestern stieg die ZahI der Studenten aus den alten Bun-
desländern an.

Für die Lehre bietet die Medizinische Fakultät Greifswald die
besondere Situation, daß das Universitätsklinikum neben Auf-
gaben der Maximal- und Schwerpunktversorgung einen relativ
hohen Anteil an Grund- und Regelversorgung zu erfüIlen hat.
Mit 805 universitären Planbetten und den für die Lehre
nutzbaren Betten der akademischen Lehrkrankenhäuser im Klini-
kum Stralsund (1.1-39 Betten), im Klinikum Neubrandenburg
(1.008 Betten) sowie des zukünftig "in Lehre und Forschung
assoziierten" Krankenhauses Karlsburg ( 190 Betten) stellt
sich aus der Sicht des Landes eine günstige Relation zwischen
Bettenzahl und auszubildenden Medizinstudenten dar. Das ge-
mischt städtisch-Iändliche Einzugsgebiet in der stationären
und ambulanten Krankenbetreuung des Universitätsklinikums und
seine relative Abgegrenztheit durch die geographische Randla-
ge im Nordosten Deutschlands sei darüber hinaus für eine be-
völkerungsorientierte und damit praxisnahe Ausbildung vor-
teilhaft.

Seit L99I konnten nach Angaben der Fakultät richtungsweisende
Veränderungen in der Ausbildung realisiert werden. Dies be-
treffe insbesondere die Gründung eines studiendekanates, in
dem die Aufgaben der PIanuDg, Realisierung und Evaluierung
der einzelnen Reformschritte bearbeitet werden sollen. Durch
die jährriche rmmatrikuration zu Beginn des wintersemesters
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könne außerdem eine straffere Studienorganisation erreicht
werden. Das komme auch in der Bildung fester Studiengruppen
zum Ausdruck, die maximal 20 Studenten umfassen und während

des gesamten Studiums bestehen bleiben. Künftig geplant sind
die Einführung eines Tutorialsystems sowie problemorientierte
Lehrveranstaltungen, Kurse zum "Teatcher-Training" und die
Entwicklung von Evaluationsmethoden der Lehre.

Die akademischen Lehrkrankenhäuser werden neben der PJ-Be-

treuung zum TeiI auch in die praxisnahe Ausbildung während

des Studiums einbezogen. So finden im Lehrkrankenhaus Stral-
sund gynäkologisch-geburtshilfliche, internistische und psych-
iatrische Praktika statt. Auf kommunaler Ebene ist das

Fachkrankenhaus für Psychiatrie in Greifswald-Bethanien am

Praktikum beteiligt. In die praxisnahe Ausbildung konnten
darüber hinaus seit Lgg2 lL Lehrpraxen niedergelassener Arz-
te sowie das Gesundheitsamt der Hansestadt Greifswald einbe-
zogen werden ( "Praktikum Berufsfelderkundung" ). In Abstiilmung

mit der Medizinischen Fakultät der Universität Rostock werden

die Lehrveranstaltungen in den Fachgebieten Geschichte der
Medizin, Neurochirurgie und Biophysik von Greifswalder Pro-
fessoren in Rostock durchgeführt.

Das auf die Community Medicine abgestimmte Lehrkonzept, das

die in der Approbationsordnung vorgegebenen Veranstaltungen
ergänzt, soll beginnend mit dem Anfängerjahrgang 1994/95 stu-
fenweise umgesetzt werden, wobei einzelne Teile auch schon in
höheren Semestern eingeführt werden sollen. Seit dem Winter-
semester L992/93 werden ein "Hausärztliches Besuchsprogramm",

eine interdisziplinäre Vorlesungsreihe "Kind im Krankenhaus"

und "Kind im Spannungsfeld von Arzt und Familie" sowie weite-
re fakultative Veranstaltungen in den Bereichen Arbeitsmedi-
zi,n, Hygiene, Umweltmedizin, Gynäkologie und Geburtshilfe,
Urologie und Chirurgie angeboten. Außerdem gi-bt es eine Ring-
vorlesung zur Community Medicine und entsprechende Lehrveran-
staltungen in der Zahnmedizin.
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Ars Element der community Medicine-orientierung werden im
Curriculum zudem auch fächerübergreifende zusammenfassungen
von Pflichtveranstartungen ausgewiesen (2.8. der Kursus für
allgemeine und krinische untersuchungen für rnnere Medizin,
Neurologie und Neurochirurgie). rm Kern des curriculums ste-
hen vj-er obrigatorische Kurse, di-e die Rahmenthemen "struktu-
ren der gemeindenahen Versorgung", ,'ArzL und chronischer pa-
tient in der gemeindenahen Versorgutg,', "Umwelt, Hygiene und
die gefährdete Gesundheit" sov,rie "Lebens\,ireise, ErnährüDg,
regionale Besonderheiten und Präventionsstrategien" behan-
dern. Darin integriert sind ein Hausbesuchsprogranrm, das be-
reits im 1. semester einseLzL, sowie weitere praktika in au-
ßeruniversitären Einrichtungen "

Das Curriculum der Community Dentistry stelIt die V[irksamkeit
zahnärzLlicher Prophyraxe und Therapie bezogen auf die Bevö1-
kerung in den Mittelpunkt. Als zentrales Erement wird auch
hier die frühzeitig einsetzende Assistenz der Studierenden in
verschiedenen Bereichen zahnärzLlicher Tätigkeiten herausge-
ste1It. Die zahl der zusätzlichen, eigens unter Gesichtspunk-
ten einer Community Dentistry entwickelten Lehrveranstaltun-
gen ist allerdings weitaus geringer ars im studiengang Human-
medi-zin.

IIf.3. Forschung

Promotionen und Habilitationen

Die durchschnittliche Zahl der promotionen lag in den Jahren
1991- bis L993 bei 68. Dabei entfieren im Zeitraum r.987 bis
1993 über 30 I auf die rnstitute und knapp 7o % auf die Kri-
niken. Etwas mehr ars ei-n Drittel- dieser promotionen entfie-
1en auf Frauen; im Bereich der Zahnmedizin rag ihr Anteil
über der Hälfte. Rück1äufig ist hingegen die zahr der Habiri-
tationen an der Medizinischen Fakurtät Greifswald. so gab es
im Jahr L99L insgesamt noch 10 Habiritationen, im Jahr Lggz

a)
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noch 8 und im Jahr 1993 nur noch 2 Habilitationen in der Hu-
manmedizin. Seit L994 hat sich die ZahI der Habilitationen
auf 4 gesteigert. In der Zahnmedizin ist seit 1989 keine Ha-
bilitation verzeichnet.

b) Forschun gs sc hwerpunkte

Entsprechend der grundsätzlichen Ausrichtung gibt die Medizi-
nische Fakultät Greifswald den Bereich Community Medicine
bzw. Community Dentistry als vorrangigen Forschungsschwer-
punkt an. Allerdi-ngs könne die Community Medicine nicht "auf
hochspezialisierte Medizin mit Grundlagenforschung" verzich-
ten. Entsprechende Forschungsschwerpunkte sieht die Fakultät
in den Bereichen Neurowissenschaften, I"lolekulare Medizin und
OnkologJ-e/ Stammzelltransplantation vor.

Community Medicine / Dentistry

Das Forschungskonzept community Medicine/Dentistry nimmt Be-
zug zu den lokalen Gegebenheiten und Voraussetzung€or die
auch das Gesamtkonzept des xlinikums begründen. Daher wird
auch in der Forschung eine enge Zusammenarbeit mit den außer-
universitären Einrichtungen des Gesundheitswesens und mit den
niedergelassenen Arzten und zahnärzLen angestrebt. Das durch
einen Gründungsrat erarbeitete Konzept solI aIle Aspekte der
Gesunderhaltung und Krankheitsbewärtigung integrieren und
sich neben der medizinischen und zahnmedizinischen Versorgung
mit der Akzeptanz von Dienstleistungen, ihrer Effektivit,ät
und ökonomischen Effizienz und der Organisationsstruktur und
Zusammenarbei-t von verschiedenen rnstitutionen und Einrich-
tungen beschäftigen. "Anriegen der community Medicine ist die
Verbesserung des Gesundheitszustandes und der Lebensqualität
der Bevölkerung in der Region vorpommern durch eine umfassen-
de, institutsübergreifende medizinische Betreuung unter be-
sonderer Berücksichtigung der wechserbeziehungen zwischen
lndividuum, soziarem umfeld, Gesundheits- und soziarwe-
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ser1. "1) A1s interdisziplinäre Forschungsbereiche in der Com-

munity Medicine werden genannt:

Herz -Kre i s Iauf -Erkrankungen / Stof fwechse 1 /Ernährung ;

Alkohol, Sucht, Drogenl
Onkologische Erkrankungen i
Munderkrankungen und kraniomandibuläre Dysfunktionen.

Zur Verwirklichung des Konzeptes Community Medicine ist ein
ModeTTversuch Community Medicine geplant, unter dessen Dach

ein -tehrverbund, ein Betreuungsverbund, ein Forschungsverbund
sowie unabhängige Projekte zusammengefaßt sein sol1en. Kern-
stück des Forschungsverbundes soll eine umfassende epidemio-
logische Basjsstudie Vorponmern sein, deren Finanzierung noch

nicht gesichert ist. Angestrebt wird eine Mischfinanzierung
über das BMBF, das Sozialministerium des Landes Mecklenburg-
Vorpommern, Krankenkassen und Kassenärztliche Vereinigungen
sowie den Landeszuschuß für Forschung und Lehre.

Im Bereich Community Medicine bereits angelaufen sind nach

Angaben der Fakultät. darüber hinaus insgesamt 28 Forschungs-
projekte der einzelnen medizinischen und zahnmedizinischen
Einrichtungen, die in den Forschungsverbund integriert werden

sollen. Sie werden zum größten feil im Rahmen der BMBF-Son-

derförderung zugunsten der Medizinischen Fakultäten in den

neuen Ländern finanziert. Künftig soll hierfür eine Förderung
durch das BMBF im Rahmen des Förderschwerpunktes "Public
Health" beantragt werden. Die Stadt Greifswald ist außerdem

Mitglied des internationalen Netzwerkes "Gesunde Städte" und

des EG-Projektes "Environet" zur Förderung von Gesundheit und
verbesserten Umweltbedingungen .

Verantwortlich für die Etablierung des Modellversuchs soII
eine FakuTtätskommissjon Community Medicine sein. Sie wird

Modellverbund Community
Verantwortlichkeit und
ohne Datum.

Medicine ; Aufgabenstellung,
Zusammensetzung der Gremien,

1)
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durch ein Kuratorium unterstützt, in dem neben Bundes- und

Landesministerien unter anderem auch eine Reihe von medizini-
schen Standesorganisationen und Verbände als Mitglieder vor-
gesehen sind. Der Modellverbund soII durch einen Geschäfts-
führenden Ausschuß mit KoordinierungssteTTe Community Medici-
ne nach innen und außen vertreten werden. Im obliegt auch die
Erarbeitung des Finanzierungskonzeptes einschließIich An-

schubfinanzierungen und Unterstützung von Pilotphasen. Dem

Forschungsverbund gehört auch die f,eitung der Regionalen Ba-

sisstudie Vorpoflmern an. AIIe Forschungsprojekte des For-
schungsverbundes sollen durch einen WissenschaftTichen Beirat
begutachtet werden. Die Mitglieder des !'Iissenschaftlichen
Beirats sollen unter Federführung des BMBF und in Abstimmung

mit Land und Universität benannt' vom Kuratorium bestätigt
und vom Fakultätsrat der Medizinischen Fakultät berufen hrer-

den. Der Modellversuch Community Medicine und seine organisa-
torische Struktur wurden vom Fakultätsrat beschlossen. Finan-

zie1le Mittel des Landes werden gesondert, vom üblichen Lan-

deszuschuß getrennt zugewiesen.

Neurowissenschaften

Neben dem Ausbau der Community Medicine will die Fakultät in
Abstimmung mit der Medizinischen Faku1tät Rostock besondere

Bereiche der Hochleistungsmedizin sowohl in der Krankenver-

sorgung wie auch als Forschungsschwerpunkte weiter ausbauen.

Dazu gehört insbesondere der Bereich der Neurowissenschaften.
An diesem Schwerpunkt so1len die Kliniken für Neurochirurgie
und Neurologie sowie die Fachrichtungen Neuroradiologie, Neu-

ro-Urologie, Neuro-Ophthalmologie und Neuropathologie betei-
ligt sein. In diesem Zusammenhang wurden mit Industrieunter-
stützung eine C3-Professur für experimentelle Neurochirurgie
und Neurophysiologie sowie eine spezielle Einrichtung für
neurologisch-neurochirurgische Frührehabilitation und Rehabi-

Iitation unter Trägerschaft des Bundes Deutscher Hirnbeschä-

digter mit Förderung des Bundesarbeitsministeriums eingerich-
tet.
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rn den Kliniken für Neurologie und Neurochirurgie solIen vor
al1em Fragen der Epileptologie, insbesondere der cerebrovas-
kurären Mikrochirurgie durchgeführt werden. Der Ausbau spe-
zieller neurologischer Funktionsdiagnostik, auch in zusammen-
arbeit mit dem rnstitut für Nukrearmedizin, solr zu einer
landeszentralen Einrichtung für neuroangiologische Diagnostik
und Therapie, insbesondere zur versorgung von patienten mit
akutem schraganfall führen. Hinzu kommen in zusammenarbeit
mit der Anästhesiologie die Erforschung von Diagnose und Be-
handrung schwerer schädel-Hirn-verretzungen und die pathophy-
siologische Forschung über sekundäre Hirnschäden. Lgg4 wurden
an den Kriniken für Neurologie und Neurochirurgie sieben
Drittmittelprojekte mit einem umfang von L,2 Millionen DM

durchgeführt.

Molekulare Medizin

Ein dritter schwerpunkt hat sich um das Graduiertenkolleg
"Strukturelle und funktionelle Charakterisierung von pro- und
Eukariotischen Genen" gebildet. Daran sind die rnstitute für
rmmunorogie und Transfusionsmedizin, für Humangenetik, Bio-
chemie, Medizinische Mikrobiologie und pathologie sowie aus
der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät die Insti-
tute für Genetik, Biochemie, Mikrobiorogie und Molekularbio-
logie beteirigt. Hauptthemen in diesem ars universitäts-
schwerpunkt ausgewiesenen Gebiet sind die stammzerlenthera-
pie, viruspersistenz, Gendefekte, septischer schock und Dia-
betes mellitus.

Onkologie / Stammz elltransplantation

An diesem schwerpunkt beteiligt sind die Kliniken für rnnere
Medizin, für Radiorogie, für strahrentherapie, für chirurgie
und für MKG-chirurgie sowie das zentrum für Kinder- und Ju-
gendmedizin, die rnstitute für rmmunologie und Transfusions-
medizin sowie für Medizinische Mikrobiorogie und das Tumor-
zentrum Greifsward e.V.. Den schwerpunkt in Greifswald birden
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nach Angaben der Fakultät die internistische und pädiatrische
Hämatologie und Onkologie. Durch eine Neuberufung konnte die
Hochdosischemotherapie und die Periphere Stammzellentrans-
plantation in Greifswald eingeführt werden. Zusammen mit ein-
zelnen Instituten sollen daraus innovative Ansätze einer mo-

lekularen Medizin (u.a. gentherapeutische Intervention) ent-
wickelt werden. Für den Neubau dieses Bereiches wurde eine
Spende von l-0,0 Millionen DM durch die alfred Krupp von Boh-

ten und Halbach-Stiftung zur Verfügung gestellt.

c) Drittmittel

Von 1991 bis L994 hat sich das jährliche Drittmittelvolumen
der Fakul-tät in etwa vervierfacht und konnten im Jahr 1995

bis auf rund L2,'J. Millionen DM gesteigert werden (Anteil DFG:

23,7 t)'). rm Zeitraum von 1990 bis 1993 wurden damit 53

Personalstellen finanziert, darunter 27,5 Nachwuchswissen-

schaftler.

Übersi cht 12

Drittmitteleinnahmen der Medizinischen Fakultät

der Universität Greifswald

1991-1994

in TDM

Quelle: Angaben der Fakultät.

1) Die Angaben für 1995 beziehen sich auf den Stand November
1_99s.

1991 1992 1993 1994 Summe

DFG 165,4 1.001.1 1.528,6 1.908,8 4.603,9

BMBF 1.140.3 3.890,6 4.101,8 4.083,4 13.216,1

lndustrie 840.1 748,3 1 .1 26.3 1.564,5 4.279,2

Sonstige 225,O 672.5 644,2 1.523,4 3.065,1

Summe 2.370.8 6.312,5 7.400,90 LO80.1 25.164,3
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Übersicht 13
Drittmitteleinnahmen der Mediz'inischen Fakultät
der Un'iversi tät Gre'if swal d nach Drittmi ttel gebern

1991-1994

Kliniken/
lnstitute

1991 1992 1993 1994
Summe

1991-1994

in TDM

Vorklinik

Anatomie 'to0.0 120.O 50,0 45,0 315,0

Biochemie 113,0 295,5 568,5 936,3 1 .913,3

Geschichte der Medizin 0,0 0,0 0,0 66,6 66,6

Physiologie 0,0 1.016,4 1.063,4 1.208.9 3.288,7

Summe 213,0 1.431,9 1.681,9 2.256,8 5.583,6

Klinisch-theoretische lnstitute

lnstitut f. Diabetes 211,5 2.170.1 2.303,5 2.326.3 7.O11,4

Genetik 56,7 488,1 628,1 284.1 1.457,O

lmmunologie 737,0 398,0 331,0 397,0 1.863,0

Hygiene und Umweltmedizin 90,0 205,3 305,0 325,4 925,7

Pathologie 0,0 0,0 0,0 18,0 18.0

Pharmakologie u. Toxikologie 349,8 330,1 571,5 566,4 1.817.8

Arbeitsmedizin 15,2 15,2 21,7 8,1 60,2

Mikrobiologie 17,6 97,2 290,6 526,7 932,1

Medizinische lnformatik 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Klinische Chemie 0,0 0,0 0.0 7,5 7,5

Rechtsmedizin 5,0 10,7 1s.0 0,0 30,7

Transfusionsmedizin 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Summe 1.482.8 3.714,7 4.466,4 4,459,5 14.123,4

Kliniken

Augenklinik 0,0 0,0 10,0 30,0 40.0

Chirurgie 20,o 20,0 0,0 0,0 40.0

Kinderheilkunde 215,0 340,0 245,O 246.O 1.046,0

Kinderchirurgie 0,0 5,0 16,0 38,8 59,8

HNO-Heilkunde 3,0 3,0 34,0 12,4 52,4

ZMK-Heilkunde 0,0 0,0 73.0 331,0 404.0

lnnere Medizin 149,0 359,8 396,6 363,4 1.268,8

Frauenklinik 28,5 50,8 45,0 75,0 r99.3

Orthopädie 259.5 136,6 225.O 166,2 787,3

Neurochirurgie 0,0 245.2 128,0 420.O 793,2

Neurologie 0,0 0,0 0,0 600,0 600.0

Dermatologie 0,0 0,0 70,0 70,o 140,0

Radiologie 0,0 4,5 0,0 11,0 15,5

Summe 675,0 1.164.9 1.242.6 2.363,8 5.446.3

Gesamtsumme 2.370.8 6.3 t 1,5 7.390,9 9.080,1 2s.1s3,3

Quelle: Medizinische Fakultät der universität Greifswald; stand: 30. Juni 1995
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Von den an der Medizinischen Fakultät Greifswald eingeworbe-
nen Mitteln stammten in den Jahren L99r bis 1994 rund 20 B

von der Deutschen Forschungsgemeinschaft und rund 54 B vom
BMBF. Die restlichen 26 I wurden über die Industrie, bei
stiftungen und anderen Einrichtungen eingeworben. 2g B alrer
Drittmitter der Jahre L99L bis L994 entfielen auf das rnsti-
tut für Diabetes in Karrsburg. Von den uitteln des BMBF ent-
fieren der größte Anteir mit 49 ? auf das rnstitut für Diabe-
tes in Karrsburg und mit über 24 I auf das physiologische rn-
stitut. Die höchsten Anteire an Einwerbungen von Mitteln der
DFG erreichten das rnstitut für Humangenetik (24 t a11er DFG-

Mittel der Jahre L992 L994) | das rnstitut für Biochemie
(L7 Z) , das Institut für Diabetes ( 13 I ) und das Institut für
rmmunorogie {L2 t ) . viele Kriniken haben bis 1995 noch keine
DFG-MitteI einwerben können.

d) Infrastruktur für die Forschung

um die Forschung zv intensivieren hat die Fakultät ein beson-
deres Konzept der f'1ächenzuteilung entwickelt. Die Forschungs-
arbeiten sorlen sowohr dezentrar an den jeweirigen Kriniken
und rnstituten al-s auch zunehmend interdisziplinär und an
zentraren Forschungsstätten durchgeführt werden. Die For-
schungsflächen solIen den jeweirigen Einrichtungen anteirig
zugeordnet werden. Für die Kliniken sorren 30 B direkt und
70 B über zentrare Forschungsfrächen zugewiesen werden, für
die rnstitute 70 B direkt und 30 * über zentrare Forschungs-
flächen.

Der "zentrare Forschungsbereich" sorr Muttifunktionslabors,
speziallabors, Großgeräte, wissenschaftriche vterkstätten und
tierexperimentelle Einrichtungen umfassen. tüährend die ver-
suchstierzucht und -hartung in Karrsburg untergebracht ist,
so11en zumindest Teile der tierexperJ-mentellen Einrichtungen
in den zentraren Forschungsbereich der Fakurtät integriert
werden. Die vergabe der Forschungsfrächen im Zentrum serbst
so1l grundsätzlich zeitrich begrenzt erforgen. Drittmitter-
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projekten soll eine gewisse priorität bei der Flächenvergabe

eingeräumt werden. Die Zuordnung von Forschungsflächen soII
in regelmäßigen Zeitabständen überprüft und an Projektablauf
und Drittmittelaufkommen angepaßt werden. Insgesamt werden

ca. 7.000 m2 NF für die Forschung vorgesehen, davon entfallen
ca. 5.000 m2 NF auf die zentralen Forschungseinrichtungen und

ca. 2.000 m2 NF auf direkt zugeordnete Bereiche; dies ent-
spricht rund 9 - 10 ? der Gesamtnutzfläche.

III. 4. Krankenversorgung

a) Stationärer Bereich

Der Wissenschaftsrat hatte seinerzeit für das Universitäts-
klinikum Greifswald eine Zie1zahl von 1.050 Betten zugrunde-

gelegt. Zwischenzeitlich war die Universität, unterstützt
durch eine Planungsgesellschaft r zo dem Ergebnis gekommen,

daß eine deutlich niedrigere ZahI angebracht erscheint. Als
Zielgröße wurden zunächst 1.013 Betten genannt. Nach einer
erneuten Prüfung von Möglichkeiten zur weiteren Bettenreduk-
tion nennt das Land nunmehr eine Zielzah1 von 760 HBFG-finan-
zierten Planbetten. Hinzu kommen sollen 45 Versorgungsbetten
in der Orthopädie. Der Plan, die Klinik für Orthopädie gänz-

Iich in fremde Trägerschaft zu übertragen, \^Iurde mittlerweile
wieder aufgegeben. Vorbereitet wird derzeit der Trägerwechsel
der Klinik für Psychiatrie. Dabei werden 70 Betten Erwachse-

nenpsychiatrie in die Odebrecht-stiftung (Greifswald) überge-
hen und 15 Betten Kinder- und Jugendpsychiatrie in das Chri-
stophorus-Krankenhaus nach Ueckermünde. Dieses entspricht der
Psychiatrieplanung im Land. Der Trägerwechsel erfolgt zu 1.

Januar 1998, da laufende Baumaßnahmen der zukünftigen Träger
abgeschlossen sein müssen. Die universitäre Ausbildung wird
über das Akademische Lehrkrankenhaus Stralsund gesichert; die
dort zrtr Zeit vakante Chefarztposition der Psychiatrischen
Klinik wird mit einer Professur an der Universiät verbunden.
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Übersicht 14

Aufgestel I te und Pl anbetten im Kl i ni kum Grei fswal d

im Jahre 1994

Quelle: Medizinische Fakultät Greifswald, aktualisiert mit Schreiben der Kultusministerin des Landes
Mecklenburg-Vorpommern vom 6. November 1g95

Klinik
Planbetten

1994

Aufgestellte Betten
1994

Neuplanung
des Landes

davon für
Forschung und

Lehre

Versorgungs-
betten

Gesamt

davon
lntensiv-
betten

Anästhesie und lntensivtherapie 10 8 8 15 15

Augenheilkunde 70 62 40 40

Chirurgie 122 95 10 110 110

Dermatologie 41 30 20 20

Frauenheilkunde/Geburtshilfe 117 93 60 60

HNO-Heilkunde 80 79 50 50

lnnere Medizin 't55 153 10 140 140

Kinderheilkunde 120 119 18 85 85

Kinderchirurgie 30 30 25 25

Psychiatrie 78 77 Trägerwechsel

Neurologie 52 46 60 60

Neurochirurgie 43 35 50 50

Orthopädie 60 58 60 15 45

Strah lentherapie/Nuklearmedizin 40 40 30 30

Urologie 60 45 40 40

MKG-Chirurgie 20 20 20 20

Gesamt 1.098 990 46 805 760 45
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In verschiedenen Bereichen des Universitätsklinikums soll- es

außerdem "Poolbetten" geben. Dies betrifft vor allem die Kin-

dermedizin, die Bereiche Strahlentherapie/Nuklearmedizin,
Neurochirurgie/Kieferchirurgie sowie Innere Medizin/Dermato-

logie, in denen Betten wechselseitig genutzt hTerden können.

Allgemeinmedizinische Betten sollen in den Kliniken für Inne-

re Medizin zur Verfügung stehen.

Mit der Inbetriebnahme des

komplex F leischmannstraße
1992 erheblich verbessert.

neuen Bettenhauses I im Klinikums-
wurde die räumliche Situation seit
Dort fanden PLalzz

die Klinik und Poliklinik für orthopädie;
die Klinik und Poliklinik für Neurochirurgie;
die Klinik für Mund-, Kiefer-, und Gesichtschirurgie;
die Klinik und Poliklinik für Kinderchirurgie;
ein Teil der Klinik für Anästhesiologie und Intensivthera-
pie (5 Betten mit interdisziplinärer Nutzung)'

Durch das Bettenhaus kam es auch zu einer deutlichen Entspan-

nung der beengten Raumsituation in den Kliniken für Chirurgie
und für Anästhesiologie am standort Löfflerstraße. Durch den

Umbau der ehemaligen Abteilung für Kinderchirurgie erhielt
diese Ktinik eine dringend benötigte Intensivtherapiestation.
Außerdem soII die Poliktinik für Chirurgie wieder mit der

Klinik für Chirurgie vereinigt werden. Auch die räumliche

Situation der Zahn-, Mund- und Kieferklinik am Standort Rot-

gerberstraße konnte durch die Verlagerung der MKG-Chirurgie

wesentlich verbessert werden. Im Zusammenhang mit einer Re-

duzierung der poliklinischen Leistungen insgesamt war es mög-

lich, die Trennung von Klinik und Poliklinik in der Frauen-

ktinik, der Augenklinik und den Kliniken im neuen Bettenhaus

zu beseitigen. Dadurch sollen in zunehmendem Maß auch die
Möglichkeiten der teilstationären Behandtung und des ambulan-

ten Operierens wahrgenoflrmen werden. Die Schwerpunkte der

Krankenversorgung betreffen insbesondere die Bereiche Neuro-



61

$/issenschaften, Humangenetik, Kinderchirurgie und Diabetolo-
gie.

Derzeit werden in den Kliniken der Universität 990 Betten
genutzt, deren durchschnittliche Auslastung von 73 ? in 1991

auf über B0 I in 1994 gesteigert werden konnte (siehe dazu
auch Übersicht 15 ) . Damit konnte der Nutzungsgrad insbeson-
dere im Bereich der konservativen Fächer erhöht werden. Eine
überdurchschnittliche Auslastung bei durchschnittlicher Ver-
weildauer verzeichneten die Kliniken für Kinderchirurgie
(+13,1 Prozentpunkte) sowie für MKG-Chirurgie (+15,7 Prozent-
punkte). Eine im bundesweiten Vergleich unterdurchschnittli-
che Auslastung ergibt sich zur Zeit noch für die Bereiche
Strahlentherapie (-7,2 Prozentpunkte), Urologie (-16r3 Pro-
zentpunkte) sowie Psychiatrie l-7,4 Prozentpunkte). Die Ursa-
che dafür liegt nach Auffassung der Fakultät in den noch un-
zureichenden räumlichen Voraussetzungen in den Altbauklini-
ken. Die durchschnittliche Verweildauer aller Patienten des
Klinikums Greifswald zeigte eine rückläufige Tenderrzt die vor
al1em auf einem Rückgang der Verweildauer in den konservati-
ven Disziplinen beruht. Sie liegt mittlerweile mit Ausnahme

der Strahlentherapie in allen Kliniken im Rahmen des bundes-
deutschen Durchschnitts, vielfach auch darunter. Die ver-
gleichsweise kurze Verweildauer in der Psychiatrie entspricht
den gegebenen Umständen in den neuen Bundesländern.

Die ZahI der aufgestellten Betten, die korrigierte Planung
des Landes sowie eine Übersicht über fntensivbetten geht aus
den Übersichten L4 und 15 hervor. Der aus Sicht der Fakultät
noch immer unzureichende AnteiI an Intensivtherapiebetten
kann durch eine große Anzahl von Intensivüberwachungsbetten
nur bedingt kompensiert werden. AIs wesentliche Maßnahme zvr
kurzfristigen Erhöhung der ZahI der Intensivtherapiebetten
gilt der Umbau der ehemaligen Kinderchirurgie in eine Inten-
sivtherapiestati-on mit L2 Betten, der mittlerweile abge-
schrossen wurde. Zum Jahresende L993 wurde ein interdiszipli-
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Übers i cht 15

Betten, Auslastung und Verwe'ildauer jm Jahre 1994
Kl'in'ikum der Uni versi tät Grei f swal d
im Vergleich mit Durchschnittswerten

1) Durchschnittswerte der Universitätsklinika in den alten Ländern bezogen auf aulgestellte Betten in 1991 (Neuere
Vergleichsdaten liegen derzeit nicht vor.)

Quelle: Medizinische Fakultät der Universität Greifswald

Klinik

Aufge-
stellte
Betten

Auslastung in
Prozent

Verweildauer
in

Tagen

Greifswald Bundl)
Diffe-
tenz Greifswald Bundl)

Diffe-
tenz

Anästhesie und lntensiv-
medizin 8 80,6 4,8

Augenheilkunde 62 70.o 78,8 -8.8 6,4 6,4

Chirurgie 95 87.2 80,8 +6,4 9,7 11.1 1,4

Dermalologie 30 79.2 79,8 -0.6 9,1 13,9 -4,8

Frauenheilkunde und
Geburtshilfe 93 74.3 74,2 +0,1 6,4 7,3 -0,9

HNO-Heilkunde 79 78,1 74,8 +3,3 7,7 6,2 + 1,5

lnnere Medizin 153 89.3 86,9 +2.4 7,1 13.1s -6,0

Kinderheilkunde 119 84.3 69.0 + 15.3 11,0 8,3 +2,7

Kinderchirurgie 30 81.5 68,4 + 13,1 6,4 6,s -0.1

Psychiatrie 77 80,8 88.2 -7,4 20,6 50,6 -30,0

Neurologie 46 96,3 88,2 + 8,1 13,8 18.9 -5,1

Neurochirurgie 35 94,7 88,5 +6,2 11.1 1 t,8 -o,7

Orthopädie 58 88,8 87,0 + 1,8 14,6 16,1 1,5

Strahlenmedizin 40 71,7 78,9 -7,2 16,7 12,4 +4,3

Urologie 45 63,8 80,1 -16,3 7,9 9.4 1.5

MKG-Chirurgie 20 92,3 76.6 + 15.7 7.6 7,9 -0,3

Gesamt 990 82.1 79,4 +2,7 9,4 10.5 1,3
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närer Intensivtherapiebereich im Bettenhaus Fleischmannstraße
mit zunächst 5 Betten in Betrieb genommen.

Das überarbeitete Konzept zur Krankenversorgung sieht ausge-
hend von der Reduktion der universitären Planbetten darüber
hinaus vor, Betten außeruniversitärer Krankenhäuser zumindest
teilweise für die Aufgaben in Forschung und Lehre zu nutzen.
So sollen neben den insgesamt 40 Betten im Krankenhaus Karls-
burg weitere L20 internistische Betten der Kliniken in Stral-
sund einbezogen werden. Darüber hinaus sollen 1-l2 Betten der
neurologischen Rehabilitation sowie L0 Betten der neuro-uro-
Iogischen Rehabilitation durch Krankenhäuser anderer Träger-
schaft in das Lehr- und Forschungskonzept der Medizinischen
Fakultät integriert werden.

b) Ambulanter Bereich

rm Bereich der Polikliniken sind die Strukturveränderungen
gegenüber der Situation vor 1989 besonders deutlich, zumal es

nach L990 zu einer Niederlassungswelle gekommen ist. So gilt
die Region um Greifswald bis auf das Fach Allgemeinmedizin in
all-en Fachdisziplinen a1s ausreichend versorgt. AIs Folge
dieser Entwicklung gingen die ambulanten Kontakte im Klinikum
von 141.000 im Jahr 1991 auf rund 46.000 Konsultationen im

Jahr 1994 zurück. Anders verlief die nntwicklung im Bereich
der Notfallmedizin. Hier war ein Anstieg von 7.500 im Jahre
199L auf 10.333 Patienten im Jahre L994 zu verbuchen. Die
Zahnklinik der Universität Greifswald verzeichnete im Jahr
L994 L5.476 poliklinische Neuzugänge (darunter 3.L78 ambu-

lante Patienten der MKG-Chirurgie). Von diesen Patienten
stammten 68 t aus Greifswald und 32 I aus dem Umkreis der
Stadt.

Mit der Inbetriebnahme der neuen Klinik und Poliklinik für
MKG-Chirurgie im Bettenhaus Fleischmannstraße hat dieser Ar-
beitsbereich des ZMK-Zentrums deutlich bessere Bedingungen
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als am f rüheren Standort Rotgerberstraße, \^ro es zu einer Ent-
lastung der bis dahin beengten Raumsituation gekommen ist.
Dort konnten mittlerweile vermehrt Räumlichkeiten für die
Ausbildung eingerichtet werden. Dazu gehören insgesamt 22

moderne zahnäxztliche Arbeitsplätze, die in den vergangenen
zwei Jahren in Betrieb genommen wurden. Für die Zahnmedizin
am Standort Rotgerberstraße wurden in den Jahren 1991 L994
Bauunterhaltungsmittel in Höhe von rund 0r5 Millj-onen DM auf-
gewendet. Darüber hinaus wurden in Geräte und Einrichtungs-
gegenstände rund 2,9 Millionen DM investiert. Zusätzlich wur-
den 1"30 TDM Spende zur Anschaffung von L0 kleinen zahntech-
nischen Ausbildungsplätzen eingesetzt.

III.5. Baubestand und Ausbauplanung

Der Wissenschaftsrat hatte in den "Empfehlungen zur Hoch-
schulmedizin in den neuen Ländern und in Berlin" vom Septem-
ber 1991 zum Klinikum Greifswald empfohlen, die Kinderchir-
urgie aus der Chirurgie in die Kinderklinik zu verlagern,
Neonatologie und Geburtshilfe zusanrmenzuführen und baldmög-
lichst bessere räumliche Unterkünfte für Orthopädie, Rechts-
medizin, Augenklinik, Mikrobiologie und gegebenenfalls das
Zentrum für ZMK zu schaffen. Mit der fnbetriebnahme des Bet-
tenhauses I im Klinikumskomplex Fleischmannstraße konnten
diese Vorschläge zumindest teilweise realisiert werden. Seit-
dem befinden sich die folgenden Einrichtungen am Standort
Fleischmannstraße :

- die Kl-iniken für Haut- und für HNo-Krankheiten, für Urolo-
9ie, Radiologie, Neurochirurgie, Orthopädie, Kinderchirur-
9ie, MKG-Chirurgie und partiell Anästhesiologie und Inten-
sivmedizin;

die Institute für Biochemie, Klinische Chemie, Arbeitsme-
dizin, Immunologie/Transfusionsmedizin, Humangenetik, Bio-



65

metrie und Medizi-nische rnformatik und Geschichte der Medi-
zj-n;

sonstige Einrichtungen: Luftrettungsstützpunkt, Koordinie-
rungszentrum community Medicine, Dekanat, verwaltung, ArzL-
licher Direktor.

Die im Berej-ch der rnnenstadt liegenden Kriniken für chirur-
9ie, rnnere Medizin, Gynäkorogie und Geburtshilfe sind ins-
gesamt sanierungsbedürftig, werden aber nach Angaben der Fa-
kultät auch nach einer im laufenden Betrieb erforderli-
chen sanierung keinen Zustand erreichen, der den heutigen
Anforderungen genügen dürfte.

Die im Bereich soldtmannstraße riegenden Einrichtungen, ins-
besondere die Kinderklinik, sind ebenfall-s sanierungsbedürf-
tig und mit Einschränkungen sanierungswürdig. Auch in diesem
Bereich soIlte nach Angaben der Fakultät auf Iängere sicht
und mit vertretbarem Aufwand keine Krankenversorgung mehr
betrieben werden. Die für die Neugeborenentransporte ungün-
stige situation der Trennung von Frauen- und Kinderklinik
durch eine Eisenbahntrasse konnte mittlerweile durch den Ein-
bau von zweL Neugeborenen-rntensivplätzen in der Frauenklinik
verbessert werden. Nach Abschluß weiterer Baumaßnahmen soII
diese Zahl auf insgesamt sechs rntensiveinheiten erhöht \^rer-
den. Mittelfristig geplant ist die zusammenführung und der
Neubau von Frauen- und Kinderkrinik unter Einbeziehung der
Kinderchirurgie. über die grundsätzliche räumliche Neustruk-
turierung des zentrums für Kinder- und Jugendmedizin wurden
auch Gespräche mit einem außeruniversitären Träger geführt,
die aber nicht zu einem Trägerwechsel führten.

um eine Reduzierung der rnvestitonskosten zu erreichen, rück_
te die Fakurtät von den ursprünglichen pranungen ab, arle
Einrichtungen aIs Neubauten in den Bereich Fleischmannstraße
zu verlagern. Mitter- bis langfristig sollen einige rnstitute
und Kliniken, so die rnstitute für pathorogi-e, für Anatomie
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und für Rechtsmedizin sowie Teile des Zentrums für Zahn-, Mund-

und Kieferheilkunde nach sanierung in den jetzigen Altbauten

bleiben. Die Klinik für Zahn-, Mund- und Gesichtschirurgie
so11 in das noch zr7 sanierende Gebäude der HNo-Klinik ziehen,

die ebenfalls in dem Gebäude verbleiben und auf insgesamt 30

planbetten verzichten solI. Dieses Gebäude liegt' auch günstig

zur Neurochirurgie. Die ursprüngliche Planung sah für die

Zahnmedizin in Greifswald einen kompletten Neubau vor' Von

dieser Planung wurde abgegangen und man beschränkt sich auf

einen Neubau für das sogenannte Patientenhaus am jetzigen

standort in der Altstadt. Das Institut für Hygiene und um-

weltmedizin wurde aus der Neubauplanung herausgenommen und in
den Gebäudekomplex des Landeshygieneinstitutes verlagert'
Einen Verzicht auf Neubauten soII auch die vorgesehene Schaf-

fung von "Poolbetten" unterschiedlicher Disziplinen ermögli-
chen. Im Sinne der Kostenersparnis wurde auch ein TeiI der

Versorgungsbetriebe externalisiert; dazu gehören die folgen-

den Funktionsbereiche: speisenversorgultg, Reinigungsdienst,
Wäschereibetrieb, Vtäscheversorgung, Zahntechnisches Labor für
die Patientenversorgung, Krankenhausinformation (außer Sy-

stembetreuung). Für Lgg6 ausgeschrieben ist die Zentralsteri-
Iisation.

Das charakteristische Merkmal des vorgesehenen Areals an der

Fleischmannstraße ist eine Baumallee, die das gesamte Grund-

stück in westöstlicher Richtung durchschneidet. Ein senkrecht

dazu verlaufender Pfad teilt das Grundstück in vier etwa

gleich große Quadranten, von denen zwe! Quadranten durch die

Mathematisch-Naturwissenschaftliche und die Biologische Fa-

kultät genutzt werden. In den beiden anderen Quadranten be-

finden sich die Gebäude der Medizinischen Fakultät.

Für die bauliche Realisierung eines künftigen Zentralklini-
kums wurde eine Konzeption erarbeitet, die die Neu- und um-

baumaßnahmen in drei Baustufen gliedert. Diese Baustufen sind

jeweils in einzelne Abschnitte unterteilt. Die beabsichtigte
Verbindung der Neubauten mit den vorhandenen Gebäuden Iäßt
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sich nach Angaben der Fakurtät nur rearisieren, ürenn in einer
ersten Maßnahme das Diagnostikzentrum umgebaut und so erwei_
tert wird, daß damit ein ausbaufähiges Bindegried entsteht.
Dieser Anbau sol1 neben dem Röntgenbereich einen interdizi-
plinären Notfallbereich, die unfallchirurgische polikrinik,
die internistische Notaufnahme sowie die internistische Auf-
nahmestation (einschließlich Poolbetten für Allgemeinmedizin)
enthalten. Die Betriebsbereiche in diesem Gebäudekomplex so1-
len den !,ieiterbetrieb während der 1. Baustufe ermögrichen.
Die bis zum Abschluß der 1. Baustufe zwischenzeitlich entste-
hende Trennung von Allgemein- und unfarlchirurgie (Löff1er-
straße/Fleischmannstraße) wird dabei in Kauf genommen. Die
vorgesehenen Baumaßnahmen und die Zuordnung zu Instituten und
Kliniken sowie einzelnen Baustufen gehen aus der übersicht L6
hervor.

Nach vollendung der 1. Baustufe sorlen im Diagnostikzentrum
und im Bettenhaus Flächen zur verfügung gesterrt werden, die
nach weiteren umbaumaßnahmen der Krinik für rnnere Medizin
und der Hautkrinik zur verfügung stehen solren. rm Diagno-
stikzentrum bereits vorhanden und saniert sind die Bereiche
für die Koordinierungsstelle community Medicine einschließ-
lich der untersuchungsräume für probanden, die im Rahmen epi-
demiologischer Studien untersucht werden.

Parallel zu den einzelnen Neubaumaßnahmen müssen bestehende
Gebäude saniert werden, so daß ein }teiterbetrieb bis zum um-
zug an den endgültigen standort möglich ist. Freiwerdende
Gebäude in der rnnenstadt solren durch andere Einrichtungen
cier Universität genutzt werden.
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Übersicht 16

Baul jche Entwicklungskonzeption der Medizinjschen Fakultät Gre'ifswald
1995-2010

Bau-
phase

Ab-
schnitt Baumaßnahmen

Kosten
BPL-
Nr.

Kat.

NF

lr4io DM in mz

1 KO Umbau und Erweiterung Diagnostikzentrum
- Röntgen (MRT, CT, Angio)
- Notfallaufnahme
- Allgmeinpflegebereich
- Unfallchirurgie
- lntensivplleqe

4 t.6 8085
8086

ll
il

3.200

Neubau lnnere Medizin, Abt. Hämatologie/O1ü9!99re- 26,5 8088 il 1.700

K 1.t

K 1.2

57,8 8050
8089

P
il

6.100

J1
+

L1

Neubau Zentrale Lehreinrichtungen (1.8A und lnstitute (Zen-

trum für Comm. Medicine)
- Hörsaal
- Seminarräume, EDV-Räume
- lnstitut für Arbeitsmedizin
- lnstitut für Epidemiologie/Sozialmedizin
- lnstitut für Medizinische Psychologie
- lnstitut für Miometrie und Medizinische lnformatik

19,6 2.300

J1 Umbau Diagnostikzentrum für Medizin, Mikrobiologie und
Mrolooie

8,1 8074 P 1.200

K 1.3 Neubau Kliniken für Chirurgie und Anästhesiologie
-60P
- Röntgendiagnostik
- Allgemeinpflege
- lntensivptherapie
- Sterilisation

84,5 8.900

F1 Neubau zentrale Forschungseinrichtungen, 1. BA 15,4 't.800

Summe Bauphasel 253,5 25.200

2 K2.O Umbau Diagnostikzentrum und Bettenhaus für lnnere Medi-
zin fincl. Aläemeinmedizin und Hautklinik)

40,2 s.400

K 2.1
+

K2.2

Neubau Frauen- und Kinderklinik
-40P
- Kindermedizin
- Kinderchirurgie
- Kinderpflege
- lntensivtherapie
- Gynäkologie/Geburtshilfe
- Alloemeinofleoe

101,3 10.700

L2 Neubau zentrale Lehreinrichtungen, 2'BA (Erweiterung zu L

1)
- Hörsäle
- Seminarräume
- Audiovisuelle Einrichtungen

13.3 1.400

F2 Neubau zentrale Forschungseinrichtungen, 2.BA (Erweite-

rung zu F 1)
- Labor- und Diensträume

18.8 2.000

V1
+

v2
+

V3

Neubau Versorgungsbetriebe. 1.BA
- Küche
- Abfallentsorgung
- techn. und med. Werkstätten
- Wäschelager

14,7 1.700

Umbau Klinik für HNO mit Mund-, Kiefer- und Gesichtschir
rrroie

20,0 3.100

Umbau und Erweiterungsbau für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde

25.0 2.700

Summe Bauphase2 233,3 27.000



69

noch Übersicht 16

Ouelle: Schreiben der Kultusministerin des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 13.4.1ggs, Anlage 3: Bauliche
Entwicklungskonzeption der Medizinischen Fakultät Greitswälo 19gs-2010

Mit den geplanten Baumaßnahmen soII die Flächenkapazität des
Klinikums Greif sr,rrald schrittweise von derzeit rund 44.000 auf
rund 66.700 m2 erhöht werden. von den vorhandenen Flächen
werden etwa 19.100 m2 ars nutzbar bezeichnet, so daß Neubau-
ten von rund 57.600 m2 für erforderrich gehal_ten werden. Die
Gesamtkosten für alre phasen werden vom Land auf 762,5 Mir-
lionen DM geschätzt. Darin enthalten sind auch die raufenden
Grundsanierungsmaßnahmen. Gegenüber der ursprünglichen Aus-
bauplanung, deren rnvestitionsvolumen gegenüber dem hlissen-
schaftsrat seinerzeit mit 1.06g Millionen DM beziffert wurde,
bedeutet dies eine Kostenminderung um rund 30 t. Die Baumaß-
nahmen sorlen sich über einen zeitraum von rund i_5 Jahren er-
strecken.

Bau-
pha-
se

Ab-
schnitt Baumaßnahmen

Kosten
RPL-
Nr.

Kat.
NF

Mio DM rn qm

3 K3 Neubau der Kliniken für
- Urologie
- Radiologie (Strahlentherapie, Nuklearmedizin)

64,9 6.200

J 3.1 Umbau Diagnostikzentrum für
- lnstitut lür Klin. Chemie
- Pharmakologie/Toxikologie
- lnstitut für Biochemie
- lnstitut für lmmunologie und Transfusionsmedizin
- lnstitut für Humangenetik

31,6 4.600

F3 Neubau zentrale Forschungseinrichtungen, 3. BA (Erweiterung
zu F 1lF 2l
Labor- und Diensträume

12,O 1.200

v4
+

V5
+

V6

Neubau Versorgungsbetriebe, 2. BA
- Zentrallager
- Zentralsterilisation
- Zentralapotheke

21,2 2.500

Summe Bauphase3 129,7 14.500

Summe Bauphasenl-3

Grundsanierung

616,5

146,0

66.700

Kosten insgesamt 762,5
66.700
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B. Stellungnahme

B.I. Zur Situation der Hochschulmedizin

In den letzten Jahren hat der Wissenschaftsrat eine Reihe von

Stellungnahmen zur weiteren Entwicklung und zum Ausbau von

Medizinischen Fakultäten bzw. Fachbereichen und den zugehöri-
gen Universitätsklinika abgegeben. Dabei stehen Gesichtspunk-
te der strukturellen Verbesserung und der Förderung der kli-
nischen Forschung sowie der Ausbildungsqualität im Vorder-
grund. Neben der Stimmigkeit des Gesamtkonzepts für die wei-
tere Entwicklung und den Ausbau eines Klinikums sowie der

Dringlichkeit einzelner Baumaßnahmen wird auch der Umfang der

für Forschung und Lehre erforderlichen Krankenversorgung be-

rücksichtigt.

Diese in den Empfehlungen zum L9. Rahmenplan er1äuterte Ver-
fahrenspraxis soII auch künftig beibehalten werden.l) Die

Umsetzbarkeit der Empfehlungen des tflissenschaftsrates hat
sich gegenüber früheren Jahren allerdings in der Zwischenzeit
deutlich geändert. Zum einen hat das mit Beginn des Jahres

1993 inkraftgetretene Gesundheitsstrukturgesetz (GSG) sowie

die Mitte 1,995 verabschiedete Bundespflegesatzverordnung
strengere Maßstäbe im Hinblick auf die Wirtschaftsführung in
Krankenhäusern gesetzt. Zum anderen erfordern der grundlegen-

de Neuaufbau der Hochschulkliniken in den neuen Ländern, aber

auch der erhebliche Sanierungs- und Neubaubedarf in den alten
Ländern hohe Investitionssummen. Dieser Bedarf stieß schon in
den vergangenen Jahren in zunehmendem Maß an die finanziellen
Grenzen der Rahmenpläne für den Hochschulbau und wird mit
großer Vüahrscheinlichkeit auch auf absehbare ZeiL nicht im

erforderlichen Maß gedeckt werden können.

Aufgrund dessen wird es für die Länder zunehmend schwieriger,
eine realistische, umsetzbare Finanz- und Bauplanung aufzu-

1) vgl. Empfehlungen zum 19. Rahmenplan, Bd. 5, s. L0ff-
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steIlen. Der !,Iissenschaftsrat hat sich angesichts dieser Si-
tuation für klare Prioritäten zugunsten von Forschung und

Lehre ausgesprochen. Gleichzeitig muß vermieden werden, daß

Hochschulkliniken in einen Wettbewerbsnachteil gegenüber an-
deren Krankenhäusern der Maximalversorgung geraten. Um diesen
Ansprüchen gerecht zu werden, hat der V{issenschaftsrat in der
Stellungnahme zur künftigen Entwicklung zur Hochschulmedizin
eine Reihe von Möglichkeiten erörtert, die trotz der Be-
schränkung der öffentlichen Haushalte einen leistungsge-
rechten Ausbau hochschulmedizinischer Einrichtungen erlau-
ben.1) Hierzu zählt unter anderem die Überlegung, die Zahl
der Planbetten von Universitätsklinika im geprüften Einzel-
fall auch unter die bisherige Richtzahl von 1.350 zv senken.
Zu prüfen sind auch Möglichkeiten der generellen Umstruktu-
rierung im hochschulmedizinischen Bereich. Hj-erzu zählen ins-
besondere Mechanismen der fakultätsinternen Ressourcenverga-
be. Außerdem bieten sich Strukturalternativen, die keines-
falls verallgemeinert werden dürfen und nicht pauschal für
aIle Hochschulen angebracht sind, unter den derzeit äußerst
problematischen Bedingungen im Einzelfall jedoch zu erwägen
sind. Hierzu zählen insbesondere die folgenden Möglichkeiten:

- Ausgliederung einzelner Einrichtungen, die für die Belange
von Forschung und Lehre von eher nachrangiger Bedeutung
sind. Denkbar wäre dabei die Beibehaltung des universitären
Status im Sinne des "Bochumer ModeIIs" und gegebenenfalls
die vo11e !'Iiedereingliederung in die Universität zu einem
späteren Zeitpunkt. In der Zwischenzeit Iießen sich die
verfügbaren l,littel des staatlichen Hochschulbaus auf die
forschungsrelevanten Bereiche konzentrieren, zumal eine
Beteiligung außeruniversitärer Kliniken in Teilbereichen
der Lehre durchaus sinnvoll ist.

r) VgI. wissenschaftsrat,
Hochschulmedizin I L995 |

Stellungnahme zur Entvüicklung der
Drs. L842/95.
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Komplementäre Schwerpunktbildung in Forschung, Lehre und
Krankenversorgung bei regi-onaI nahe beieinanderliegenden
Hochschulklinika - auch über Landesgrenzen hinweg. Dies
gilt beispielsweise für Teildisziplinen der Kernfächer, die
an einer der benachbarten Hochschulen mit vo1ler Ausstat-
tung eingerichtet werden, während am anderen Standort le-
diglich eine Grundausstattung vorgesehen wird.

- Anderweitige Finanzierung der über den universitären Bedarf
hinausgehenden Bettenkapazität. Grundsätzlich erwartet der
Wissenschaftsrat, daß die für die regionale Krankenversor-
gung erforderliche und über den universitären Bedarf hin-
ausgehende Bettenkapazität außerhalb der Hochschulen be-
reitgestellt wird. In diesem Zusammenhang appelliert der
Wissenschaftsrat nochmals an die Gesetzgeber, die Teilnah-
memöglichkeit der Hochschulklinika in den neuen Ländern am

Krankenhausinvestitionsprogramm gem. Art. L4 GSG zu prüfen.
Gerade diese Klinika haben derzeit noch einen besonders
hohen Anteil an der regionalen Maximalversorgung zu tragen
und stellen häufig die einzige Behandlungsstätte dar.

Der ['Iissenschaftsrat ist sich bewußt, daß die eingeschränkten
Finanzierungsmöglichkeiten zu einer strikten Prioritätenset-
zung zwingen. Vermieden werden muß eine schematische Kürzung
der Mittel, die eine gleichmäßige Unterversorgung in For-
schung, Lehre und Krankenversorgung zur Folge hätte. Gezielte
Schwerpunkte und Strukturreformen, die schon in den Empfeh-
lungen zvr klinischen Forschung in den Hochschulenl) als un-
umgänglich erkannt wurden, sollten hingegen genutzt werden,
um in Teilbereichen dringliche Maßnahmen zu realisieren und
gleichzeitig günstigere Randbedingungen für Forschung und
Lehre zrt schaffen.

1) Wissenschaftsrat:
den Hochschulen,

Empfehlungen zvr klinischen Forschung in
KöIn 1985.
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Zur Hochschulmedizin in Mecklenburg-Vorponrmern

Zu übergreifenden strukturellen Fragen

Die Situatj-on der Hochschulmedizin in Mecklenburg-Vorpornmern
wird in erster Linie durch die eingeschränkte Finanzkraft des
vergleichsweise strukturschwachen und bevölkerungsarmen Bun-
deslandes bestimmt. Diese erlaubt es in absehbarer ZeiL
nicht, zwei Hochschulklinika auf Maximalniveau auszubauen und

zu unterhalten. Daran hat sich seit dem ersten Besuch des
Ausschusses Medizin im Jahre 1990 nichts geändert. Der V{is-
senschaftsrat sieht daher in der 1991 gegebenen Empfehlung,

nur ein Klinikum als Einrichtung der Hochleistungsmedizin
auszubauen,

- die wissenschaftliche Arbeit in Greifswald am Bedarf der
Community Medicine auszurichten,
eine konsequente Komplementarität der wissenschaftlichen
Schwerpunkte beider Medizinischen FakuItäten herbeizuführen
und

strikte Prioritäten in der Bauplanung zrt setzen,

weiterhin den einzigen Weg, beide Ausbildungsstätten als sol-
che zu erhalten. Die zunächst vorgelegten Planungen beider
Fakultäten entsprachen diesen Kriterien in vielfacher Hin-
sicht nicht und hätten den verfügbaren finanziellen Rahmen

des Landes gesprengt. Der Wissenschaftsrat begrüßt, daß die
Beteiligten nunmehr zu einem realistischeren Konzept gelangt
sind und ermutigt sie, den eingeschlagenen Weg fortzusetzen.
Die inzwischen vereinbarte weitgehende Reduktion der HBFG-

finanzierten Betten an beiden Standorten erscheint vor dem

Hintergrund der außergewöhnlich schwierigen strukturellen und
finanziellen Situation des Landes vertretbar. Der Wissen-
schaftsrat heißt die in diesem Zusammenhang mit dem Sozialmi-
nisterium des Landes erarbeitete Lösung gut, Klinikumsbetten,
die ausschließlich der regionalen medizinischen Versorgung
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dienen, aus der HBFG-Finanzierung auszugliedern und den dafür
erforderlichen Investitionsbedarf anderweitig zu finanzieren.
Er sieht darin einen gangbaren Weg, Investitionen der beiden
Hochschulklinika in sorchen Bereichen zu unterstützen, in de-
nen die Klinika Aufgaben wahrnehmen, die nicht durch nieder-
gelassene Ärzte oder durch andere Krankenhäuser übernommen
werden können. Das konkrete verfahren dieser auf eine antei-
lige Finanzierung hinauslaufenden Regelung wird im Einzelnen
noch festzulegen sein. Der Wissenschaftsrat anerkennt die
beispielhafte Kooperation zwischen Wissenschafts- und Gesund-
heitsressort des Landes. An der Priorität wissenschaftspoli-
tischer Erwägungen und mithin der Federführung des Kultusmi-
nisteriums sollte jedoch festgehalten werden. Das Land wird
gebeten, mit künftigen Anmeldungen zum Rahmenplan über die
darüber hinausgehenden investiven Maßnahmen für beide Klinika
zu berichten sowie die Zuordnung der entsprechenden Kosten-
anteile auszuweisen und zu begründen.

Die Einführung der Versorgungsbettenregelung wird hinsicht-
Iich der Finanzierung der betrieblichen Kosten keine Änderung
gegenüber dem bisherigen Verfahren bringen. Insofern bleibt
auch die Höhe der Landeszuschüsse gerechtfertigt. Allerdings
muß gewährleistet sein, daß medizinische Leistungen der Re-
gel- wie auch der Maximalversorgung kostendeckend durch die
Krankenkassen vergütet werden. Dies setzt eine nach Kranken-
versorgung einerseits sowie nach Forschung und Lehre anderer-
seits differenzierte Budget- und personarzuweisung an die
krinischen und krinisch-theoretischen Einrichtungen voraus.
Land und Medizinische Fakultäten sol-lten baldmögrichst ent-
sprechende Regerungen treffen. Nach den Empfehlungen des wis-
senschaftsrates zur Entwicklung der Hochschulmedizinl) soII-
te sich die aus dem Landeszuschuß für Forschung und Lehre ge-
währte Basisausstattung an einem definierten Grundbedarf
orientieren. zusätzrich zu diesem Grundbedarf sorrte ein

t) V,Iissenschaftsrat:
schulmedizin, Drs.

Stellungnahme zur Entwicklung der Hoch-
L842/95, S. 23 ff.
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Teilbudget bestimmt werden, das leistungsabhängig und über
einen internen Wettbewerb zeitlich befristet an die einzelnen
Einrichtungen vergeben wird. Eine solche Transparenz erleich-
tert eine kostendeckende Vtirtschaftsführung in der Kranken-
versorgung und trägt gleichzeitig zvr sachgerechten Vergabe
der Landeszuschüsse für Forschung und Lehre bei.

Unter den durch die Finanzsituation des HBFG und des Landes

gegebenen Umständen zu vertreten ist auch der Trägerwechsel
der psychiatrischen Kliniken in Greifswald, die bislang zum

Universitätsklinikum gehören. Allerdings sollten Land und Fa-
kultäten auch bei gegebenenfalls weiteren Trägerwechseln
anderer Kliniken - auf eine dem universitären Status ent-
sprechende Stellung des gesamten ärztlichen Personals an die-
sen Einrichtungen großen Vtert Iegen. Auch ist darauf zu ach-
ten, daß Grundvoraussetzungen für das wissenschaftliche Ar-
beiten in diesen Kliniken erhalten bleiben. Dazu zählen ins-
besondere angemessene Laborräumlichkeiten und eine den gege-

benen Möglichkeiten entsprechende Freistellungsregelung für
das zu Lehr- und Forschungszwecken vom Land finanzierte Per-
sonal. Auf die Besonderheiten der Kooperation mit Krankenhäu-
sern außeruniversitärer Trägerschaft hat der t{issenschaftsrat
bereits in der Stellungnahme zur weiteren Entwicklung der
Medizinischen Fakultät der Universität Bochum hingewiesen.l)
Dazu zählt auch ein Lehrkonzept, das die in Kooperation ste-
henden Krankenhäuser bzw. die dort tätigen Lehrpersonen kon-
tinuierlich einbezieht.

Die mit Hilfe dieser Maßnahmen erreichbare Absenkung der Zahl
HBFG-finanzierter Planbetten bietet die Voraussetzung für
eine realistischere Baukonzeption an beiden Standorten. Dies
setzt allerdings komplementäre Schwerpunkte in Forschung und

Krankenversorgung voraus. Zu maßgeblichen Reduktionen beige-

1) Wissenschaftsrat:
der Medizinischen
L843/95, BerIin,

Stellungnahme zur weiteren Entwicklung
Fakultät der Universität Bochum, Drs.

199s.
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tragen hat der verzicht der Greifswarder Fakultät auf den
Aufbau der Knochenmarktransplantation und die damit verbunde-
nen kostspieligen rnvestitionen in der strahlenmedizin. Der
wissenschaftsrat begrüßt, daß Land und Medizinische Fakultä-
ten sich insbesondere in den großen klinischen Fächern auf
sinnvolle Kompromisse geeinigt haben. Er schrießt die drin-
gende Empfehrung an, entsprechende Regerungen, wie vom Land
vorgeschragen, auch für weitere Fächer zu treffen. Dies girt
beispiersweise für die Neurochirurgie, die in Rostock auf die
für die Krankenversorgung relevante Neurotraumatologie be-
schränkt breiben soIl. Der wissenschaftsrat härt diese Auf-
teilung für sinnvorl. voraussetzung sind enge Absprachen zwi-
schen den beiden Klinika und entsprechend ausgestattete rn-
tensivtherapie- und rntensivüberwachungsbetten in Rostock,
die für nicht transportfähige patienten vorgehalten werden.
Die Notfarrversorgung kann durch einen neurochirurgisch aus-
gewiesenen Oberarzt wahrgenoflrmen werden, der im Rotationsver-
fahren von der Medizinischen Fakultät Greifswald abgeordnet
werden könnte. umgekehrtes Beispiel ist die pädiatrische on-
kologie in Greifsward, deren Leitungssterle auf c3-Niveau
gesenkt wurde. Die vom Land für die Fächer urorogie, Derma-
tologie und HNO-Heilkunde vorgeschlagene Aufgabenteilung wird
grundsätzlich ebenfalls befürwortet. Allerdings sollten sich
die Absprachen auf tatsächlich realisierbare Absprachen be-
ziehen. so erraubt beispiersweise die Aufteirung in "Meranom-
forschung" und "onkologie" für die Dermatologie keine sinn-
volle Abgrenzung, da sich beide Felder erheblich überschnei-
den. Andere Bereiche, wie etwa die Gefäßchirurgie, sotlten
entsprechend dem wissenschaftlichen Konzept an einem der bei-
den standorte auch krinisch vertreten sein, zumal in diesem
Gebiet ein erhebricher Forschungsbedarf besteht. Auch sähe
der trvissenschaftsrat im zusammenhang mit dem Konzept der com-
munity Medicine in Greifswald Einrichtungen bzw. Koopera-
tionspartner für physiotherapie sowie für sport- und Rehabi-
litationsmedizin als sinnvoll an.
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Nicht zuzustimmen vermag der Vtissenschaftsrat den Vorstellun-
gen des Landes hinsichtlich des Bereiches, der mit dem Be-
grLff "Gesundheitswissenschaften" zu umschreiben ist: vüenn

€s, was der Wissenschaftsrat ausdrücklich unterstützt, vor-
gesehen ist, die Forschung der Medizinischen Fakultät Greifs-
wald am Konzept der Community Medicine auszurichten, dann

kann nicht gleichzeitig in Rostock ein Institut entstehen,
dessen Name eine Ausrichtung auf denselben Bereich ver-
spricht, zumal die Medizinische Fakultät Rostock auf diesem

Gebiet kaum nennenswerte Aktivitäten vorzuweisen hat. Die von

der Fakultät zunächst in Gang gebrachte Arrondierung der
Fachrichtung und die Etablierung als "Institut für Gesund-

heitswissenschaften" vermag der Vtissenschaftsrat unter dem

Gesichtspunkt der Komplementarität nicht nachzuvollziehen. Er
begrüßt die Rücknahme der Planurl9, sieht aber darüber hinaus
weitere Möglichkeiten, in diesem Bereich ztr komplementären
Schwerpunkten zu kommen: Sobald der Ausbau der auf Community

Medicine bezogenen Kernfächer in Greifswald die Übernahme der
Lehrverpflichtungen erlaubt, sollte eine Verlagerung der in
Rostock ansässigen Bereiche für Arbeits- und Sozialmedizin
eingeleitet werden. Die bestehenden Lehrverpflichtungen der
Arbeitsmedizin zugunsten anderer Fakultäten der Universität
Rostock können ebenfalls durch die Greifswalder Medizinische
Fakultät wahrgenoilrmen werden. Der Bereich Krankenhaushygiene
sotlte für den Standort Rostock erhalten bleiben und wie vor-
gesehen dem Institut für Mikrobiologie zugeordnet werden.

TT.2. Zur Situation der Zahnmedizin

In den Empfehlungen zur Hochschulmedizin in Mecklenburg-Vor-
poflrmern hat der Wissenschaftsrat. 1991 zum Ausdruck gebracht,
daß er vor dem Hintergrund des desolaten Bauzustandes der
Universitätskliniken des Landes und des daraus resultierenden
immensen Investitionsbedarfs nur eine Hochschulzahnmedizin
für vertretbar hä1t. Dessen ungeachtet haben beide Fakultäten
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unter weiter Auslegung dessen, \^ras unter Bauunterhaltung und
kleinen Baumaßnahmen verstanden werden kann, Sanierungsmaß-
nahmen durchgeführt, die ein Fortbestehen des jeweiligen
Standortes präjudizieren sollten. Das Land häIt bislang eben-
falIs an der Aufrechterhaltung zweier in ihrer Aufnahmeka-
pazität erheblich reduzierter Standorte für die Zahnmedizin
fest. Dabei wird der Fortbestand der Zahnmedizin in Greifs-
wald aufgrund ihrer Bedeutung als integralem Bestandteil der
Community Medicine von Seiten des Landes nicht in Frage ge-
steI1t1); die V'Ieiterführung der Zahnmedizin in Rostock wird
damit begründet, daß die Zahnklinik traditionell Hauptträger
der zahnmedizinischen Maximalversorgung in der Region sei und
eng mit anderen Bereichen der medizinischen Fakultät zusam-
menarbeite und über ein breites, ebenfalls eng mit der Fakul-
tät verknüpftes Forschungsspektrum verfüge.

Ungeachtet dieser Situation lassen sich Empfehlungen ztrr
Struktur der universitären Zahnmedizin in Mecklenburg-Vorpom-
mern nach Ansicht des Wissenschaftsrates nicht ohne Bezug zrl
einigen allgemeinen Überlegungen z:ur Zahnmedizin an den Hoch-
schulen in Deutschland entwickeln. fn seinen Empfehlungen zur
Verbesserung der Lage von Lehre und Forschung in der Zahnme-

dizin hat der Wissenschaftsrat 1981 eine insgesamt "unbefrie-
digende Situation von Forschung und Lehre" in der Zahnmedizin
konstatiert.2) Der Umfang dieser Forschung stehe in einem
krassen Mißverständnis zvr sozial- und gesundheitspolitischen

1) Brief der Kultusmj-nisterin des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 3.7.1995 an den Vorsitzenden des Ausschusses Me-
dizin des lüissenschaftsrates.

2t Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Verbesserung der Lage
von Forschung und Lehre in der Zahnmedizin, Köln 1981,
S. L4
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Bedeutung der Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten.l) Unbe-

friedigend sei insbesondere die Situation des wissenschaft-
lichen Nachwuchses. AIs Gründe identifizierLe der Vtissen-

schaftsrat

- ein durch Wartezeiten bis zum Studienbeginn bedingtes hohes

Durchschnittsalter der Studienanfänger in der Zahnmedizin

mit der Fo1ge, daß eine wissenschaftliche Karriere seltener
in Angriff genommen werde;

- die vergleichsweise günstigeren Verdienstmöglichkeiten in
der freien zahnärzLlichen Praxis mit der Folge einer kurzen

Verweildauer wissenschaftlicher Mi-tarbeiter im universitä-
ren Bereich;

die geringe Zahl an Leitungspositionen im außeruniversitä-
ren Krankenhausbereich und damit mangelnde Aufstiegsmög-
lichkeiten für habilitierte Zahnmedizlner;

die nach der Kapazitätsberechnung hohe Belastung wissen-
schaftlicher Mitarbeiter durch Lehraufgaben, erschwert
durch einen hohen Anteil unbesetzter SteIIen im wissen-
schaftlichen Mittelbau sowie eingeschränkte Fortbildungs-
möglichkeiten und

- die unzureichende Ausstattung hochschulzahnmedizinischer
Einrichtungen mit assistenzkräften und technischem Perso-
nal.

Der Ausschuß Medizin des Wissenschaftsrates hat slch - mit
B1ick auf anstehende Empfehlungen zu mehreren Hochschulklini-
ka, in denen Fragen der Zahnmedizin relevant sind' - erneut

1) 1981 betrug der Anteil der Ausgaben für zahnärztliche Be-
handlung und Zahnersatz L5,28 der Gesamtausgaben der Ge-
setzlichen Krankenversicherung i L993 lag er in den alten
Bundesländern aufgrund der rückläufigen Ausgaben für
Zahnersatz noch bei 9,2 8.
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und im Gespräch mit in- und ausländischen Vertretern des Fa-
ches ausführlich mit der Zahnmedizi-n in Deutschland auseinan-
dergesetzt. Dabei wurde deutlich, daß sich die seinerzeit
konstatierte Situation an den Hochschulen vierzehn Jahre nach
Verabschiedung der Empfehlungen nicht grundlegend verändert
hat. Gravierende Defizite in der Forschung bestehen noch im-
mer, wie die geringe Präsenz deutscher Forscher in interna-
tionalen Zeitschriften, die vergleichsweise geringe Einwer-
bung von DFG-Mitteln und die ebenfalls geringe ZahL bei-
spielsweise von Heisenberg- und Auslandsstipendien in der
Zahnmedizin zeigt. Rund zwei Drittel der insgesamt 31 hoch-
schulzahnmedizinischen Forschungseinrichtungenl) konnten im
Zeitraum 1991 bis L994 im Jahresdurchschnitt jeweils nur hre-
niger a1s 100 TDM Drittmittel bei der DFG einwerben. Die bei-
den Sonderforschungsbereiche der Zahnmedizin sind mittlerwei-
Ie beendet. Auch die ZahI der Habilitationen in der Zahnmedi-
zin hat sich nur mäßig erhöht und Iag in den Jahren L9g7 bis
L991 bei durchschnittrich 13 gegenüber durchschnittlich 9 Ha-
bititationen pro Jahr im Zeitraum 1982 bis 1986. Mit dem Hin-
zukommen der neuen Länder war ein Anstieg auf durchschnitt-
lich 20 zahnmedizinische Habilitationen in den Jahren L992
bis 1994 zu verzeichnen.2)

Ein großer Forschungsbedarf in der zahnmedizin besteht vor
allem für die Prävention der Zahn-, Mund- und Kiefererkran-
kungen aller Altersstufen, insbesondere aber für Fragen der
Kinder- und Alterszahnmedizin. An der schnittsterre zur bio-
logischen Forschung stehen molekutarbiologische Aspekte der
zahn- und Kieferentwickrung, der parodontalen Erkrankunqen
und der Mundschleimhauterkrankungen sowie der Gewebedegenera-
tion im Mittelpunkt des rnteresses. wichtig sind auch Themen

1) EinschließIich der Zahnmedizinischen Fakultät der privaten
Universität Witten/Herdecke

2' Quelle: Erhebungen des Statistischen Bundesamtes
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der Biokompatibilität von Implantat- und FüIlungsmaterialien
sowie der prothetischen Vterkstoffe und Vterkzeuge.

Die Studienbedingungen an den zahnmedizinischen Ausbildungs-
stätten werden mit wenigen Ausnahmen von Seiten der Studie-
renden wie der Hochschullehrer einhellig aIs mangelhaft be-
zeichnet. So liegt die Betreuungsrelation in den klinisch-
praktischen Studienabschnitten mit derzeit l- : 6 bei weitem
oberhalb der angemessenen und auch in anderen Ländern üb1i-
chen Relation von 1 : 3. Mit der geplanten Novellierung der
zahnärztlichen Approbationsordnung soII dieses MißverhäItnis
so bald aIs möglich behoben werden. Infolge der damit verbun-
denen Kapazitätsveränderungen ist mittelfristig mit einem
Rückgang der Studienanfängerzahlen um rund 25 bis 30 Z zu

rechnen.

Insgesamt waren an den hochschulzahnmedizinischen Ausbil-
dungsstätten im Jahr 1993 2.258 Studienanfängerplätze vor-
handen, für die 5.349 Bewerbungen eingingen und auf die 3.104
Studienanfänger zugelassen wurden. Die ZahI der Zulassungen
liegt regelmäßig über der ZahI der Studienplätze; dies ist
auf Entscheidungen der Verwaltungsgerichte zurückzuführen,
mit denen in jedem Jahr höhere Zulassungszahlen erzwungen
werden. Im Jahr L994 standen 2.L48 Studienplätzen 4.263 Be-
werbungen und 2.T3L Zulassungen gegenüber. Dies entsprach,
bezogen auf das Jahr L994, einer Relation von insgesamt 2,7
zahnmedizinischen Studienplätzen pro 1-00.000 Einwohnernr \a/o-

bei die Schwankungsbreite zwischen 6,6 Studienplätzen im Land

Hamburg und L,4 im Land Sachsen-Anhalt reichte. Das Land
Mecklenburg-Vorpoflrmern nahm, auch bedingt durch die geringe
Bevölkerungsdichte, in dieser Rangfolge mit 5,L zahnmedizini-
schen Studienplätzen und 84 ZahnärzLen pro L00.000 Einwohner
(entsprechend 1.190 Einwohner je ZahnarzL) den zweiten bzw.
vierten Ptatz unter den Bundesländern ein. Bezogen auf die
ZahI der zahnärzte wies Mecklenburg-Vorpofirmern im Jahr L994
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mit 68,5 Studienplätzen pro 1.000 ZahnärzLe die zweithöchste
Konzentration an zahnmedizinischen Studienplätzen auf.

Die Zahl der zahnmedizinischen Absolventen aller Ausbildungs-
stätten lag im Jahr L992 bei L.702 (davon L.644 Deutsche).
Die ZahI der erteilten Approbationen Iag im selben Jahr bei
2.320. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß die ZahI
der erteilten Approbationen die der Studienabschlüsse seit
Beginn der 80er Jahre konstant um mehrere hundert übersteigt.
Dieser Umstand ist größtenteils auf die Berufsanerkennung
zugewanderter Zahnärzte zurückzuführen.

Aufgrund der in den vergangenen Jahrzehnten stetig gestiege-
nen ZahI an zahnmedizinischen Studienplätzen stellt sich die
Bedarfs- und Arbeitsmarktsituation im Unterschied zu den frü-
hen 80er Jahren mittlerweile anders dar. Die damaligen Emp-

fehlungen des Vtissenschaftsrates entstanden in einer ZeiL, in
der angesichts des bestehenden ZahnärzLebedarfs eine Reduzie-
rung der Ausbildungskapazitäten nicht angeraten schien. Hin-
sichtlich der Bedarfslage hat sich die Situation seitdem je-
doch nachhartig verändert. so hat sich die zahnärztriche ver-
sorgungsdichte zwischen 1981 und L994 deutlich erhöht: Kamen

1981 auf einen Zahnarzt rechnerisch noch L.850 Einwohner, so
waren es 1994 nur noch 1.370. Damit liegt Deutschland in der
Spitzengruppe der OECD-Länder.1)

Infolge der damit verbundenen Niederlassungswelle steltt sich
die Altersstruktur der niedergelassenen Zahnärzte gegenwärtig
sehr unausge\^rogen dar, so daß in den Jahren bis 2014 absehbar
nur eine unterdurchschnittliche ZahI an ZahnärzLen aus AI-
tersgründen aus dem Berufsleben ausscheiden wird. Dj-e in den
Ietzten Jahren konstant hohen Studienanfängerzahlen führen in

Zum Vergleich: In Dänemark kamen ( 1990 /9L)
arzL L.L20 Einwohner, in Belgien 1.410. In
blik waren es zu diesem Zeitpunkt 1.430, in
in Frankreich L.490, in Japan 1.670, in den
L.920 und in Spanien 3.700.

auf einen Zahn-
der Bundesrepu-
den USA L.4701
Niederlanden

l)
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dieser Situation dazu, daß die Absolventenzahl in der Zahnme-

dizin in den nächsten Jahren die Zahl der altersbedingt aus

dem Berufsleben ausscheidenden Zahnärzte um ein mehrfaches

übersteigen wird. Diese Tendenz wird durch die an zugewander-

te Zahnärzte erteilten Approbationen noch verstärkt und

bleibt auch bei gerücksichtigung der zu erhlartenden Verringe-
rung der Ausbildungskapazitäten im Zuge einer Neuordnung der

zahnärzLlichen Approbationsordnung bestehen. Ein überdurch-

schnittlicher Ersatzbedarf ist erst ab dem Jahr 20L5 abseh-

bar.

Damit stellt sich die Frage nach den Zulassungskapazitäten
und der ZahI der erforderlichen zahnmedizinischen Ausbil-
dungsstätten in neuer V'Ieise. Auch müSsen aus Sicht des V^Iis-

senschaftsrates die Ansprüche, die an eine hochschulzahnme-

dizinische Ausbildungs- und Forschungsstätte zu stellen sind,
neu überdacht werden, mit dem Ziel, die Qualität von Ausbil-
dung und Forschung zu steigern. Dies 9i1t für alle Bundeslän-

der auch um den Preis der möglichen Schließung hochschul-
zahnmedizinischer Einrichtungen. Vtenn in Deutschland der Auf-
bau international beachLeter zahnmedizinischer Forschung und

einer forschungsgeleiteten akademischen Lehre in Zukunft ge-

lingen soI1, dann ist es erforderlich, daß zahnmedizinische
Ausbildungs- und Forschungsstätten über die entsprechenden

strukturellen Voraussetzungen und eine ausreichende personel-
Ie, räumliche und apparative Ausstattung verfügen. Ein Min-

deststandard sollte sich aus Sicht des Vtissenschaftsrates an

den folgenden Eckpunkten orientieren:

L. Differenziertes fachliches Spektrum, das außer den Grund-

richtungen,'zahnerhaltung und Paradontologi€", "Prothe-
tik," "Kieferorthopädie" und "zahnärztliche chirurgie"
weitere auf Lehrstuhlebene vertretene Spezialgebiete und

experimentelte Abteilungen enthält. Eine hochschulzahnme-

dizinische Einrichtung sollte dementsprechend über minde-

stens vier Lehrstühle als Grundausstattung verfügen, die
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durch weitere Lehrstühre bzw. professuren für speziarge-
biete ergänzt werden.r)

2. Angemessene Raum- und Geräteausstattung für Forschung und
Kleingruppenunterricht, wobei die Mitnutzung vorhandener
Einrichtungen anderer Kriniken und rnstitute einer Medi-
zinischen Fakultät im Hinbrick auf die angestrebte rnter-
disziplinarität durchaus wünschenswert ist. Verfügbar sein
müßten ein historogisches, ein mikrobiorogisches und ein
Labor für zeltkurturen; auch müßte zugang zum elektronen-
mikroskopischen Labor bestehen. Für diese Labors müßten
eine entsprechende DV-Ausstattung sowie technisches per-
sonal vorhanden sein.

3. Die Personarausstattung so11te nicht wie bisher im we-
sentrichen auf die Lehraufgaben beschränkt sein; viermehr
solrte die personarstruktur genügend sterren im wissen-
schaftrichen Mitterbau enthalten, die auch eine zeitwei-
rige Freistellung von Habilitanden (mit Herausnahme aus
der Kapazitätsberechnung) ermöglicht. um diesen eine be-
rufliche Perspektive im wissenschaftlichen Bereich anbie-
ten zrt können, müßten dementsprechend auch genügend c1-
und c2-sterren verfügbar sein. um die Tätigkeit an der
universität für jüngere [,Iissenschaftler attraktiver zv
machen, wären auch finanzierre Anreize wünschenswert. zur
Entrastung des wissenschaftrichen personals ist darüber
hinaus eine angemessene Ausstattung mit nichtwissen-
schaftrichem technischem personal sowie zahnärztlichen
Assistenzkräften notwendig.

Diese Anforderungen setzen eine krj-tische Mindestgröße für
eine hochschulzahnmedizinische Ej-nrichtung voraus. Kreinere
standorte bieten zwar im Hinbrick auf die praktische unter-

t) zum Vergleich: Die
verfügte Anfang der
dienanfängern über

Zahnmedizin der Universität Utrecht
80er Jahre bei jährlich LZO Stu-

24 Lehrstühle.
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weisung der Studierenden eine bessere Überschaubarkeit, kön-
nen aber den Aufbau einer breiteren wissenschaftlichen Struk-
tur nicht leisten. Dies wiederum hat nachteilige Auswirkungen
auf die Qualität der Ausbildung. r,imitierender Faktor für die
Größe einer zahnmedizinischen Ausbildungsstätte ist anderer-
seits die Zahl der für den Unterricht verfügbaren Patienten.
Diese hängt vor allem ab vom regionalen Umfeld und der Zahl
der niedergelassenen Zahnärzte sowie von der Reputation der
Zahnklinik in der BevöIkerung. In europäischen Nachbarstaaten
kommt den Universitätszahnkliniken zugute, daß sie Spezialbe-
handlungen, die nicht von den allgemeinen Krankenversicherun-
gen abgedeckt sind, preiswerter als niedergelassene Zahnärzte
anbieten können. Dieser Faktor könnte in Zukunft auch in
Deutschland relevant werden. Für die Reputation relevant sind
neben der kontinuierlichen ärztlichen Betreuung vor a11em

auch die organisatorischen Abläufe, die unter anderem auch
vom Vorhandensein genügend Hilfspersonals abhängen.

Unter Abwägung dieser wesentlichen Randbedingungen ist eine
Größenordnung von etwa 40 bis 80 zahnmedizinischen Studien-
anfängern pro Standort und pro Jahr auch unter wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten als Optimum anzusehen. Unterhalb dieser
Schwelle kann weder eine kritische wissenschaftliche Masse

noch die fachlich gebotene Differenzierung erreicht werden.
Für eine VieIzah1 hochschulzahnmedj-zinischer Einrichtungen in
Deutschland dürfte sich damit aus Sicht des V{issenschaftsra-
tes die Frage nach einer grundsätzlichen Neustrukturierung
steIlen, nicht zuletzt angesichts der räumlichen Nähe zahl-
reicher Einrichtungen. Diese Überlegungen sollten vor Landes-
grenzen nicht haltmachen. Vielmehr rät der t'Iissenschaftsrat
den Ländern, die Zukunft benachbarter Standorte gemeinsam zu
planen.

Die genannten Kriterien gelten auch für Mecklenburg-Vorpom-
mern, das sowohl hinsichtrich der zahnärztrichen versorgungs-
dichte ars auch der Zahl der studienprätze in Reration zrtr
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Bevölkerung deutlich über dem Bundesdurchschnitt liegt. Der
Wissenschaftsrat begrüßt die vom Land angestrebte Reduzierung
der Gesamtzahl der Studienanfänger in der Zahnmedizin. Der
Planung des Landes, die verringerte Gesamtkapazität auf zwei
Standorte mit geringen Jahrgangsstärken (Rostockz 32, Greifs-
wald: 25) zu verteilen, vermag der Wissenschaftsrat jedoch
nicht zu folgen. Der Aufwand, der für den laufenden Betrieb
einer Zahnklinik und die Durchführung der erforderlichen
Lehrveranstaltungen notwendig ist, Iäßt sich nicht proportio-
nal zvr Zahl der Studierenden senken. Die Verminderung der
Zahl der Studierenden wird zu überproportional erhöhten Be-
triebskosten bezogen auf den StudienpLatz führen. Dies gilt
auch für Zahnkliniken, die die zahnärztliche Behandlung durch
Studenten nach Einzelfä11en abrechnen können. Der Vfissen-
schaftsrat hat sj-ch hierzu bereits in der Stellungnahme zvr
Medizinischen Fakultät der Universität Leipzig eindeutig ge-
äußert.1) Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichkeit ist
eine jährliche Aufnahmekapazität von weniger a1s 40 Studie-
renden an einem Standort auch in Mecklenburg-Vorpommern nicht
vertretbar. Auch die denkbare Variante einer Ausbildungsstät-
te mit zwei Standorten kommt für Mecklenburg-Vorpommern nicht
in Frage, da aufgrund der räumlichen Entfernung an beiden
Standorten ein volIständiges Fachspektrum mit entsprechender
Lehrkapazität vorgehalten werden müßte.

Vor diesem Hintergrund und angesichts des hohen Investitions-
bedarfs im Hochschulbau insgesamt und speziell in der Hoch-
schulmedizin hä1t der Wissenschaftsrat auch weiterhin an der
Empfehlung fest, nur eine Hochschulzahnmedizin in Mecklen-
burg-Vorpommern aufrecht zu erhalten. Die Beurteilung, welche
der beiden zahnmedizinischen Ausbildungsstätten fortgeführt
werden soII, bedarf einer sorgfäItigen fachlichen und wissen-
schaftspolitischen Abwägung zu welcher der Vüissenschaftsrat

I) stellungnahme
Fakultät der
s. 47.

zur weiteren Entwicklung
Universität Leipzig, Drs.

der Medizinischen
2L0A/95, Kiel 1995,
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nachfolgend Kriterien beisteuert. Damit wird die Basis einer
Entscheidung mitvorbereitet, die letztlich der Landesregie-

rung und dem Parlament obliegt und in die über wissenschafts-
und finanzpotitische Argumente hinaus weitere Aspekte zu ei-
ner gesamtpolitischen Begründung zusammenf ließen.

Für jeden der beiden Standorte gibt es Gründe, die ebenso für
wie gegen die Fortführung der jeweiligen Zahnmedizin als Uni-
versitätsej-nrichtung sprechen. Das A1ter der beiden zahnmedi-

zinischen Ausbildungsstätten (Gründung in Rostock im Jahre

1882, in Greifswald im Jahre 1901) kann angesichts der rela-
tiv nahe beieinanderliegenden Gründungsdaten nicht von Bedeu-

tung sein. Dagegen ist der Bauinvestitionsbedarf, worauf der

Vtissenschaftsrat bereits 1991 hingewiesen hat, gerade in
Mecklenburg-VorpoilImern ein Entscheidungskriterium, zu dem

Lehr- und Forschungsaspekte hinzutreten. Die baulichen Gege-

benheiten der Zahnklinik sind in Rostock insofern günstiger
als in Greifswald, weil dort mittelfristig ein Neubau erfor-
derlich sein wird. Unter Umständen würden aber bei einer
Sch1ießung der Zahnmedizin in Rostock Räumlichkeiten für an-

dere Medizinbereiche frei, für die sonst kostspielige Inve-
stitionen erforderlich wären.

Eine praxisnahe Ausbildung setzt voraus, daß eine ausreichen-
de ZahI an Patienten für die Behandlung durch Studenten zvr
Verfügung steht. Neben der Einwohnerzahl des Einzugsgebietes
stellt die ZahnaxzLdichte in der Region hierfür einen wichti-
gen Bestimmungsfaktor dar. Prinzipiell gilt dabei, daß diese

Rahmenbedingungen bei gleicher Gesamtkapazität an zwei dis-
lozierten und kleineren Standorten günstiger sind a1s im FaI-
le eines großen Standortes. In den alten Ländern wird das

Beispiel Münster oft zur Illustrierung der Probleme einer
großen Ausbildungsstätte mit ländlichem Einzugsgebiet be-
nutzt. Mit Blick auf die Stadt und ein Drittel der Einwohner

der umliegenden (sehr weiträumigen) Landkreise errechnet sich
dort ein VerhäItnis von ausstattungsabhängiger Kapazität zu
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Einwohnern von 1 : 2.180. rn stadt und Landkreis Greifswald
leben rund 89.000 Einwohner (zL.L2.Lgg2l, stadt und Landkreis
Rostock haben etwa 280.700 Einwohner. rn Reration zur aus-
stattungsbezogenen Kapazität beider Standorte (Greifswald: 4g
Anfängerplätze, Rostock: 721 errechnet sich daraus ein ver-
hältnis von Einwohnern (st,adt und Landkreis) je studienpLaLz
von L : 1.854 in Greifsward bzw.1 : 3.999 in Rostock. Be-
rücksicht.igt man die Zahl der poriklinischen Neuzugänge (ohne
MKG-chirurgie) im Jahr L994 von L2.2gg in Greifswald und von
L9.434 in Rostock, zeigt sich für Greifswald eine höhere Aus-
nutzung des Patientenreservoirs. Während dort L4* der ninwoh-
ner der stadt und des Landkreises für eine Behandlung an der
Zahnklinik neu gehronnnen werden konnten, waren es in Rostock
nur 7*. Bezieht man die Zahl der Neuzugänge auf die ausstat-
tungsbezogenen Kapazitäten, errechnet sich ein verhärtnis von
270 Neuzugängen je studienanfängerplatz in Rostock bzw. 250
in Greifsward. Bei einer Reduzierung auf einen standort könn-
te sich die Patientengewinnung möglicherweise probrematisch
darsterren. Arlerdings entspricht auch die ausstattungsbezo-
gene Kapazität in Greifsward nahezu der vom Land insgesamt
angestrebten studienanfängerzahr, in Rostock riegt sie sogar
deutlich höher. Dies bedeutet, daß die ausstattungsbezogenen
Kapazitäten an jedem der beiden standorten bereits jetzt aus-
reichend sindr urn die Gesamtzahl der studienanfänger des Lan-
des aufnehmen zD können.

unter wirtschaftrj-chen Gesichtspunkten und bei grobaler ae-
trachtung liegen beide zahnmedizinischen Einrichtungen mit
78 B Kostendeckung in Greifsward und 72 ? in Rostock greich-
auf. Bei Abzug der Einkünfte und Ausgaben der MKc-chirurgi_-
schen Kliniken ist die Kostendeckung der zahnkriniken mit
33 I in Greifswald und 55 ? in Rostock unterschiedlich, riegt
aber für beide standorte innerhalb des breiten spektrums an-
derer Zahnkriniken in Deutschrand. Ein ungewöhnriches Resul-
tat zeigt der vergreich der beiden Kriniken für Mund-, Kie-
fer- und Gesichtschirurgie: während in Rostock der Anteir der
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MKG-Chirurgie an Einnahmen und Ausgaben mit rund 66,4 % bzw.

60,0 t in etwa gleich ist, übersteigt der Anteil der MKG-

Chirurgie an den Einnahmen der Greifswalder Zahnmedizin mit
72t5 B den Anteil an den Ausgaben (3515 3) erheblich. Unab-

hängig davon steht außer Zweifel, daß beide Standorte für die
Krankenversorgung auch in Zukunft über MKG-chirurgische Kapa-

zitäten verfügen müssen.

AIs besonders wichtiger Maßstab für eine Standortentscheidung
müssen aus Sicht des Wissenschaftsrates die Einbindung in das

wissenschaftliche Konzept der jeweiligen Medizinischen Fakul-
tät sowie die in diesem Rahmen erbrachten Leistungen in For-
schung und Lehre betrachtet werden. In Greifswald gilt die
Zahnmedizin mit ihrer spezifischen Orientierung auf Community

Dentistry als ein Bestandteil des Konzeptes der gesamten Me-

dizinischen Fakultät. Der Vtissenschaftsrat weist darauf hin,
daß der präventive Ansatz in der Zahnmedizin in Deutschland
noch unterentwickelt ist und das Greifswalder Konzept in die-
ser Hinsicht innovativen Charakter hat. Sowohl für die Lehre

in Studium und Weiterbildung als auch für die Forschung stel-
Ien sich daher zahlreiche Aufgaben und Fragen, die einen en-
gen Bezug zu den Themenbereichen der Community Medicine ha-

ben. Allerdings ist von diesem Konzept im Rahmen der bislang
von der Medizinischen Fakultät Greifswald vorgelegten Lehr-
und Forschungsplanungen noch wenig z\t sehen. Hier müßten Uni-
versität und Medizinische Fakultät in Greifswald Zeichen set-
zen und ein eindeutiges Bekenntnis zur Community Medicine
ablegen. Unter anderem müßte sich der Schwerpunkt Community

Dentistry in der fachlichen Ausrichtung der Lehrstühle deut-
licher niederschlagen. Mit Ausnahme eines größeren, von der
Industrie finanzierten Projektes haben auch die von der Zahn-

medj-zin eingeworbenen Drittmittel bislang ein eher bescheide-
nes Volumen - bis L994 wurden keine Drittmittel der DFG ein-
ger^/orben - und keinen erkennbaren Bezug zu Themen der Commu-

nity Medicine. Auch die Tatsache, daß seit 1989 keine Habili-
tation in der Zahnmedizin zu verzeichnen ist, zeigt ein Sta-
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gnieren der wissenschaftlichen Aktivität in den vergangenen
Jahren.

wissenschaftriche Berührungspunkte zwischen zahn- und Human-
medizin werden auch von der Medizinischen Fakultät der Uni-
versität Rostock hervorgehoben, ohne daß den Verbindungen die
Bedeutung wie im Greifswalder Konzept zukommt. Im Mittelpunkt
stehen Untersuchungen zu Lippen-Kiefer-Gaumen-Spalten und die
Biomaterialforschung. Das mit einer Fragestellung aus dem Be-
reich der Informatik befaßte EU-Projekt belegt eine erfreuli-
che internationale Kooperation, bezieht sich allerdings eher
auf ein Randthema der Zahnmedizin. Rostock kann im Unter-
schied zu Greifswald auf eine gewisse ZahI an Habilitationen
in den letzten Jahren und auf die stärkere fachliche Diffe-
renzierung der Zahnmedizin (2.8. in Form eigener Abteilungen
für Kariologie und Endodontologie und für Kinderzahnheilkun-
de) verweisen. Insgesamt ist jedoch festzustellen, daß auch
in Rostock die Zahnmedizin keine besondere wissenschaftliche
Dynamik entfalten konnte. So blieben die Drittmittel bislang
auf bescheidenem Niveau, die Einwerbungen bei der DFG be-
schränken sich auf ein kleines Einzelprojekt.

In einen Standortvergleich sind nicht zuLeLzL auch die zu er-
wartenden Auswirkungen einer Schließung auf die Gesamtuniver-
sität in Betracht zu ziehen. Während der Medizinischen Fakul-
tät Rostock in den vergangenen Jahren wesentliche Einschnitte
erspart blieben, stand die Fortexistenz der Medizinischen Fa-
kultät Greifswald nach der Wi-edervereinigung Deutschlands
grundsätzlich in Frage und war nur durch die weitgehenden
Einschränkungen des Klinikums, verbunden mit einer erhebli-
chen Reduktion der ZahL der Planbetten, möglich. Dies führte
unter anderem auch zur Aufgabe der geplanten Einrichtung für
Knochenmarktransprantationen und zur umorientierung der wis-
senschaftlichen Schwerpunkte. Ein Verzicht auf den Ausbil-
dungsgang Zahnmedizin würde eine weitere einschneidende Re-
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duktion und für die Universität Greifswald einen nur schwer

zu verkraftenden Verlust bedeuten.

Die für und wider jeden der beiden Standorte anzuführenden
Argumente machen deutlich, daß das Land vor einer schwierigen
Entscheidung steht, die aber aus Sicht des Wissenschaftsrates
erforderlich und überfäIlig ist. Bis zu der Entscheidung,
welcher der beiden Standorte fortgeführt werden soll, wird
der Wissenschaftsrat von Empfehlungen zum Rahmenplan für Vor-
haben der Zahnmedizin in Mecklenburg-Vorpommern absehen. Er

erwartet, daß baldmöglichst ein Gesamtkonzept zur weiteren
Entwicklung der Zahnmedizin in Mecklenburg-Vorpommern vorge-
legt wird, in dem neben der angestrebten Ausbildungskapazität
und dem weiteren Ausbaubedarf vor a1lem das fachliche Konzept

für Lehre und Forschung dargestellt und erläutert wird.

Die Diskussion um die zahnmedizinische Ausbildung hat 9e-
zeigt, daß es auch künftig keine leicht zv Iösende Aufgabe

sein wird, die Schwerpunkte der beiden Medizinischen Fakultä-
ten in Rostock und Greifswatd aufeinander abzustimmen und den

wissenschaftlichen Entwicklungen anzupassen. Der Wissen-
schaftsrat empfiehlt dem Land daher die Einrichtung einer
ständigen Strukturkommission, die das Land bei dieser Abstim-
mung beraten so1l. Sie sollte mit externen Vtissenschaftlern
der verschiedenen medizinischen Fachrichtungen besetzt sein.
Auch wären Mitglieder aus dem Kreis der Wissenschaftsverwal-
tungen anderer Länder sowie der Verwaltungsdirektoren anderer
Hochschulklinika in diesem Gremium hilfreich. Nicht bewährt
haben sich nach Einschätzung des Vtissenschaftsrates ad hoc-
Kommissionen, die zu einzelnen Fachrichtungen Stellung neh-
men. Hier besteht die Gefahr, daß die Gesamtsituation beider
Klinika bzw. der Hochschulmedizin des Landes insgesamt zu

wenig berücksichtigt wird. Eher bietet es sich an, zu TeiI-
bereichen jeweils zusätzliche Experten zu hören, deren Vor-
schläge in der Strukturkommission vor dem Hintergrund der
allgemeinen Entwicklung abzuwägen sind.
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II. 3. Zur Finanzierung

Die HochschulmedizLn in den neuen Ländern befindet sich seit
der Wiedervereinigung Deutschlands in einer anhal-tenden Phase

des Umbruchs. Ein besonderes Problem stellt nach wie vor die
bauliche Situation dar. Zwar konnten die besonders gravieren-
den Mängel vieler Klinik- und tnstitutsgebäude mittlerweile
behoben werden; auch wurde die technische Ausstattung in ver-
gleichsweise kurzer Zeit deutlich verbessert. Die bauliche
Grundkonzeption der meisten Hochschulklinika in den neuen

Ländern entspricht jedoch den heutigen Ansprüchen von Maxi-
malversorgung, Forschung und paLientennaher Lehre in weiten
Bereichen nicht. Umfangreiche Neubau- und Sanierungsmaßnahmen
sind daher notwendig und könnten nach dem jetzt erreichten
Planungsstand auch realisiert werden, wenn die erforderlichen
Mittel zur Verfügung stünden. Der V{issenschaftsrat begrüßt,
daß das Land Mecklenburg-Vorpoilrmern deutliche Prioritäten
zugunsten des Hochschulbaus gesetzt hat. Die Entscheidung
zugunsten zweier Medizinischer Fakultäten bringt allerdings
einen langfristig hohen Anteil an Medizinvorhaben mit, sich.
Dies wird sich bei der Planung für andere Hochschulbereiche
auswirken. oie Überarbeitung der Bauplanungen für die beiden
Klinika in Rostock und Greifswald hat mittlerweile zu Einspa-
rungen um rund 30 * geführt. V[eitere Reduktionen sind durch
die Versorgungsbetten-Regelung zu erwarten. Der Vtissen-
schaftsrat begrüßt dies und erachtet die jetzt vorliegende
Konzeption als realistischeres PlanungszieL. Zwar sind bei
einzelnen Projekten durchaus noch Einsparpotentiale erkenn-
bar, jedoch ist nicht auszuschließen, daß auch unvorhergese-
hene Sanj-erungskosten an anderer Stelle entstehen. Das )eLzL
kalkulierte Gesamtvolumen dürfte daher eine angemessene
Grundlage seinr ürn die Bedingungen für Forschung, Lehre und
Krankenversorgung an beiden Standorten langfristig zu verbes-
sern.
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Um dieses ZieI zu erreichen, ist es aus Sicht des v'Iissen-
schaftsrates allerdings dringend erforderlich, die Planungs-
und Genehmigungsverfahren des Landes zu beschleunigen. Dies
erscheint im Hinblick auf die in Mecklenburg-Vorpommern im

Vergleich ztJ anderen neuen Bundesländern vergleichsweise lan-
gen Abstimmungsphasen besonders dringlich. Bedauerlich ist in
diesem Zusammenhang, daß das Land den PIan, ein zentrales
Hochschulbauamt beim Kultusministerium einzurichten, nicht
weiter verfolgt hat. Der Wissenschaftsrat hielte es für sinn-
voII, diesen Vorschlag erneut aufzugreifenr üil zu einer Ver-
einfachung und Verkürzung des Planungsablaufes zrt kommen.

Inwiefern der geplante Kostenrahmen auch in der weiteren De-

tailplanung gehalten werden kann, muß sich noch erweisen. Der

Wissenschaftsrat bittet das Land, bei allen künftigen Rahmen-

plananmeldungen für beide Standorte einen Berj-cht über die
erfolgte Umsetzung und den voraussichtlichen Kostenrahmen zv

geben. gei absehbaren Kostenerhöhungen größeren Ausmaßes

sollten gleichzeitig Vorschläge zur Einsparung an anderer
SteIIe gemacht werden. Die Realisierung der vorgesehenen Bau-

und Finanzplanung wird nach Einschätzung des !,Iissenschafts-
rates nur dann gelingen, wenn ein flexibles und effizientes
Verfahren zur Kontrolle des Bau- und Planungsfortschrittes
etabliert wird, das nach sachlichen Erfordernissen und finan-
ziellen Möglichkeiten über die jeweils nächsten Schritte zu

entscheiden erlaubt. Der Vtissenschaftsrat empfiehlt dem Land

daher, entsprechend dem Vorbild anderer Länder, hierfür einen
gesonderten Mechanismus zu schaffen. Die Einzelheiten dieses
Verfahrens sollten bei Vorlage des Berichts zum Stand der
Umsetzung im Zusammenhang mit künftigen Anmeldungen zum Rah-

menplan erläutert werden.

Um die rasche Durchführung kleiner Baumaßnahmen zu erleich-
tern, sollten beide Medizinischen Fakultäten einen deutlich
größeren Spielraum erhalten, kleinere Bau- und Sanierungsmaß-
nahmen selbst veranlassen zv können, ohne zuvor ein zeitrau-
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bendes Antragsverfahren durchlaufen zu müssen. Sowohl der
schlechte Bauzustand vieler Kliniken und Institute als auch
die Notwendigkeit, auf wechselnde Bedürfnisse der Forschung
reagieren z\t können, machen es nach Ansicht des Wissen-
schaftsrates erforderlich, daß der Handlungsspielraum der
Fakultäten spürbar erweitert wird. Allerdi-ngs muß sicherge-
stellt werden, daß damit künftig keine strukturbeeinflussen-
den Fakten mehr geschaffen werden können. die wie im FaII
der Zahnmedizin bereits geschehen - darauf abzielen, anste-
hende Strukturentscheidungen des Landes vor\^regzunehmen.

B. ITI.

r1r. L.

Zur Medizinischen Fakultät der Universität Rostock

Zu Struktur und Personal

Auch die Medizinische Fakultät der Universität Rostock hat
nach der deutschen V[iedervereinigung einen personellen und
strukturellen WandeI durchgemacht. Tiefgreifende Einschnitte,
wie sie an der Medizinischen Fakultät der Universität Greifs-
wald erforderlich waren, blieben der Rostocker Fakultät al-
Ierdings erspart. So konnte sie beispielsweise an Forschungs-
schwerpunkte anknüpfen, die schon zu DDR-Zeiten gepflegt wur-
den. Positiv hat sich bemerkbar gemacht, daß die Überbean-
spruchung durch die medizinische Grundbetreuung deutlich ab-
gebaut werden konnte. Diese Entwicklung so1lte nach Ansicht
des V'Iissenschaftsrates fortgesetzt werden. Der mit diesem
Wandel zu erhrartende Anstieg der Maximalversorgung wird hin-
sichtlich der Lehre freilich nicht ohne Konseguenzen bleiben.
Daher sollte die Fakultät die Kooperation mit städtischen
Krankenhäusern pflegen und ausbauen, um das Spektrum alltäg-
Iicher Krankheitsbilder auch weiterhin in den studentischen
Unterricht einzubeziehen. Die außeruniversitären Lehrkräfte
sorlten dabei geziert in das Ausbirdungskonzept der Fakultät
ei-ngebunden werden. Eine enge Kooperation mit der Medizini-
schen Fakultät der universität Greifswald ist besonders in
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den Bereichen erforderlich, die - wie bisher schon die Ge-

schichte der MedizLn - durch Lehrstühle der jeweils anderen

Fakultät rdahrgenoilImen werden. Das gilt in Zukunft auch für
aIIe Fächer aus dem Bereich der community Medicine.

Auffallendes Merkmal des Strukturkonzeptes der Medizinischen
Fakuttät Rostock ist, daß sowohl die Klinik und Poliklinik
für Innere Medizin als auch das Pädiatrische Zentrum in hohem

Maße in verschiedene Abteilungen untergliedert sind. So ver-
fügt. die Klinik für Innere Medizin nach Ausgliederung des Be-

reiches Transfusionsmedizin über sieben Abteilung€nr von de-

nen vier Abteilungen durch einen C4-Professor geleitet hler-

den. Von den durch diese Abteilungen vertretenen Bereichen

\^rerden die Gastroenterologie, die Nephrologie und die Kardio-
togie als Schwerpunkte der Fakultät bezeichnet. Bereits in
den Empfehlungen zur künftigen Struktur der Hochschulland-

schaft in den neuen Ländern hatte der Wissenschaftsrat emp-

fohlen, den Bereich der Inneren Medizin neu zrr strukturieren
und in drei Lehrstühle zu g1iedern.1) Er wiederholt diese
Empfehlung nachdrücklich. Die Begründung des Landes, mit der

die bisherige Struktur aufrechterhalten werden soII, vermag

er nicht nachzuvollziehen. Die gemeinsame und flexible Nut-

zung der personellen und räumlichen Ressourcen Iäßt sich in
einer schlanker strukturierten Klinik besser bewerkstelligen-
Eine stark untergliederte Klinik läuft hingegen Gefahr, daß

die Einzetabteilungen sich gegeneinander abgrenzen und das

Fach a1s Ganzes nicht mehr repräsentieren. Zu kleine Abtei-
lungen sind im übrigen auch wirtschaftlich von Nachteil' Der

!,iissenschaftsrat häIt daher in der Inneren Medizin drei bis
vier bettenführende Abteilungen entsprechend den zwischen

Land und Fakultät vereinbarten Schwerpunkten für angemessen'

Die jeweiligen Spezialbereiche lassen sich in fachlich sinn-
voller Weise zusailImenfassen. Eine enge Kooperation so11te mit
Blick auf die zu gewährleistende Ausbildung in a1len Teildis-

i) A.a.o., s. 77.
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ziplinen des Faches selbstverständlich sein. Die Gliederung
in eine Klinik mit einer begrenzten zahL selbständiger Abtei-
lungen und wechselnder Geschäftsführung sollte im übrigen für
beide Klinika Mecklenburg-vorpoilrmerns in gleicher weise gel-
ten.

Eine Besonderheit stelIt auch der Bereich der pädiatrie in
Rostock dar, der ars zentrum mit insgesamt sieben Abteilungen
geprant ist. Die vorgesehene Einbeziehung der Kinderchirur-
9ie, die als schwerpunkt nicht in Rostock, sondern in Greifs-
wald ausgebaut werden sorl, ars selbständige Einheit in das
Pädiatrische zentrum hält der wissenschaftsrat für eine vor
diesem Hintergrund vertretbare Entscheidung. Auch das rnsti-
tut für Humangenetik kann der Kinderkrinik wie vorgesehen
zugeordnet werden. Arrerdings ist ein Funktionsbereich für
krinische Genetik ausreichend, zumar dieses Fach ars wissen-
schaftlicher schwerpunkt der Medizinischen Fakultät Greifs-
wald zugeordnet ist. Hinsichtrich der übrigen pädiatrischen
Abteilungen wird empfohren, sich auf eine pädiatrische Klinik
mit drei Abteilungen zu einigen. Dies entspricht auch der
bewährten struktur anderer universitätskinderkriniken. rm
übrigen schließt sich der Wissenschaftsrat der Argumentation
des Landes äD, nach der die klinischen zentren beider Univer-
sitäten eine vergreichbare Grundstruktur entsprechend dem
Landeshochschulgesetz haben soIlten.

rm personellen Bereich der Medizinischen Fakultät und des
Krinikums haben sich seit lggL deutliche veränderungen erge-
ben: so ist der personarbestand seitdem um rund 25 ? redu-
ziert worden; der Anteir an befristeten sterren für wissen-
schaftriche Mitarbeiter hat sich seit 1990 mehr ars verdop-
pelt- Der Wissenschaftsrat bestärkt die Medizinische Fakultät
in der Absicht, unbefristete stelren für wissenschaftliche
Mitarbeiter auch weiterhin in befristete ArbeitsverhäItnisse
im sinne eines ausgewogenen verhärtnisses umzuwand.ern. Da-
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durch kann die Flexibilität im wissenschaftlichen Bereich
erhalten werden.

Die Anzahl der Planstellen insgesamt wie auch der Anteil der
Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter liegen mittlerweile
deutlich unter den Durchschnittswerten für alte und neue Bun-

desländer. Dementsprechend liegt auch das VerhäItnis von C4-

Stellen zur Gesamtzahl der Wissenschaftlerstellen mit l- : L3

deutlich unter der bundesdurchschnittlichen Relation von

L : 18. Angesichts der finanziellen Situation des Landes häIt
der Wissenschaftsrat dies für eben noch vertretbar. Er weist
allerdings darauf hin, daß ein weiteres Absenken insbesondere
im Bereich der Vtissenschaftlerstellen Nachteile für Lehre und

Forschung hätte und deshalb unbedingt vermieden werden muß.

Der knappe Personalbestand macht eine Konzentration auf weni-
ge Schwerpunkte umso dringlicher. V{eitere fachliche Unter-
gliederungen und Auffächerungen sollten vermieden werden, ufr

die erforderliche "kritische Masse" für ausgewiesene wissen-
schaftliche Schwerpunkte zu erhalten.

Unter dem gegebenen Zwangr z! Einsparungen zv kommen, hält
der V'Iissenschaftsrat auch die vom Land geplanten Umwidmungen

einzelner C4-Stel1en in C3-Stellen und der Wegfall einer Rei-
he von C3-SteIIen für vertretbar. Dies gilt. auch für die C4-

Professur für Hygiene, da dieser Bereich schwerpunktmäßig an

der Medizinischen Fakult.ät Greifswald ausgebaut werden soll
und in Rostock über eine C3-Professur im Rahmen eines Insti-
tutes für Mikrobiologie und Hygiene vertreten werden kann.

Die von der Fakuttät vorgeschlagene Verselbständigung des aus

der Klinik für Innere Medizin ausgegliederten Bereiches für
Transfusionsmedizin hä1t der Wissenschaftsrat nicht für sinn-
vo11, zumal ein eigenständiger wissenschaftlicher Schwerpunkt

nicht erkennbar ist. In Rostock bietet sich entsprechend dem

Schwerpunktkonzept der Fakultät eine Zusammenführung mit dem

Institut für Immunologie an. Dies entspricht auch der an



98

zahlreichen anderen Medizinischen Fachbereichen üblichen
Gliederung.

Das Institut für Biomedizinische Technik und Medizinische
fnformatik entstand durch Zusairumenlegung von Teilen des frü-
heren Zentrums für Bioengineering an der Klinik für Innere
Medizin und der selbständigen Abteilung für Medizinische Do-
kumentation und Statistik. Es wirkt als Brückeninstitut zwi-
schen der Medizinischen und der Ingenieurwissenschaftlichen
Fakultät. Auf diesem Gebiet hat die Medizinische Fakultät
Rostock eine langjährige Forschungstradition. Für die enge
Verflechtung der beiden feilbereiche spricht auch die techno-
logische Entwickluflg, insbesondere auf dem Gebiet der Mikro-
prozessor- und der Computertechnologie. Der Vüissenschaftsrat
gäbe daher der vom Land favorisierten Zusammenfassung beider
Institutel) den Vorzug, zumal der Bereich Biometrie und Me-
dizinische Informatik an der Medizinischen Fakuttät Greifs-
ward im Rahmen des Konzeptes community Medicine eine wichtige
Schwerpunktfunktion haben wird.

TTT.2. Zu Lehre und Studium

Die Medizinische Fakurtät der universität Rostock zäh1t von
der Anzahl der studenten und studienanfänger her zu den über-
schaubareren hochschulmedizinischen Einrichtungen. Angesichts
des knappen wissenschaftlichen personalbestandes ist eine
Steigerung der Studienanfängerzahl auch nicht wünschenswert.
Die vom Land vorgesehene Absenkung der Studienanfängerzahlen
für die HumanmedizLn wäre daher angemessen, dürfte aber angeJ
sichts der derzeitigen Steltenkapazität in der Vorklinik kaum
erreichbar sein.

1) schreiben der Kurtusministerin des Landes Mecklenburg-vor-
pommern vom 15. L2. 1994
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Die Gestaltung des Ausbildungskonzeptes an der Medizinischen
Fakultät Rostock entspricht den üblichen Bedingungen der Ap-

probationsordnungen für Arzte und Zahnärzle. Einschränkungen

bei der Einführung des studentischen Kleingruppenunterrichtes
müssen angesichts der gegebenen Räumlichkeiten vermutlich
noch längere ZeiL hingenommen werden. Land und Fakultät sol1-
ten bei der Bauplanung allerdings darauf achten, daß insbe-
sondere in den Ktinikneubauten, aber auch den zu Sanierenden

Gebäuden so bald wie möglich ausreichende näumlichkeiten für
den patientennahen Unterricht geschaffen werden. Um die er-
forderliche Profilbildung im Bereich der Lehre zu unterstüt-
zen I aber auch im Hinblick auf die zu erl^rartenden Anderungen

der Approbationsordnung für Arzte, hielte der V{issenschafts-
rat eine Stärkung des Studiendekanates für wichtig. Damit

könnte dem Anliegen, vorklinische und klinische Ausbildung
künftig stärker miteinander zu vexzahnen, besser Rechnung

getragen h/erden. Dies entspräche auch den Leitlinien des Vtis-

senschaftsrates zur Reform des Medizinstudiums.l)

III.3. Zur Forschung

Die Forschung an der Medizinischen Fakultät der Universität
Rostock konnte nach der Wiedervereinigung an vorhandene Tra-
ditionen anknüpfen und bereits existierende Schwerpunkte

fortsetzen. Dies gilt insbesondere für die Bereiche des

künstlichen Organersatzes und der Biomaterialien. Der V[issen-

schaftsrat hielt in den Empfehlungen aus dem Jahre 1991 die
im Zusammenhang mit den Forschungsschwerpunkten angesanmelten

Forschungsmittel für beachtlich. Die seither an der Medizini-
schen Fakultät Rostock entfalteten wissenschaftlichen Aktivi-
täten sind trotz der vergleichweise günstigen Ausgangsbedin-

gungen jedoch nur zögerlich in Gang gekommen und blieben bis-
lang hinter den anfänglichen Erwartungen zurück. Für diese

1) Wissenschaftsrat: Leitlinien zur Reform des l{edizinstudi-
ums, KöIn L992.
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Einschätzung sprechen sowohr die insgesamt rückIäufigen bzw.
stagnierenden Zahlen an abgeschlossenen promotionen und Habi-
litationen als auch die Höhe der Drittmitteleinwerbungen seit
1991. Auffallend ist, daß die an anderen Medj-zinischen Fakul-
täten traditionell forschungsaktiveren vorktinischen und kli-
niseh-theoretischen Einrichtungen in Rostock keine bemerkens-
werten Drittmitteleinnahmen vorweisen können. Insbesondere
Drittmittel der DFG sind nur in unwesentrichem Maße vorhan-
den. Dies gilt - mit Ausnahme der Kriniken für rnnere Medi-
zin, für Nerven- und für Kinderheirkunde auch für die mei-
sten krinischen Einrichtungen. Für eine gewisse steigerung
der wissenschaftlichen Aktivität sprechen die gestiegenen
Drittmitteleinwerbungen im Jahr 1995. Erfreulich ist auch die
Einrichtung des mittlerweile bewilligten Innovationskollegs.
Im Hinblick auf den prioritären Ausbau des Klinikums Rostock
als zentrum der Hochleistungsmedizin erwartet der wissen-
schaftsrat jedoch, daß diese vorzugsposition künftig auch in
einer deutlich stärkeren Forschungsaktivität zum Ausdruck
kommt.

vor diesem Hintergrund weist die angestrebte Konzentration
auf übergreifende Forschungsschwerpunkte einen erforgverspre-
chenden weg, der konsequent verfolgt werden sorlte. Die Fa-
kultät sollte bei künftigen Neuberufungen darauf achten, daß
das Forschungsprofil in diesem sinne gestärkt wird. Neben
einer auf die Forschungsschwerpunkte abgestimmten Berufungs-
politik kommt nach Ansicht des vtissenschaftsrates der Eta-
brierung von thematisch den schwerpunkten zugeordneten For-
schungsstrukturen, insbesondere krinischen Forschergruppen,
eine besondere Bedeutung zu. Je rascher die Birdung sorcher
Einheiten geringt, desto stärker wird das Eigengewicht der
Forschung, insbesondere gegenüber der Krankenversorgung, ge-
steigert werden können; umso mehr wird es auch gelingen, die
durch versorgungsgesichtspunkte bestimmte Krankenversorgung
auf die Bedürfnisse der Forschung und der forschungsgereite-
ten akademischen Lehre auszurichten. Die zusammenarbeit der
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I,Iedizinischen Fakuttät mit den Nachbarfakultäten der Univer-
sität Rostock sollte dabei unbedingt erhalten und ausgebaut
werden.

Mit dem Experimentellen Forschungszentrum verfügt die Medizi-
nische Fakultät über durchaus repräsentative und gut ausge-
stattete Räumlichkeiten, mithin eine günstige Voraussetzung
für das Einwerben von Drittmitteln. Allerdings häIt es der
Vtissenschaftsrat für sinnvoIl, dem Experimentellen Zentrum

eine Leitungsstruktur zt geben, nach der eine wissenschaft-
Iich führende Arbeitsgruppe oder Einrichtung im Zentrum

selbst ansässig ist und die Verantwortung für die Infrastruk-
tur des Gebäudes übernimmt.

Hemmend für die wissenschaftliche Arbeit kann sich ein Mangel

an Laboratorien mit besonderen Sicherheitsstandards auswir-
ken. Land und Fakultät sollten bei der Bau- und Sanierungs-
planung darauf achten, daß solche Bereiche mit Vorrang herge-
richtet und erweitert werden. Eine Erleichterung der räumli-
chen Situation kann auch durch die Mischnutzung von Labora-
torien durch Arbeitsgruppen verschiedener Institute und KIi-
niken geschaffen werden, so wie es bereits in den "Assoziier-
ten Einrichtungen" der Fakultät vorgesehen ist. Dabei sollte,
wie vorgesehen, auch der räumlich vergleichsweise gut ausge-
stattete Arbeitsbereich für Klinische Forschung an der Klinik
für Innere Medizin einbezogen und projektgebunden verschiede-
nen wissenschaftlichen Arbeitsgruppen des Klinikums zugewie-
sen werden. Einen weiteren positiven Ansatzpunkt ztr Stärkung
wissenschaftlicher Aktivitäten erkennt der Wissenschaftsrat
in den von der Faku1tät bereits in die Wege geleiteten Ver-
fahren der Ressourcenvergabe, insbesondere für Laborflächen,
sowie in der Einrichtung von Arbeitsbereichen mit interdiszi-
plinärer Nutzung. Diese Verfahren sollten so rasch a1s mög-

lich etabliert werden. Der Wissenschaftsrat bittet Land und
Medizinische Fakultät, darüber bei künftigen Rahmenplananmel-
dungen zu berichten.
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Über die effiziente Nutzung der wissenschaftlichen Infra-
struktur sollte sich auch die Fakultät in regelmäßigen Ab-
ständen einen Überblick verschaffen und eine Umverteilung
nach Bedarf und Leistung vorbehalten.

AIs weiteres Instrument der internen Forschungsförderung bie-
tet sich außerdem die Bildung eines fakultätseigenen Fonds

von Forschungsstellen an, die es den jeweiligen Stelleninha-
bern erlauben, sich befristet für einen Zeitraum von etwa
einem Jahr aus der Lehre und den Aufgaben der Krankenversor-
gung weitgehend zurückzuziehenr üo sich eingehend der For-
schung widmen z\ können. Diese Stellen, die nicht kapazitäts-
relevant sein dürfen und nicht bestimmten Einrichtungen der
Fakultät dauerhaft zugeordnet werden sollen, müßten nach Lei-
stung und befristet an jüngere V{issenschaftler vergeben wer-
den. Auf diesem Vtege lassen sich auch fakultätsinterne klini-
sche Forschergruppen realisieren, die vom Wissenschaftsrat in
der Stellungnahme zum Programm der Klinischen Forschergruppen
empfohlen wurden.l) Eine solche forschungsorientierte Res-
sourcenvergabe setzt allerdings eine getrennte Mittelverwal-
tung für Forschung und Lehre einerseits und für Krankenver-
sorgung andererseits voraus.

AIs Bilanz über erreichte Ziele sol1te die Fakultät einen
regelmäßigen Forschungsbericht erstellen, in dem auch die
Kriterien der internen Ressourcenvergabe dargestellt werden.
Ein derartiger Bericht würde auch der dem Land anempfohlenen
Strukturkommission einen Einblick in die Entwicklung der wis-
senschaftlichen Leistungen an der Fakultät bieten.

Wissenschaftsrat:
Forschergruppen in

Stellungnahme zum Programm "Klinische
Hochschu1en", KöIn l-994, S. 35

r)
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III.4. Zur Krankenversorgung

Das Xlinikum der Universität Rostock ist in den letzten Jah-

ren von Aufgaben der Krankenversorgung entlastet worden' Die

Reduktion um rund 30 B des Planbettenbestandes seit dem Jahr

1990 konnte auch genutzt werden, üffi den Aufbau der übergrei-
fenden Forschungsschwerpunkte voranzutreiben. Die in der ZwL-

schenzeit durch die Versorgungsbettenregelung geplante Aus-

weitung auf 1.412 universitäre (davon 988 nach dem HBFG fi-
nanzierte) Planbetten wird demgegenüber eine erneute Steige-
rung bringen, die durch den Bedarf der regionalen Krankenver-

sorgung bedingt ist. Angesichts der ohnehin knappen Personal-
stellen im wissenschaftlichen Bereich darf mit dieser Rege-

lung aus Sicht des V{issenschaftsrates jedoch keine Verrige-
rung des Landeszuschusses verbunden sein. Auch wird eine kon-

sequente Schwerpunktsetzung sowohl im wissenschaftlichen Be-

reich als auch in der Krankenversorgung unumgänglich Sein.

Der Wissenschaftsrat erwartet zum einen, daß die Zuordnung

des wissenschaftlichen Personals an die einzelnen Kliniken
differenziert, d.h. über den Grundbedarf von Versorgung und

Lehre hinaus entsprechend der erbrachten Forschungsleistungen
erfolgt. Diese fakultätsintern transparent zu machende Stel-
Ienzuweisung sollte befristet sein und in verbindlichen Zeit-
abständen überprüft werden. Diese Maßnahmen sollen aus Sicht
des Wissenschaftsrates dazu dienen, insbesondere die klini-
sche Forschung gegenüber der Krankenversorgung deutlich zu

stärken und ihr das dringend notwendige Gelricht zu verleihen.
Zum anderen appelliert der V'Iissenschaftsrat an die Kostenträ-
ger im Land Mecklenburg-Vorpommern, bei den Verhandlungen um

die pflegesätze auch den nachgewiesenen Einsatz des Klinikums
in ärztlicher V{eiterbildung, Versorgungsforschung und r^Tissen-

schaftlicher Qualitätssicherung und die dafür erforderlichen
Personalkapazitäten anzuerkennen.

Auf die ZahI der universitären Planbetten anzurechnen ist,
wie vorgesehen, auch die ZahI der Tages- bzw. teilstationären
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Betten, da sie vom investiven Aufwand her den vollstationären
Betten vergleichbar sind. Dies entspricht auch früheren Emp-
fehrungen des [tissenschaftsrates und der praxis anderer Län-
der und Fakurtäten.1) Dieses petitum gitt auch für das Kri-
nikum der Medizinischen Fakultät Greifsward. Der vfissen-
schaftsrat bittet das Land, dem Bericht zur umsetzung der
Empfehrungen im zusammenhang mit künftigen Anmerdungen zum
Rahmenplan eine Aufstellung über die jeweilige Bettenstruktur
beizufügen.

Die Medizinj-sche Fakultät der universität Rostock plant die
Errichtung eines interdisziplinär nutzbaren zentrums für am-
burantes operieren mit vier op-säIen. Das zentrum so11 im
Gebäude für die Zentralen Medizinischen Dienste so eingerich-
tet werden, daß es durch benachbarte Fächer genutzt werden
kann. Der v{issenschaftsrat begrüßt, daß die Fakultät damit
eine aktuelle Entwicklung im Bereich der chirurgie aufgreift.
um das geprante Zentrum tatsächrich auslasten zv können,
sollte es durch alre operativen Disziplinen genutzt werden.
Auch die konservativen Fächer, beispiersweise die rnnere Me-
dizin und die Dermatologie, sollten invasive Eingriffe dort
durchführen können. Mit einer umstelrung auf teirstationäre
versorgungsmodelle ist alrerdings auch ein entsprechendes
Lehr- und Forschungskonzept zu verbinden. Die Zulassung von
Krankenhäusern zum ambulanten operj-eren ist überdies mit be-
triebswirtschaftrichen Erwägungen verbunden, die auch im Falr
des Rostocker Klinikums noch am Anfang stehen. Daraus werden
auch schlußforgerungen für die Dimensionierung des zentrums
ztr ziehen sein. rn die wirtschaftrichen überregungen sollte
die Mehrberastung des wj-ssenschaftrichen personals durch
Krankenversorgung ars Faktor einbezogen werden. Auch hier-
durch ist die Größe des geplanten zentrums rimitiert. Der

I) vg1. wissenschaftsrat: stelrungnahme zur weiteren Ent-wickrung der Medizinischen Fakürtät der universität t{ün-
chen und ihrer beiden Klinika, Drs. 1944/94, verabschiedetim Januar 1995
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Vlissenschaftsrat erwartet, daß ein entsprechender Antrag zum

Rahmenplan durch ei-n detailliertes Konzept begründet wird,
das die genannten Punkte aufgreift.

Die Entscheidungen zur ambulanten Versorgung im Kli-nikum Ro-

st,ock entsprechen einer derzeit für die meisten Hochschulkli-
nika geltenden unbefriedigenden Situation. Zwar hat sich auch

der Wissenschaftsrat dafür ausgesprochen, das Ausmaß der po-

liklinischen Versorgung auf den Bedarf von Forschung und Leh-

re zu beschränken. Dafür spechen auch wirtschaftliche Gründe,

zumal poliklinische Leistungen mit Blick auf den Nutzen für
Forschung und Lehre nach einem nicht kostendeckenden Pau-

schaltarif entgolten werden. In der Realität können Hoch-

schulklinika die ambulante Versorgung jedoch nicht auf diesen

Patientenkreis beschränken. In vielen Spezialbereichen, in
denen niedergelassene Ärzte im regionalen Einzugsbereich die
erforderlichen Versorgungsleistungen nicht oder nicht in an-

gemessener Qualität erbringen können, müssen die meisten

Hochschulklinika auch Aufgaben wahrnehmen, die zur Sicher-
stellung der medizinischen Versorgung unentbehrlich sind.
Daraus ergibt sich der Anspruch auf eine kostendeckende Ver-
gütung dieser Leistungen, die nur über Ermächtigungen zur

Teilnahme an der vertragsärztlichen Versorgung möglich ist.
Dies gilt auch für Bereiche der mittelbaren Krankenversor-
gung, insbesondere Radiologische Diagnostik, Klinische Che-

mie, Mikrobiotogie, Virologle und Pathologie. Leider zeLgL

die Erfahrung, daß Universitätsklinika bei der Vergabe von

abteilungs- oder personenbezogenen Ermächtigungen vielfach
benachteiligt werden, uß ihre Teithabe an der budgetierten
Gesamtvergütung der niedergelassenen Arzte so niedrig wie
möglich zu halten. Diese Praxis führt dazu, daß ambulante
Leistungen - wenn Patienten nicht abgewiesen werden sol1en
lediglich nach dem nicht kostendeckenden Polikliniktarif be-
zahlt werden, woraus sich erhebliche Defizite der Universi-
tätsklinika ergeben.
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Die amburante versorgung im Rostocker Krinikum wurde durch
die Entscheidung des Zulassungsausschusses, die Zahl der po-
liklinischen Patienten zu beschränken, zusätzlich einge-
schränkt. zwar ist eine Zahl in der Größenordnung von 27.ooo
poliktinischen Patienten pro Jahr für den Bedarf von Lehre
und Forschung als ausreichend anzusehen. Dies setzt jedoch
voraus, daß für alle darüber hinausgehenden ambulanten Spe-
ziarleistungen, die das Krinikum aus Gründen der sicherstel-
Iung erbringt, auch tatsächlich entsprechende Ermächtigungen
erteilt werden. Ansonsten wäre das Klinikum gezwungen, pa-
tienten abzuweisen oder aber kostenlose Leistungen zu erbrin-
gen. Beide Entwicklungen können für das Klinikum Rostock
nicht akzeptabel sein. Der Wissenschaftsrat forderL das Land
daher auf, für hochschulklinische Spezialambulanzen, in denen
Leistungen erbracht werden, die in gleichwertiger eualität
nicht durch niedergelassene ärzte erbracht werden können,
entsprechende Ermächtigungen zu erwirken. Dies gilt auch für
das Klinikum der Universität Greifswald.

III.5. Baubestand und Ausbauplanung

Die Medizini-sche Fakurtät und das Krinikum der universität
Rostock verfügen über einen Baubestand, der in großen Teilen
sanierungs- und ausbaufähig ist, teilweise aber auch desolat
und von Grund auf neu zu errichten ist. Die Zahr der über das
Stadtgebiet verteilten Standorte sollte baldmöglichst verrin-
gert werdenr ürTr die dadurch erforderrichen Transporte einzu-
schränken und die Logistik zu verbessern. Das Gerände an der
Schillingallee bietet günstige Voraussetzungen, den größten
Teil der hochschulmedizinischen Ej-nrichtungen an einem Stand-
ort zt konzentrieren. Ars besonders sanierungsbedürftig ger-
ten insbesondere die Frauenklinik, die xrinik für rnnere Me-
dizin sowie der Notfarlbereich der chirurgischen Krinik.
Dringlich erschienen dem Ausschuß Medizin auch Baumaßnahmen
für das Anatomische und das physiorogische rnstitut. An der
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grundsätzlichen und vorrangigen Notwendigkeit eines zentralen
Versorgungsgebäudes bestand ebenfalls kein Zweifel. Mit den

bereits abgeschlossenen Sanierungsmaßnahmen konnten gegenüber

der Ausgangssituation des Jahres L990 vielfach bereits be-

achtliche Verbesserungen erreicht werden. Hinzuweisen ist
insbesondere auf die seinerzeit desolate Situation im OP-Be-

reich der Frauenklinik, die durch die Aufstellung eines OP-

Containers zwischenzeitlich deutlich verbessert hlurde. Die

ursprüngliche Bauplanung der Medizinischen Fakultät Rostock

ging von rund l-24.000 m2 Nutzfläche für Kliniken, Institute
und Infrastruktur aus. Berei-ts zum Besuch des Ausschusses

Medizin im Februar Lgg4 \nlar deutlich, daß eine Reduktion auf

rund 96.000 m2 möglich sein würde. Die mit dem überarbeiteten
Baukonzept vorgeschlagenen weiteren Einschränkungen ergeben

sich aus dem Verzicht auf den Neubau eines zentralen For-
schungshauses und den Wegfall eines zentralen Hörsaalgebäu-

des. Angesichts der vorhandenen, sanierungsfähigen For-
schungs- und Hörsaalbereiche erscheint diese Reduktion aus

Sicht des Wissenschaftsrates vertretbar. Auch die Entschei-
dung, die Strahlentherapie nicht an den Hauptstandort Schil-
Iingallee zu verleg€Dr sondern am Standort Südring zu belas-
sen, erlaubt sinnvolle Einsparungen in einem von der techni-
schen Ausstattung her sehr kostenintensiven Bereich.

Im Hinblick auf die Finanzierung von Baumaßnahmen für solche

Bereiche, in denen das Klinikum über Versorgungsbetten ver-
fügt, sollte das Land mit künftigen Anmeldungen zum Rahmen-

plan einen Überblick über die Kostenaufgliederung geben und

die über das HBFG ztt finanzierenden Anteile begründen. Das

gilt beim Klinikum Rostock vor altem für die Kliniken für In-
nere Medizin, für Gynäkologie und Geburtshilfe, für Chirurgie
sowie das zentrum für Nervenheilkunde.

Das bauliche Entwicklungskonzept der Medizinischen Fakultät
Rostock richtet sich in der L. Phase insbesondere auf die
dringlichsten Sanierungs- und Neubaumaßnahmen. Eines der
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größten Vorhaben bezieht sich auf die chirurgische Klinik und
den Komplex der operativen Fächer. Mittlerweile fertigge-
stellt ist der Neubau des OP-Traktes (Nr. 8002), für den 40,3
Mirrionen DM aufgewandt wurden. Die Grundsanierung des Art-
baus der Chirurgie (Nr. 8025) wurde mit 26,5 Millionen DM in
den 24. Rahmenplan aufgenommen und mit einer Kostenerhöhung
auf 42 t2 Millionen DM zum 25. Rahmenplan vom l'Iissenschaftsrat
in Kategorie r eingestuft. Das vorhaben wurde durch den pra-
nungsausschuß zunächst nur mit L0 t2 Millionen DM in der Kate-
gorie I zum 25. Rahmenplan aufgenommen. Da die vorhandenen
Flächen des Gebäudes nicht ausreichen, sind zwei größere und
vier kreinere Erweiterungsbauten (Nr. 8074) geptant. Für die-
ses vorhaben wurden zum 23. Rahmenplpan pranungskosten in
Höhe von 1 Million DM in den Rahmenplan aufgenofirmen. Die
restliche Summe von 18rB Millionen DM trägt einen p-Ver-
merk.1) Die Gesamtkosten für die anstehenden sanierungs-und
Ausbaumaßnahmen beziffert das Land nunmehr mit 67,9 Mirrionen
DM. Der lfissenschaftsrat bittet das Land, die planung zigtg
abzuschließen und mit den Anmeldungen zum 26. Rahmenpran das
Raumprograflrm des operativen Baukomplexes detairliert darzu-
ste1len. Dabei sollte auch auf die für die Forschung und den
studentischen Kleingruppenunterricht vorgesehenen Räumrich-
keiten eingegangen werden.

Die Bau- und sanierungsmaßnahmen für die Klinik für rnnere
Medizin sorlen mit einem 1. Bauabschnitt in der ersten und
mit einem 2. Bauabschnitt in der dritten Bauphase durchge-
führt werden. Die drei vorhaben Nr. B07L (Grundsanierung der
Krinik für rnnere Medizin) und Nr. B0g7 (Einrichtung ei_ner
rntensivstation) und Nr. 9092 (umbau Hämatologische station
für die Einrichtung eines Zentrums für Knochenmarktransplan-
tation) wurden zum 25. Rahmenpran mit insgesamt 24,g Millio-
nen DM ausgewiesen. Das vorhaben Nr. 9071 wurde durch den
Pranungsausschuß in Kategorie rra rückgestuft, während die

1) wissenschaftsrat: Empfehrungen zum 23. Rahmenplan, s. MV5s f.
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Vorhaben Nr. 8087 und Nr. 8092 aufgrund fehlender Haushalts-

unterlagen Bau zunächst nur in Kategorie II eingestuft werden

konnten. Der V{issenschaftsrat bittet das Land, die Planungs-

phase nunmehr zigLg abzuschließen und mit den Anmeldungen zum

26. Rahmenplan die in der neueren Bauplanung mit 28,L Millio-
nen DM ausgewiesenen Gesamtkosten zu begründen. Gleichzeitig
er\"rartet der V{issenschaftsrat, daß das Land sich zut Struktur
der Klinik für Innere Medizin äußert und die gefundene Lösung

mit Blick auf die gegebene Empfehlung (vg1. B.III.L.) erläu-
tert. In diesem Rahmen sollte auch auf die beiden Vorhaben

Nr. 8016 (Grundsanierung Klinik für Innere Medizin, Haus II,
und Zahnklinik, L. BA) und Nr. 8073 (Grundsanierung Klinik
für Innere Medizin, Haus II, für die Nutzung aIs Haut- und

ZahnklinLk 2. BA) eingegangen werden, di-e mit insgesamt 54tB

Millionen DM zunächst in Kategorie I eingestuft waren' zum

25. Rahmenplan aber wegen des auf das Jahr L999 verschobenen

Baubeginns in Kategorie III rückgestuft wurden. Die für die
Zahnklinik vorgesehenen Maßnahmen sollten mit Blick auf die
übergreifenden Empfehlungen zvr Zahnmedizin (v91. B.II.2. )

erläutert werden.

Für die vorklinischen Institute für Anatomie, Physiologie und

Medizinische Biochemie ist ein Neubau vorgesehen, da die Bau-

substanz der vorhandenen Gebäude nicht mehr sanierungsfähig
ist. Im bisherigen Gebäude der Biochemie sollen nach der
Übersiedlung in den Neubau Forschungsflächen für andere In-
stitute bereitgestellt werden. Der Bau für die Vorklinik (Nr.
8083) wurde erstmals zum 24. Rahmenplan angemeldet und konnte

zw 25. Rahmenplan in Kategorie II eingestuft werden. Der

Vtissenschaftsrat anerkennt die Dringlichkeit dieses Vorhabens

und bittet das Land, die Planungsphase baldmöglichst abzu-

schließen und die offensichtlich eingetretene Kostenerhöhung

um 913 Millionen DM zu begründen, damit der Bau begonnen hler-
den kann.
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Zu der mit Abstand teuersten Baumaßnahme in der 1. Bauphase,
dem Medizinischen Versorgungszentrum (Nr. 7072)t das zum 25.
Rahmenplan mit 84 t7 Millionen DM angemeldet und in Kategorie
II eingestuft wurde, ist zu bemerken, daß die vorgesehene
Konzeption nach wie vor überdimensioniert erscheint. Auch im
Vergleich zv. anderen in den vergangenen Jahren neugebauten
und vergleichbaren Versorgungszentren, die mit rund 7.000 mz

deutlich kleinere Dimensionen haben, erscheint die Größenord-
nung der in Rostock geplanten Neubaumaßnahme nach wie vor
ungewöhnlich. Das Land wird gebeten, die noch laufenden Ver-
handlungen um eine weitere Externalisierung von Versorgungs-
leistungen zigig und mit dem ZieI einer möglichst weitgehen-
den Fremdvergabe abzuschließen. Der V,Iissenschaftsrat er\^/ar-
tet, daß als Ergebnis dieser Verhandlungen eine deutliche
Verkleinerung der vorgesehenen Baumaßnahme mög1ich ist. Da

erst nach dem Neubau des Versorgungszentrums Freiflächen für
weitere Neubauten geschaffen werden können, ist ein Abschluß
der Planungsphase außerordentlich dringend. Der V{issen-
schaftsrat bittet zum 26. Rahmenplan um einen Bericht über
den Fortgang von Planungen und Verhandlungen. Für den FalI,
daß die jetzt angemeldete Größenordnung aufrecht erhalten
wird, sollte das Land zur Frage der möglichen Fremdvergabe
von Versorgungsleistungen wie auch zur Dimensionierung des
versorgungszentrums ein unabhängiges Gutachten einhoren, das
einen Vergleich mit anderen Einrichtungen dieser Art ein-
schließt.

Für die übrigen vorhaben der 1. Bauphase konnten aufgrund der
geänderten Bauabfolge noch keine Anträge zum Rahmenplan ge
stellt werden. Andere Vorhaben, die bislang vorgesehen und
bereits zum Rahmenplan angemeldet wurden, dürften in zukunft-
entfarren bzw. überarbej-tet werden. Das Land wird gebeten,
zom 26. Rahmenpran einen Überblick über bereits angemeldete
vorhaben, die nicht mehr mit der jetzt vorgesehenen Baupra-
nung übereinstimmen, und deren weitere planungsperspektive zu
geben.
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B.IV. Zur Medizinischen Fakultät der Universität Greifswald

Die Medizinische Fakultät der Universität Greifswald hat seit
1991 einen tiefgreifenden strukturellen und personellen Wan-

del durchgemacht, dessen Auswirkungen bis heute andauern.

Durch die Auflösung der Militärmedizinischen Sektion verlor
die Fakultät einen wissenschaftlich kaum produktiven, jedoch

bis dahin personell und strukturell prägenden Bereich. Die

danach in großem Umfang erforderlichen Berufungsverfahren
konnten noch nicht vollständig abgeschlossen werden. Mit der

Übernahme neuer Strukturen im Gesundheitswesen ging außerdem

das bis dahin zur Akademie der V{issenschaften gehörende Dia-
betes-Institut "Gerhard Katsch" seiner Kontinuität verlustig.
Hinzu kamen die desolate bauliche Situation des Klinikums wie

der Institute und die schwierige FinanzLage des Landes

Mecklenburg-VorpoflImern, die zu einer einschneidenden Neu-

orientierung z$rangen.

Mit der WahI des Begriffes Community Medicine verband der

Wissenschaftsrat seinerzeit die Erwartung einer gemeindenahen

Ausrichtung der wissenschaftlichen und klinischen Schwerpunk-

t€, verbunden mit einer Konzentration auf das "Normalspek-

trum" der in der Bevölkerung auftretenden Krankheiten. Kon-

zeptionell eng damit verbunden ist die aus den angelsächsi-
schen Ländern stammende und dort unter dem Namen Public He-

alth etablierte Richtung. Darunter zu verstehen ist nach ei-
ner Definition der WHO die Vtissenschaft und die Praxis von

Krankheitsverhütung und Lebensverlängerung sowie die Förde-
rung psychischen und physischen Vflohlbefindens durch gemeinde-

bezogene Maßnahmen. Nicht das Individuum, sondern Bevölke-
rungsgruppen und ihre Gesundheit mit den Wechselbeziehungen
zwischen Mensch und Umwelt stehen dabei im l'tittelpunkt. Die

in den angelsächsischen Ländern bestehenden "SchooIS of Pu-

blic Health" umfassen als zentrale Disziplinen die Bereiche
Epidemiologie, Biostatistik, Umwelt und Gesundheit, Gesund-

heitserziehung und -aufklärung, Versorgungsstrukturen und
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Gesundheitspolitik sowie Gesundheitsökonomie. Der deutsche
Begriff der Gesundheitswjssenscäaften kommt diesen Inhalten
am nächsten. Die Bezeichungen Pubric Health und Gesundheits-
wissenschaften sind in Deutschland eng mit den an mehreren
Universitäten im Aufbau befindlichen Graduiertenstudiengängen
verbunden und umfassen durchaus heterogene Ausrichtungen, die
sich in ihrem Bezug zux klinischen Medizin unterscheiden,
wobei sich die Inhalte vielfach überschneiden. Für das
Greifswalder Konzept wurde der Begriff der community Medicine
vorgeschlagenr üft deutlich zu machen, daß eine Ausrichtung an

Fragen der klinischen Medizin gewünscht ist. Dabei wird er-
wartet, daß die wissenschaftlichen Schwerpunkte deutlich über
den engeren Begriffskern im sinne der Gesundheitsberichter-
stattung hinausgehen und sich an den weiter gefaßten Inhalten
von Public Health orientieren.

Um die vom Vtissenschaftsrat seinerzeit empfohlene Ausrichtung
der wissenschaftrichen Arbeit auf Ziere der community Medici-
ne zu erreichen, hat die Medizinische Fakultät der universi-
tät Greifswald zahrreiche Anstrengungen unternommen, diesen
Vorschlag, für den es in Deutschland bislang kein Beispiel
gibt, mit einem inhaltlichen Konzept auszufüI1en. Der l'Iissen-
schaftsrat anerkennt diese, unter keineswegs idearen, sondern
schwierigen umständen erbrachte Leistung. Er ist sich bewußt,
daß mit dieser in der deutschen Hochschurmedizin singulären
Lösung Neuland betreten wird und ermutigt die Fakultät, die-
sen üteg fortzusetzen. Der wissenschaftsrat wird die weitere
Entwickrung aufmerksam verforgen und sich gegebenenfalls er-
neut damit befassen.

IV.1 . Zu Struktur und personal

Die Struktur der Kliniken und Institute an der Medizinischen
Fakultät Greifswald ist dem Konzept der community Medicine
angepaßt. Der [,Iissenschaf tsrat bilrigt die vorgeschragenen
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Lösungen im Grundsatz und bestärkt Land und Fakultät in dem

Bemühen, den Anteil der Hochleistungsmedizin in Greifswald
für absehbare Zeit auf wenige ausgesuchte Schwerpunkte zu

beschränken. Das gebietet auch die im Verglei-ch zu anderen
Hochschulklinika knappe Ausstattung von Klinikum und Fakul-
tätmit wissenschaftlichem Personal. Dieser Bestand sollte
keinesfalls weiter reduziert werden, da ansonsten kaum wis-
senschaftlich substantielle Schwerpunkte aufzubauen wären. In
diesem zusammenhang ist auch die seit 1990 erreichte Vergrö-
ßerung des Anteils der befristeten ArbeitsverhäItnisse für
die wissenschaftlichen Mitarbeiter hervorzuheben. Der Wissen-
schaftsrat bestärkt die Medizinische Fakultät Greifswald, ein
ausgehrogenes VerhäItnis von befristeten zu unbefristeten
Stellen im wissenschaftlichen Mittelbau herzustellen, das

einerseits eine ausreichende Fluktuation im Sinne der Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses ermöglicht und ande-
rerseits den Bedarf an klinisch erfahrenen Arzten berücksich-
t.igt.

Zur strukturellen Straffung wird auch die Ausgliederung der
Psychlatrischen Kliniken aus der Trägerschaft der Universität
beitragen. Die außeruniversitären Lehrkräfte sollten aller-
dings gezielt in das Ausbildungskonzept der Fakultät einge-
bunden bleiben. Eine enge Kooperation mit der Medizinischen
Faku1tät der Universität Rostock ist überdies in den Berei-
chen erforderlich, die - wie bisher schon die Geschichte der
Medi-zin - durch Lehrstühle der jeweils anderen Fakultät wahr-
genommen werden. Das gilt in Zukunft insbesondere für alle
Fächer aus dem Kernbereich der Community Medicine. Eine enge
Zusammenarbeit ist auch hinsichtlich der tierexperimentellen
Ressourcen geboten, die auch bisher schon mit Schwerpunkt in
Karlsburg angesiedelt sind, und die der Medizinischen Fakul-
tät in Rostock gleichermaßen zugute kommen sollen.

Die Einrichtung von Zentren, die jeweils eine Reihe von fach-
lich nahestehenden Kliniken und Instituten umf,assen, kann für
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das Profil der Fakultät und die wissenschaftlichen Koopera-
tionsbeziehungen hilfreich sein. Dabei ist nicht zu überse-
hen, daß die geplanten Zentren für Molekulare Medizin und für
Neurowissenschaften nach ihrer Zusammensetzung eine andere
Ausrichtung versprechen als die bereits gegründeten ktini-
schen Zentren. Die tatsächliche Bedeutung der Zentren wird
nach Ansicht des Wissenschaftsrates davon abhängen, ob die
gewählte formale Struktur auch inhaltlich ausgefüllt werden
kann. AIs Voraussetzung für funktionsfähige Zentren sieht der
V[issenschaftsrat die folgenden Gesichtspunkte ans

- Gemeinsames wissenschaftliches Konzept der in einem Zentrum
zusaflrmengef aßten Institutionen ;

- Profilprägende Wirkung eines Zentrums innerhalb der Fakul-
tät in der Art eines interdisziplinären wissenschaftlichen
Knotenpunktes;

- Räumliche Nähe und lanEfristig gemeinsame wissenschaftliche
fnfrastruktur der beteiligten Einrichtungen.

Für die in der jetzigen Planung gebildeten Zentren der Medi-
zinischen Fakultät Greifswald treffen diese Kriterien nach
Ansicht des V{issenschaftsrates in unterschiedlicher V'Ieise zvz
Das geplante Zentrum fur Neurowissenschaften entspricht einem
erklärten Schwerpunkt der Fakultät in Forschung und Kranken-
versorgung. Die vorgesehene Struktur des Zentrums umfaßt aI-
lerdings nur die beiden klinischen Diszi-plinen. Der Vtissen-
schaftsrat hielte eine engere Einbindung der an dem Schwer-
punkt beteiligten klinisch-theoretischen Einrichtungen für
sinnvoll. Eine entsprechende räumliche Nachbarschaft der wis-
senschaftlichen Partner sollte auch im Baukonzept realisiert
werden.

Das um einen wissenschaftlichen Schwerpunkt herum entstandene
Zentrum für Morekulare Medizin sterlt die Arbeit in vier rn-



t t_5

stituten in den Mittelpunkt. Der Wissenschaftsrat begrüßt
diese, sich aus der gemeinsamen Arbeit ergebende Struktur und

würde eine deutlich erkennbare Vernetzung mit klinischen Ein-
richtungen begrüßen. Auch für dieses Zentrum gilt die Empfeh-

1ung, daß die in der Bauplanung vorgesehene räumliche Nähe so

bald wie möglich realisiert werden soIlte.

Von anderer, durch klinische Gesichtspunkte bestimmter Natur

erscheinen die drei Zentren für Kinder- und Jugendmedizin,
für Radiologie sowie für Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten.
Sie entsprechen keinem der ausgewiesenen wissenschaftlichen
Schwerpunkte der Medizj-nj-schen Fakultät, hrenn auch eine räum-

Iich benachbarte Unterbringung der jeweils beteiligten Insti-
tutionen im Hinblick auf die Krankenversorgung notwendig ist.
Der Wissenschaftsrat hielte die für diese Bereiche vorgesehe-
ne Zentrumsstruktur insofern für entbehrlich. Hinsichtlich
der Klinik für Kinder- und Jugendmedizin ist im übrigen zv

bemerken, daß diese Einrichtung nach Einschätzung des V{issen-

schaftsrates im Gegensatz zur Rostocker Kinderklinik - eine
zv spärliche Substruktur aufweist. Eine gänzlich fehlende
Untergliederung kann dazu führen, daß den unterschiedlichen
Spezialdisziplinen zu wenig Freiraum eingeräumt wird. Der

Wissenschaftsrat empfiehlt daher, die Klinik für Kinder- und

Jugendmedizin in drei selbständige Abteilungen zu gliedern.
Damit wäre eine bessere Entfaltung der Spezialdisziplinen
möglich, ohne den Verbund des Gesmatfaches zu beeinträchti-
gen.

Der Modellverbund Community Medicine und Community Dentistry
soll künftig eine profil- und strukturprägende Ro1le in der
Fakultät spielen. Dem widerspricht jedoch das Fehlen eines
strukturellen Korrelats für diesen Bereich. Aus diesem Um-

stand erwächst aus Sicht des Wissenschaftsrates die Gefahr,
daß das Konzept Community Medicine diffus und ohne Rückhalt
in der Medizinischen Fakultät bleibt. Letztlich dürfte hier
auch ein Grund für die bislang leider gescheiterten Berufun-
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gen auf essentielre Lehrstühre zu suchen sein. um dem Konzept
Community Medicine Gestalt und einen wissenschaftlichen Kri-
stallisationskern zu verleihen, hält es der Wissenschaftsrat
daher für dringend erforderlich, die krinisch-theoretischen
Kerninstitute in einem zentrum zusaflrmenzuschließen. Die ge-
meinsame Aufgabe bestünde darin, die wissenschaftliche Grund-
struktur für community Medicine zu definieren und die zusam-
menarbeit zwischen Instituten und Kliniken aufzubauen und zu
koordinieren. Hinderrich wirkt sich auch die räumriche Tren-
nung der Kernfächer Arbeitsmedizin, Biometrie und Medizini-
sche rnformatik, Epidemiotogie und sozialmedizin, Geschichte
der Medizin, Hygiene und umwertmedizin und Medizinische psy-
chorogie an vier verschiedenen standorten aus. Der wissen-
schaftsrat bestärkt das Land, dj-e geprante gemeinsame unter-
bringung dieser Einrichtungen in einem angemieteten Gebäude
sobald wie möglich zu realisieren. wenn es gelingen soII,
diese Ausrichtung zum Bezugspunkt der wissenschaftrichen Ar-
beit der gesamten Fakurtät zu machen, so ist eine enge zusam-
menarbeit und dementsprechend eine räumliche Nähe der Kern-
disziplinen unabdingbar, damit von dort die erforderriche
wissenschaftliche Koordination gereistet werden kann. Die
vorgesehene räumliche rrennung des rnstitutes für Hygiene von
den übrigen Einrichtungen des Zentrums für Community Medicine
schätzt der ttissenschaftsrat für die Zusammenarbeit als wenig
förderrich ein. zwar wurde mit dem Landeshygiene-rnstitut
eine kurzfristig rearisierbare Lösung gefunden; der wissen-
schaftsrat würde jedoch einer langfristigen räumrichen zusam-
menführung aller an dem Zentrum beteiligten Einrichtungen den
Vorzug geben.

Die bislang für den Moderlverbund community Medicine vorgese-
hene organisation zeugt ebenso wie die geplanten Entschei-
dungsstrukturen von dem Bemühen, arre auf verschiedenen Ebe-
nen des Gesundheitswesens an dem Thema interessierten Insti-
tutionen einzubinden. Der wissenschaftsrat anerkennt das Be-
mühen der Fakurt.ät, eine organisationsform zu definieren, in
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der gesundheitspolitische und wissenschaftsgeleitete Inter-
essen zusammengeführt und ein unmittelbarer Anwendungsbezug
der Forschung hergestellt werden soll. Er bezweifelt jedoch
daß der )eLzL geplante umfangreiche organisatorische Überbau

und die Vermischung beider Bereiche in einer Vielzahl von
Gremien dem Anliegen der Forschung im jetzigen Stadium tat-
sächlich nützlich ist. Der Zwang, Finanzmittel der ver-
schiedensten Geldgeber einzuwerben, kann vielmehr zur Unter-
ordnung wissenschaftlicher Qualitätskriterien führen. Der
Vflissenschaftsrat empfiehlt der Medizinischen Faku1tät daher
dringend,

- die Organisation des Modellverbundes zv straffen und

- die Aufgaben der in ihrer Zahl reduzierten Gremien klar
voneinander abzugrenzen.

Im Mittelpunkt der organisatorischen Überlegungen muß der
Aufbau einer kritischen wissenschaftlichen Masse stehen, wo-
bei wissenschaftliche Qualitätskriterien bei der Auswahl der
vorrangig zu bearbeitenden Themen und der zv fördernden
Schwerpunkte führend sein müssen. Hierbei so11te der bislang
noch zu wenig konturierte Wissenschaftliche Beirat des For-
schungsverbundes eine Hauptrolle spielen. Vertreter gesund-
heitspolitischer Institutionen können im Vorfeld der themati-
schen Ausrichtung von Forschungsvorhaben durchaus wichtige
Gesprächspartner und Ratgeber sein. Am Ergebnis der externen
wissenschaftlichen Evaluation so1lte sich auch die Vergabe
fakultätseigener Ressourcen, seien es Räumlichkeiten, perso-
na1- oder Sachmittel, orientieren. Die Vielzahl der Gremien
so1lte reduziert werden; j-hre Aufgaben der in- und externen
Koordinierung sind klar voneinander abzugrenzen. In diesem
Zusammenhang sind die Funktionen des geschäftsführenden Aus-
schusses und der Koordinierungsstelle Community Medicine zv
überdenken. rnsbesondere sollte die vergabe von Ressourcen
für die Forschung eindeutig von den übrigen Aufgaben des Mo-
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dellverbundes getrennt werden, damit die wissenschaftliche
Unabhängigkeit des Forschungsverbundes gewährleistet bleibt.

Im Hinblick auf wissenschaftliche Qualitätsstandards ist fer-
ner auf eine engere Zusammenarbeit mit den klinischen Ein-
richtungen des Forschungsverbundes zu achten, deren Themen

bislang noch nicht in ausreichendem Maß im inhaltlichen Kon-
zept vertreten sind. Dies setzt voraus, daß auch in der Ba-
sisstudie Vorpommern entsprechend relevante Fragestellungen
bearbeitet werden. Sie sollten gegenüber breiten, allgemein-
präventiven Aktionen auf BevöIkerungsebene zunächst bevorzugt
werden, um die kritische wissenschaftliche Masse als Kern der
Community Medicine zv konsolidieren.

In das Konzept Community Medicine nur ungenügend eingebunden
erscheint vor allem das in Karlsburg angesiedelte lnstitut
für Diabetes, das durch den Umbruch der letzten Jahre ein
besonderes Schicksal erfahren hat. Der V{issenschaftsrat aner-
kennt ausdrücklich sowohl die in dem Inst,itut geleistete Ar-
beit als auch das Bemühen des Landes, für diese unter den
heutigen Umständen nicht problemlos z1r integrierende Einrich-
tung eine Heimat in der Medizinischen Fakultät zo schaffen.
Das 1991 zunächst ins Auge gefaßte ZieI einer Eingliederung
in die B1aue Liste ließ sich nicht verwirklichen und er-
scheint unter den gegebenen Umständen auch in naher Zukunft
wenig realistisch.

Umso überraschender ist die Tatsache, daß die Diabetologie
von der Medizinischen Fakultät nur im Zusammenhang mit der
Krankenversorgung aufgeführt wird, unter wissenschaftlichen
Gesichtspunkten gegenwärtig offenbar aber nur geringe Priori-
tät genießt, obwohl die kontinuierlichen wissenschaftlichen
Aktivitäten der Arbeitsgruppe auch gemessen an den eingewor-
benen Drittmitteln beachtlich und die Nähe zu den tierexperi-
mentellen Einrichtungen günstig sind. Der vflissenschaftsrat
härt es für angemessen, den damit ausgewiesenen Bereich Dia-
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betologie als Schwerpunkt der Forschung zlJ stärken und im
strukturellen Konzept der Medizinischen Fakultät Greifswald
hervorzuheben. Auch befürwortet er die Einrichtung eines In-
stitutes für Pathophysiologie und die gleichzeitige Gründung

eines An-Institutes für Diabetes. Die Leitung beider Institu-
te sollte miteinander verbunden sein.

Durch eine explizite Einbindung der in Karlsburg angesiedel-

ten Institute in die wissenschaftliche Konzeption der Medizi-
nischen Fakultät könnte auch die räumliche Distanz zwischen

Karlsburg und Greifswald besser überbrückt werden. Dies gilt
umso mehr, als die klinischen Partner des Diabetes-Institutes
in erster Linj-e im benachbarten Fachkrankenhaus für Diabetes,

aber auch der auf Endokrinologie ausgerichteten Klinik für
Innere Medizin in Stralsund zrt finden sind. Die vertraglichen
Regelungen insbesondere mit dem privaten Träger des Karlsbur-
ger Fachkrankenhauses für Diabetes müßten dementsprechend

gestaltet werden. AIs günstig werden sich in diesem Zusammen-

hang auch die Übersiedlung des Institutes für Physiologie auf
das Karlsburger Gelände und die Bereitstellung der erforder-
lichen Räumlichkeiten im Haus C erweisen. Der Verbleib der

nur noch eine begrenzte ZeLL selbständigen Abteilung Biophy-

sik am Standort Fleischmannstraße ist vertretbar. Das Angebot

des Landes, über die in den universitären Haushalt zu über-
führenden VtIP-SteIIen hinaus eine Anschubfinanzierung zv ge-

währen, ste1lt eine weitere gute Voraussetzung für die Fort-
setzung der Arbeiten des Institutes für Diabetes dar. Hin-
sichtlich der zu übernehmenden V{issenschaftler gibt der Wis-

senschaftsrat allerdings zu bedenken, ob nicht, entsprechend
dem naturwissenschaftlich ausgerichteten Arbeitsschwerpunkt
der Karlsburger Institute, vorrangig die in diesem Bereich
tätigen Vtissenschaftler des Diabetes-Institutes Universitäts-
stellen erhalten sollten.
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rv.2. Zu Lehre und Studium

Die Medizinische Fakultät der Universität Greifswald hat sich
die vom Vüissenschaftsrat empfohlene Ausrichtung auf Community
Medicine auch in der Lehre zu eigen gemacht. Mit dieser vor-
stellung strebt die Medizinische Fakultät Greifswald greich-
zeitig die verwirkrichung von Reformansätzen äD, die auch in
den Leitlinien des vtissenschaftsrates zur Struktur des tvtedi-
zinstudiumsl) vorgeschragen wurden. Der lrlissenschaftsrat
anerkennt, daß die Medizinische Fakultät damit für deutsche
verhältnisse Neul-and betreten hat. Angesichts der noch anhar-
tenden strukturerren und personelren Konsolidierung legt der
Itissenschaftsrat der Fakultät allerdings nahe, das sehr um-
fangreiche Konzept in überschaubaren Schritten umzusetzen und
jede einzerne stufe durch eine sorgfältige Evaruation zu be-
gleiten. so stelIt sich beispielsweise die Frage, in werchem
Maße die studierenden, aber auch die begleitenden Lehrperso-
nen' dem ausgedehnten Hausbesuchsprogramm gelvachsen sein hrer-
den. Die Einbindung der Lehrpraxen in das akademische Konzept
wird ebenfalls eine nicht geringe Berastung für arle Betei-
ligten mit sich bringen. Diese Aktivitäten zu begreiten, das
curriculum planvorr zu entfalten, aber auch Aufwand und Er-
gebnisse in Einklang zu bringen, wird unter anderem Aufgabe
des bereits gegründeten studiendekanates sein, dessen Ein-
richtung der vtissenschaftsrat ausdrücklich begrüßt.

Anders beurteirt der ttissenschaftsrat die Beteirigung der
zahnmedizinischen Einrichtungen an dem auf Bevörkerungsmedi-
zin ausgerichteten Lehrkonzept. wenn die sogenannte community
Dentistry einen Schwerpunkt der zahnmedizinischen Ausbildung
in Greifsward darstellen so11r so müssen sich di_e darauf ab-
zielenden Lehraktivitäten künftig deutlicher im curriculum
niederschlagen und stärker von den Ausbildungsgängen an ande-
ren Standorten abheben.

1) wissenschaftsrat: Leitlinien zur Reform des Medizinstudi-ums, KöIn L99L.
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rv.3. Zur Forschung

Die Medizi-nische Fakultät der Universität Greifswald hat in
den vergangenen Jahren zahlreiche Anstrengungen unternommen,

utrr, insbesondere auch mit Hilfe des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, ein wissen-
schaftliches Profil zu entfalten. Positiv hervorzuheben ist
das im Schwerpunkt Molekulare Medizin eingeworbene Graduier-
tenkolleg. Der Vtissenschaftsrat begrüßt diese Entwicklung
zumal vor dem Hintergrund der schwierigen Ausgangsbedingungen

- und bestärkt die Fakultät, diesen Weg fortzusetzen. Beson-

derer Wert sollte auf die Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses gelegt werden, da die Zahl der abgeschlossenen
Habilitationen, insbesondere in der Zahnmedizin, nicht aus-
reicht. Eine auf Qualität abzielende Steigerung wäre hier
dringlich. Die wissenschaftlichen Aktivitäten bedürfen inso-
fern auch an der Medizinischen Fakultät Greifswald eines
nachhaltigen Anstoßes. Um kritische wissenschaftliche Masse

im Sinne der klinischen Forschung zu konzentrieren, bietet es

sich auch in Greifswald an, fakultätsinterne klinische For-
schergruppen einzurichten, die vom Wissenschaftsrat in der
Stellungnahme zum DFG-Programm der Klinischen Forschergruppen
empfohlen wurden.l) Dazu sollte die Fakultät ej-nen fakul-
tätseigenen Fonds von Forschungsstellen bilden, die es den
jeweiligen Stelleninhabern erlauben, sich befristet für einen
Zeitraum von einem Jahr aus der Lehre und den Aufgaben der
Krankenversorgung weitgehend zurückzuziehen, uR sich einge-
hend der Forschung widmen zu können. Diese SteIIen dürfen
nicht kapazitätsrelevant und nicht bestimmten Einrichtungen
der Fakultät dauerhaft zugeordnet sein, sondern müssen nach

Leistung befristet an jüngere Wissenschaftler vergeben wer-
den. In diesem Zusammenhang hebt der Wissenschaftsrat das von

I) Wissenschaftsrat: Stellungnahme zum Prograflrm "Klinische
Forschergruppen in Hochschulen", in: Empfehlungen und
Stellungnahmen L994, Band L, Seite 429-45L.
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der Fakultät angestrebte vergabeverfahren für Laborflächen
hervor und empfiehlt, diese pläne bald umzusetzen.

Die wissenschaftliche Arbeit im schwerpunkt community Medici-
ne befindet sich gegenwärtig noch in einer phase der konzep-
tionerlen vorbereitung, die bardmögrichst abgeschlossen wer-
den sollte, damit der Aufbau der eigentlichen Schwerpunkte
und Projekte endlich in Gang kommen kann. Die innere struktur
des schwerpunktes erscheint bisher allerdings noch nicht aus-
reichend konturiert und gefestigt. Besonders bedauerlich ist
in diesem zusammenhang, daß die Besetzung des für das Konzept
Community Medicine essentiellen Lehrstuhles für Epidemiologie
immer noch nicht gelungen ist. Das Fehlen einer prägenden
vüissenschaftlerpersönlichkeit an dieser sterre hat die wei-
terentwicklung des Schwerpunktes deutli_ch beeinträchtigt.
Zugute gehalten werden muß, daß der mit dem Begriff public
Hearth umschriebene Bereich in Deutschland noch keine große
Auswahl an hochqualifizierten wissenschaftlern bietet, zumal
sich die darauf ausgerichteten Forschungsschwerpunkte anderer
Medizinischer Fakurtäten ebenfalrs noch im Aufbau befinden.
Die ausstehende Lehrstuhlbesetzung wiegt in Greifswald aller-
dings umso schwerer, ars die universität Greifswald keine ei-
gene sozialwissenschaftriche Fakultät besitzt, die den !tis-
senschaftrern im Bereich der community Medicine Ansprechpart-
ner für methodische Fragen bieten könnte. Diese Funktion muß

auch künftig durch die im zentrum für community Medicine ver-
ei-nten rnstitute wahrgenommen werden. vor diesem Hintergrund
sterlt sich unabhängig von der dringend erforderlichen Lehr-
stuhlbesetzung die Frage, wie im Bereich community Medicine
die erwünschte Forschungskapazität herangezogen und konsori-
diert werden kann. Der wissenschaftsrat sieht hierzu drei
Ansätze, die eine Hilfe bieten könnten:

Strukturierte interdisziplinäre Arbeitsgruppen;
- Gezielte Nachwuchsförderungi
- Kooperation mit einer partnerfakultät.
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Der wissenschaftliche Schwerpunkt Community Medicine erfor-
dert zum einen eine fundierte methodische Basis, zum anderen

aber einen engen Bezug zu den klinischen Fächern. Diese Rah-

menbedingungen führen aus sicht des vtissenschaftsrates zrt

einer spezifischen Struktur, die es erlaubt, unterschiedlich
ausgerichtete Arbeitsgruppen unter einem gemeinsamen konzep-

tionellen Dach zusammenzubringen. Diese Struktur sollte vom

Grundbaustein einer idealtypischen interdisziplinären Ar-
beitsgruppe ausgehen, in der Vtissenschaftler aus Kliniken und

Instituten in bestimmten Projekten zusammenarbeiten. Die ein-
zelnen Gruppen Sollten von überschaubarer Größe sein und un-

ter fester Leitung stehen. Die ZahI der festen Mitarbeiter
müßte begrenzt und durch drittmittelfinanziertes Personal zu

ergänzen sein. Eine darüber hinausgehende Zuordnung von per-

sonellen, räumlichen und finanziellen Ressourcen aus dem Lan-

deszuschuß entsprechend dem Drittmittelaufkommen wäre ein

sinnvoller Leistungsanreiz .

Um den Kontakt zwischen klinischen und klinisch-theoretischen
Einrichtungen und Gruppen zi fördern, könnten einerseits me-

thodisch, andererseits thematisch ausgerichtete übergreifende
Arbeitsgemeinschaften im Sinne einer Matrixstruktur hilfreich
sein. Darüber ließe sich auch die für viele klinisch-epide-
miologische Projekte wichtige methodische Beratung realisie-
ren. Auch könnten junge Wissenschaftler auf diesem Weg ge-

zielt in den Kontext der Community Medicine eingebunden wer-

den.

Die Nachwuchsförderung sollte darüber hinaus ein wichtiges
Anliegen im Schwerpunkt Community Medicine sein. Insbesondere

wird es wichtig sein, die epidemiologische Kompetenz in den

Kl.iniken zu verstärken. Dafür könnte es hilfreich sein, Nach-

wuchswissenschaftler aus den Kernfächern der Community Medi-

cine gemeinsam mit wissenschaftlichen Assistenten der Klini-
ken im Rahmen interner Qualifizierungsmaßnahmen gezielt in
diesen Methoden zv schulen. Bei zeitlich begrenzten, et$ra in
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der Art von "summerschools" organisierten Trainingsveranstal-
tungen, wäre es gut mögrich, neben fakurtätseigenen Lehrper-
sonen auch Experten anderer Hochschulen einzubeziehen. über
diese internen Seminare ließe sich auch das Gespräch zwischen
den Kerneinrichtungen der community Medicine und den klini-
schen Disziplinen intensivieren. Die Ausrichtung daraus re-
sultierender Forschungsprojekte auf klinisch rel_evante Frage-
stellungen dürfte ebenfalls erleichtert werden. Denkbar wäre
auch die Einrichtung eines Graduiertenkorregs. Auch die beim
DAAD durch das BMBF bereitgestellten Fördermöglichkeiten zu-
gunsten des wissenschaftlichen Nachwuchses im Bereich der
Epidemiologie sollten gezielt genutzt werden.

r'Iichtig für den schwerpunkt community Medicine wäre auch die
Kooperation mit anderen Medizinischen Fakultäten, die si_ch
auf dem Pubric Hearth-Gebiet bereits profiliert haben. Hier
käme unter anderem der Norddeutsche verbund infrage, der von
der Medizinischen Hochschule Hannover koordiniert wird. Die-
ser verbund zeichnet sich arrerdings durch eine Vierzahl be-
reits eingebundener Arbeitsgruppen verschiedener universitä-
ten aus. Eher denkbar wäre daher eine engere Kooperation mit
dem im Aufbau befindlichen zentrum für Gesundheitswissen-
schaften an der charit6 und dem ,'Berliner Forschungsverbund
Public Hearth". über eine solche partnerschaft könnten ge-
meinsame Projekte initiiert und der Austausch wissenschaftli-
cher Mitarbeiter organisiert werden. Die Einbindung i-n einen
sorchen überregionaren verbund könnte sich posJ_tiv auf die
Entwicklung des Greifswalder Schwerpunktes Community Medicine
auswirken.
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IV.4. Zur Krankenversorgung

Ausgehend von den Empfehlungen des Vtissenschaftsrates aus dem

Jahre 1991 soll das Klinikum der Universität Greifswald nicht
zu einem zentrum der gochleistungsmedizin ausgebaut werden.

Dies schließt einzelne Bereiche der Hochleistungsmedizin
nicht aus. Der Wissenschaftsrat begrüßt, daß das Land an dem

seinerzeit gefaßten Entschluß festgehalten hat und die Fakul-
tät sich ein darauf abgestimmtes inhaltliches Konzept zu ei-
gen gemacht hat. Mit der Ausgliederung der Psychiatrischen
Kliniken in andere Trägerschaften wurde darüber hinaus eine
Entlastung geschaffen, die unter den finanziellen Restrj-ktio-
nen sinnvoll erscheint. Mit der sehr weitgehenden Reduktion
der gesamten Planbettenzahl auf insgesamt 805 Betten (davon

45 Versorgungsbetten) hat die Medizinische Fakultät Greifs-
wald überdies ein anerkennenswertes Zugeständnis gemachtr üfr

die Investitionsplanung im verbleibenden Bereich zu ermögli-
chen. Das Ausmaß der Reduktion von Planbetten ist nur unter
den gegebenen Umständen des Landes Mecklenburg-Vorpommern ge-
rechtfertigt. Eine darüber hinausgehende Bettenreduktion
dürfte aus Sicht des Vtissenschaftsrates keinesfalls eintre-
ten, zumal mit der angestrebten Planbettenzahl der übliche
Bedarf für Forschung und Lehre bereits deutlich unterschrit-
ten ist. Vor dem spezifischen Hintergrund des Konzeptes Com-

munity Medicine erscheint diese Lösung jedoch vertretbar,
eine Übertragbarkeit auf andere Hochschulklinika kann daraus
allerdings nicht abgeleitet werden.

Wichtigste Voraussetzung für das Gelingen der auf das Konzept
Community Medicine hin orientierten Klinikumsstruktur ist al-
lerdings ein Festhalten an der gegenwärtigen Krankenhauspla-
nung des Landes. Es muß'aus Sicht des Wissenschaftsrates si-
chergestellt bleiben, daß neben dem Universitätsklinikum in
Greifswald kein weiteres Krankenhaus der Normal- oder sogar
der Maximalversorgung entsteht. Nur unter dieser Bedingung
ist die wirtschaftliche Existenz des Universitätsklinikums
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gewährleistet und der Medizinischen Fakultät Greifswald der
weitgehende Verzicht auf den Ausbau einer üblichen hochschul-
medizinischen Klinikumsstruktur zumutbar. Der Wissenschafts-
rat bestärkt das Land darin. diese essentielle Randbedingung
weiterhin zu erhalten und insbesondere in der Nachbarschaft
des Klj-nikums keine weitere Klinik in privater Trägerschaft
zuzulassen. SoIIte si-ch in Zukunft ein Bedarf für weitere
stationäre Krankenhausbetten abzeichnen, müßten diese als
Versorgungsbetten dem Klinikum Greifswald eingegliedert lrrer-
den.

IV.5. Zu Baubestand und Ausbauplanung

Die bauliche Situation des Klinikums der Universität Greifs-
wald bietet eine insgesamt sehr schwierige Ausgangssituation.
Zahlreiche Instituts- und Klinikgebäude zeigten sich beim
Besuch des Ausschusses Medizin in einem dringend sanierungs-
bedürftigen und teilweise desolaten Zustand. Dies galt ins-
besondere für das Institut für Mikrobiologie, die Haut- und
die Augenklinik sowie die Kliniken für Innere Medizin, Chir-
urgie und Frauen- und Kinderheilkunde. Auch der Bereich der
Intensivversorgung sowie der Lehrgebäude muß nach wie vor als
dringend verbesserungsbedürftig angesehen werden. Die Unter-
bringung der Einrichtungen für die Community Medicine stellte
sich als unzureichend und für eine engere Zusammenarbeit die-
ser fnsitute wenig förderlich dar.

Fakultät und Land mußten beim Aufstellen der Bauplanung von
diesen Bedingungen ausgehen und sind in der überarbeitung des
zunächst überdimensionierten Konzeptes zu beachtlichen Ein-
sparungen gekommen, beispiersweise durch den verzicht auf den
Neubau für die Knochenmarktransplantation und die entspre-
chenden strahrenmedizinischen Einrichtungen. positiv zu er-
wähnen ist auch die Lösung für die Neugeborenenversorgung,
zumar der Neubau für eine kombinierte Frauen- und Kinderkli-



t27

nik erst mittelfristig möglich sein wird. Auch die weitgehen-

de Externalisierung der versorgungsbetriebe hat in sinnvoller
weise zu Einsparungen in der Bauplanung beigetragen. Insge-

samt erscheint die vorgesehene Bauabfolge mit den Teilschrit-
ten logisch und, einen entsprechenden Mitteleinsatz vorausge-

setzt, auch realistisch. AIs problematisch hat sich in diesem

Zusammenhang allerdings die Geschwindigkeit der Planungs- und

Genehmigungsverfahren für erwiesenermaßen dringliche Baumaß-

nahmen herausgestellt, so daß zum 25. Rahmenplan für kaum

eines dieser Vorhaben eine Haushaltsunterlage Bau vorlag'

Eines der ersten Vorhaben in der ersten Bauphase stellt der

Umbau des Diagnostikzentrums in der Fleischmannstraße (Nr'

8085) zusammen mit dem Umbau der Ebene 0 im gleichen Gebäude

(Nr. 8086) dar. Hier so1len der interdisziplinäre Notfallbe-
reich, die unfallchirurgische Poliklinik, ein Intensivpflege-
bereich sowie ein Allgemeinpflegebereich untergebracht wer-

den. Außerdem sol1en die bislang auf mehrere Standorte ver-
teilten Einrichtungen der radiologischen Diagnostik zusammen-

geführt werden. Der V{issenschaftsrat häIt den Abschluß dieser
planung für dringlich und erwartet zu diesen beiden vorhaben

einen Antrag auf Höherstufung für den 26. Rahmenplan' Dabei

soltte auch der Zusammenhang mit dem Vorhaben Nr' 8074 (Umbau

im Diagnostikzentrum für das Institut für Mikrobiologie) er-
Iäutert werden, zumal im Hinblick auf den äußerst prekären

zustands des bisherigen Gebäudes der Mikrobiologie.

TeiI der ersten Bauphase wird auch der Neubau der Klinik für
Innere Medizin (Nr. 8088) sein. Dieses vorhaben wurde zum 25.

Rahmenplan in Kategorie II eingestuft. Hierfür wird auch die

spende der Krupp-stiftung über 10,0 Millionen DM eingesetzt
wercien. Die Planungen für dieses wichtige Bauprojekt sollten
batdmöglj-chst abgeschlossen werden.

Als vorrangige Teilmaßnahme

Fleischmannstraße wird auch

die Konzentration am Standort
Neubau für die Neurologische

für
der
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und Neurochirurgische Krinik (Nr. go5o) betrachtet. Zurn 25.
Rahmenplan wurde alrerdings keine weitere Anmerdung für das
zunächst mit p-vermerk versehene vorhaben vorgelegt. Der ttis_
senschaftsrat erwartet nunmehr einen zügigen Abschluß der
Bau- und Genehmigungsverfahren, damit dieses zentrale vorha_
ben auf den v'Ieg gebracht werden kann. rm 1. Bauabschnitt soll
ferner der Neubau der Augenklinik (Nr. gogg) erfolgen. Dieses
vorhaben wurde grundsätzrich zur Aufnahme in den 25. Rahmen-
plan empfohren (Kategorie rr). Auch hierzu sorlte ein rascher
Planungsfortschritt mög1ich sein.

Für die übrigen vorhaben der ersten Bauphase konnten aufgrund
der geänderten Bauabfolge noch keine Anträge zum Rahmenpran
gestellt werden. Andere vorhaben, die bislang vorgesehen und
bereits zum Rahmenplan angemeldet wurden, dürften in zukunft
entfallen bzw. überarbeitet werden. Das Land wird gebeten,
zum 26. Rahmenplan einen überbrick über bereits angemeldete
Vorhaben, die großenteils nicht mehr mit der jetzt vorgesehe-
nen Baupranung übereinstimmen, und deren weitere planungsper_
spektive zt geben. rn diesem zusammenhang erwartet der wis-
senschaftsrat auch eine übersicht über Gebäude in der rnnen_
stadt, die zur Nachnutzung für andere Einrichtungen der uni-
versität, insbesondere die universitätsbibriothek, vorgesehen
sind.
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C. Zusammenfassung

Die Situation der Hochschulmedizin in Mecklenburg-Vorpommern
wi-rd durch die Existenz zweier Medizinischer Fakultäten in
Rostock und in Greifswald geprägt, die zu den äItesten Grün-
dungen in Deutschland zählen. Schon bald nach der deutschen
Wiedervereinigung war absehbar, daß die Finanzkraft des Lan-
des den Unterhalt zweier voII ausgebauter Hochschulklinika
ni-cht erlaubt. Der Wissenschaftsrat hat daher bereits 1991

empfohlen, wenn beide Ausbildungsstätten erhalten bleiben
sollten, für eine konsequente Komplementarität der wissen-
schaftlichen Schwerpunkte zu sorgen und die Schwerpunkte der
Medizinischen Fakultät Greifswald im wesentlichen im Sinne
einer gemeindebezogenen Community Medicine auszurichten. Der
Wissenschaftsrat bestätigt diese seinerzeit gegebenen Empfeh-
Iungen und begrüßt, daß das Land Mecklenburg-Vorpommern und
die Medizinischen Fakultäten sich unter diesen Randbedingun-
gen auf ein gestrafftes und an dringlichen Prioritäten orien-
tiertes Baukonzept geeinigt haben.

Anerkennung findet auch die zwischen Wissenschafts- und So-
zialministerium des Landes vereinbarte Regelung, Klinikums-
betten, die ausschließIich der regionalen medizinischen Ver-
sorgung dienen, a1s Versorgungsbetten zo führen und den dafür
erforderlichen Investitionsbedarf aus entsprechenden Program-
men z1r finanzieren. Die damit verbundene sehr weitgehende
Reduktion der über das HBFG finanzierten Planbetten auf 76A

Betten in Greifswald und 988 Betten in Rostock hä1t der Wis-
senschaftsrat nur vor dem Hintergrund der besonderen Situa-
tion in Mecklenburg-Vorpommern für vertretbar; insbesondere
kann eine Übertragbarkeit der mit dem Konzept Community Medi-
cine in Greifswald verbundenen Bettenreduktion auf andere
Hochschulklinika nicht abgeleitet werden.

Die zwischen Land und Medizinischen Faku1täten vereinbarten
wissenschaftlichen Schwerpunkte der beiden Fakultäten finden
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im wesentlichen die Zustimmung des Wissenschaftsrates. So

werden in Rostock Themen wie Transplantationsmedizin, künst-
Iicher Organersatz und Biomaterialien, Osteologie und Kardio-
chirurgie hervorgehoben, während in Greifswald neben dem Ge-
neralthema der Community Medicine die Neurowissenschaften
sowie die Schwerpunkte "Molekulare Medizin" und "Onkologie"
gewählt wurden. Der Vtissenschaftsrat empfiehlt darüber hin-
aus, auch das in Greifswald traditionelle Thema der Diabeto-
1ogie, das an einem ehemals zur Akademie der V{issenschaften
gehörenden, mittlerweile in die Medizinische Fakultät inte-
grierten Institut am Standort Karlsburg kontinuierlich ge-
pflegt wurde, im Konzept der Fakultät stärker hervorzuheben.

Nicht zuzustimmen vermag der ttissenschaftsrat den Vorstellun-
gen der Medizinischen Faku1tät Rostock, den Bereich der Ge-
sundheitswissenschaften ebenfalls auszubauen, da dieser
Schwerpunkt der Medizinischen Fakultät Greifswald zugeordnet
wurde. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, die in Rostock
ansässigen Institute für Arbeits- und Sozialmedizin zu ver-
lagern, sobald der Ar-rfbau des Schwerpunktes Community Medici-
ne in Greifswald die Übernahme der Lehrverpflichtungen er-
Iaubt.

Angesichts der knappen finanziellen Situation und des in vie-
Ien Bereichen desolaten Bauzustandes der Universitätskliniken
hatte der Wissenschaftsrat bereits LggL zum Ausdruck ge-
bracht, daß er nur eine Hochschulzahnmedizin in Mecklenburg-
Vorpommern für vertretbar häIt. Dem jetzt vorgelegten Vor-
schlag des Landesr ärr der Aufrechterhaltung zweier in ihrer
Aufnahmekapazität erheblich reduzierter Standorte für die
Zahnmedizin festzuhalten, vermag sich der !'Iissenschaftsrat
weiterhin nicht anzuschließen. Vor dem Hintergrund der aII-
gemein unbefriedigenden situation von Forschung und Lehre in
der Zahnmedizin müssen aus Sicht des Vüissenschaftsrates die
Ansprüche, die an eine hochschulzahnmedizinische Ausbildungs-
und Forschungsstätte zD stetren sind, neu überdacht werden,
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mit dem Zier die eualität von Ausbirdung und Forschung zv
steigern. Dies setzt strukturelle, personerre und apparative
Gegebenheiten und eine kritische Mindestgröße für eine hoch-
schulzahnmedizinische Einrichtung voraus, die nicht an beiden
standorten in Mecklenburg-vorpommern realisiert werden kön-
nen. Die Beurteirung, welche der beiden zahnmedizinischen
Ausbildungsstätten fortgeführt werden sorr, bedarf einer
sorgfältigen fachlichen und wissenschaftspolitischen Abwä-
gung, wobei für jeden der beiden standorte Argumente unter-
schiedlichen Gewichts angeführt werden können. Zu berücksich-
tigen ist aber auch die zu erwartende Auswirkung einer
schrießung auf die Gesamtuniversität. Der wissenschaftsrat
erwartet, daß das Land nunmehr die ihm obliegende Entschei-
dung trifft.

Angesichts der Diskussion um die wissenschaftlichen schwer-
punkte und die zahnmedizinische Ausbildung empfiehrt der wis-
senschaftsrat dem Land die Einrichtung einer ständigen struk-
turkommission, die das Land bei der künftigen Entwicklung der
Medizinischen Fakultäten beraten so1I.

zur struktur der Medizinischen Fakurtät der universität Ro-
stock kommt der wissenschaftsrat zu der Empfehlung, die star-
ke untergliederung der Kliniken für rnnere Medizin und des
Pädiatrischen Zentrums aufzugeben zugunsten einer strafferen,
auf drei bis vier Abteilungen beschränkten struktur. Die wis-
senschaftliche Aktivität der Medizi-ni-schen Fakultät Rostock
ist nach der deutschen tr'Iiedervereinigung troi-z günstiger Aus-
gangsbedingungen nur zögerlich in Gang gekommen und blieb
hinter den anfänglichen Erwartungen zurück. Der Wissen-
schaftsrat erwartet, daß sich die mit dem Ausbau der Hochlei-
stungsmedizin verbundene Vorzugsposition künftig in einer
deutiich stärkeren Forschungsaktivität niederschlägt. Voraus-
setzung dafür ist die Konzentration auf wesentliche schwer-
punkte und eine stärkere Bünderung der forschungsaktiven
Gruppen.
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Das Leitthema der Medizinischen Fakultät der Universität
Greifswald 1äßt sich mit dem Begriff Community Medicine um-

schreiben. Die Fakultät hat sich nach Auffassung des Wissen-

schaftsrates sehr bemüht, diesen Vorschlag, für den es in
Deutschland bislang kein Beispiel gibt, mit einem inhaltli-
chen Konzept auszufüIlen. Der Wissenschaftsrat anerkennt die-
se unter schwierigen Bedingungen erbrachten Leistungen r Qt-
\^rartet aber, daß di-e konzeptionelle Phase mögli-chs't bald ab-

geschlossen wird. Hierfür ist die Besetzung des Lehrstuhls
für Epidemiologie und Sozialmedizin außerordentlich dring-
Iich. Der Wissenschaftsrat empfiehlt der Faku1tät, den Aufbau

einer kritischen wissenschaftlichen Masse in den Mittelpunkt
aller weiteren organisatorischen Überlegungen zv stellen, die
Zusammenarbeit zwischen vorklinischen, klinisch-theoretischen
und klinischen Einrichtungen zu stärken und geeignete, be-
reits vorhandene Schwerpunkte in das Konzept Community Medi-
cine auch strukturell einzubinden. Der Vtissenschaftsrat emp-

fiehlt der Medizinischen Fakultät ferner, den vorgesehenen
umfangreichen organisatorischen Überbau zrt straffen und wis-
senschaftliche Anliegen gegenüber gesundheitspolitischen In-
teressen als vorrangi-g zu betrachten.

Der Vtissenschaftsrat begrüßt, daß beide Medizinischen Fakul-
täten ihre ursprünglichen Baukonzepte für die kommenden 15

Jahre deutlich gestrafft und um rund ein Drittel vermindert
haben. Die )eLzL an beiden Standorten vorgesehene Bauabfolge
erscheint sinnvoll und, mit Ausnahme des nach wie vor zn groß
dimensionierten Versorgungszentrums des Rostocker Klinikums,
auch in der Größenordnung vertretbar. Voraussetzung für die
Umsetzung der Konzepte ist eine kontinuj-erliche Finanzj-erung
durch Bund und Land. Weitere Voraussetzung ist ein beschleu-
nigter Planungs- und Genehmigungsablauf für Bauvorhaben; die
bisherigen Verfahren des Landes haben zu erkennbaren Yerzö-
gerungen auch bei dringlichen Baumaßnahmen geführt. Der Wis-
senschaftsrat bittet das Land, diese Verfahren deutlich zu
vereinfachen, und empfiehlt, den Vorschlag, ein zentrales
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Hochschurbauamt beim Kurtusministerium einzurichten, wieder
aufzugreifen.




